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Worauf ich´s anleg?
Auf Bauherrenmodelle mit 

Wohnungszuordnung.

VALUITA ist das Veranlagungsunter-
nehmen für zeitgemäße und innovative 

Investments mit jahrzehntelanger 
Erfahrung seiner Immobilienexperten. 

Der Projektpartner IMMOVATE realisierte bisher
ein Projektvolumen von 1,2 Milliarden Euro.

Das innovative BauherrenmodellZWEI mit 
Wohnungszuordnung im innerstädtischen Bezirk 
Graz Jakomini schafft leistbaren Wohnraum bei 
voller Nutzung der steuerlichen Abschreibungs-

möglichkeiten, der Förderungen und des Mietenpools.

*)

www.valuita.at
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Autonomie

S ehr geehrte Leserinnen und Leser des Anwaltsblattes!
Es hängt mir beim Hals heraus, über die COVID-19-

Pandemie zu schreiben, über Impfpflicht und 2G, 2G+, 3G,
Delta, Omikron und dessen Bruder BA.2.

Ich habe Verständnis für jene, die Vorsicht und Umsicht
walten lassen, um sich, ihre Nächsten und uns alle zu schüt-
zen.

Ich habe Verständnis für jene, die Freiheiten und
Grundrechte verteidigen, für sich, ihre Nächsten und uns
alle.

Lasst uns diese Herausforderung gemeinsam bewältigen;
zumWohle unseres friedvollen Zusammenlebens, als geleb-
te Solidargemeinschaft; wir stärken dadurch unser Öster-
reich.

Diese Herausforderung soll ein „Booster“ für mehr Soli-
darität und eine Absage an Spaltung und Dissens sein.

Vielfalt verbindet.
Lasst uns mit derselben Energie für ein rechtsstaatliches

Österreich eintreten.
Die Vielfalt an „geleakten“ Chats über Postenbesetzung,

Postenbeförderung, Interventionitis und Partikularinteres-
sen ist dem Ansehen unserer Politikkultur, unseres Rechts-
staates abträglich.

Zeigt das, was so manche Entscheidungsträger in unse-
rem Staat chatten, smsen, signalen oder telegrammen, wie
sie wirklich sind, wie sie wirklich ticken?

Oder mehr noch: wie ihr Selbstverständnis zu dem ihnen
anvertrauten (Staats)amt ist?

Und: ist jemand würdig, ein hohes Staatsamt zu beklei-
den, der mit solcher Energie darum wirbt, dazu ernannt zu
werden?

Oder disqualifiziert dies nicht eher?
Wie stolz bin ich darauf, dass wir Rechtsanwältinnen

und Rechtsanwälte ein selbstverwalteter, autonomer Berufs-
stand sind!

Wie dankbar bin ich unseren Vorvätern dafür, dass sie
sogar bei der Sozialversicherung (Altersvorsorge, Kranken-
vorsorge) auf Autonomie beharrt haben!

Wie stolz bin ich darauf, dass jede Person, die unsere
Berufsvoraussetzungen erfüllt, Rechtsanwältin oder Rechts-
anwalt werden kann – ohne Einfluss von staatlichen Instan-
zen.

Wir schulden unsere Autonomie unseren Klientinnen
und Klienten!

Nur durch unsere Autonomie sind wir wahrhaft glaub-
würdige Vertreterinnen und Vertreter ihrer Interessen.

Verteidigen wir unsere Autonomie – sie ist ein Quali-
tätssiegel der unabhängigen Rechtsanwaltschaft, sie ist ein
USP unseres Berufsstandes und: sie ist zum Vorteil unserer
Auftraggeber.

Unsere Autonomie, unsere Verpflichtung zur Ver-
schwiegenheit und unser Bekenntnis, die Interessen der
Klientinnen und Klienten unumwunden und frei von Kol-
lisionen zu vertreten, sind die Grundvoraussetzungen dafür,
dass uns Vertrauen entgegengebracht wird.

Nehmen wir alle wahr, was Angebot und Verpflichtung
ist: die anwaltliche Fortbildung zum Beispiel.

Nutzen Sie den Fortbildungsscheck der Anwaltsakade-
mie, der Ihnen zugesandt wurde!

Die anwaltliche Verschwiegenheit: Nutzen Sie ver-
schwiegene, sichere Kommunikationskanäle!

Ich habe großes Vertrauen in Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte!

Machen wir gemeinsam unseren Berufsstand und damit
den Rechtsstaat stark!

RUPERT WOLFF
Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
(ÖRAK)
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FRANZ HARTL
Präsident des LG
Korneuburg iR.

Ukraine: Unterstützung durch die
Rechtsanwaltschaft
Im Zusammenhang mit der entsetzlichen Situation in der
Ukraine und den Auswirkungen des Krieges auf ganz Euro-
pa steht der ÖRAK im Austausch mit der Vertretung der
ukrainischen Kolleginnen und Kollegen, der Ukrainian Na-
tional Bar Association (UNBA). Diese ersucht die österrei-
chische Rechtsanwaltschaft um (rechtliche) Unterstützung
für Menschen, die in Österreich Zuflucht vor dem Krieg
in ihrem Heimatland suchen.

Neben vor allem überlebenswichtigen Betreuungsmaß-
nahmen ist auch mit einer erhöhten Nachfrage nach unent-
geltlichen Rechtsauskünften insb im Fremdenrecht zu
rechnen.

Im Falle Ihrer Bereitschaft, für derartige Rechtsaus-
künfte zur Verfügung zu stehen, ersuchen wir Sie, dies
zeitnah Ihrer Rechtsanwaltskammer mitzuteilen. Nicht
ausschließlich, aber insb Kolleginnen und Kollegen mit Ex-
pertise im Fremdenrecht und ggf mit einschlägigen Sprach-
kenntnissen könnten hier einen wertvollen Beitrag leisten.

Die Listen mit Kontaktdaten der jeweiligen Kanzleien
werden im Anschluss auf denWebseiten der Rechtsanwalts-
kammern und des ÖRAK veröffentlicht.

Die österreichische Rechtsanwaltschaft hat bereits in der
Vergangenheit immer wieder ihre außerordentliche Hilfs-
bereitschaft unter Beweis gestellt. Wir sind davon überzeugt
und hoffen, dass es uns gemeinsam gelingt, den Betroffe-
nen, bei welchen es sich überwiegend um Frauen und Kin-
der handelt, rasche und unbürokratische Unterstützung zur
Verfügung zu stellen.

Vielen Dank für Ihr Engagement!

Beschluss der Rechtsanwaltskammer
Wien
Über Herrn Dr. Lars Maximilian Graf von Thun und Ho-
henstein, ehem Rechtsanwalt (RAK München), wird auf-
grund des Bescheides des Ausschusses der Rechtsanwalts-
kammer Wien vom 22. 2. 2022 gem § 17 Abs 4 EIRAG
das endgültige Verbot, in Österreich seine Tätigkeit als nie-
dergelassener europäischer Rechtsanwalt auszuüben, ver-
hängt.

Herr Dr. Lars Maximilian Graf von Thun und Hohen-
stein wird gem § 17 Abs 4 EIRAG von der Liste der nieder-
gelassenen europäischen Rechtsanwälte gestrichen.

Herr Dr. Thomas Deschka, Rechtsanwalt in 1010 Wien,
Domgasse 4/9, wird gem § 34a Abs 2 RAO zum Kammer-
kommissär bestellt.

Schmerzengeldsätze in Österreich in Euro
Stand: Februar 2022

Schmerzen

leichte mittlere starke

OLG Graz 110–120 220–240 330–360

OLG Innsbruck 110–150 220–250 330–350

OLG Linz Keine Angaben

OLG Wien*) 120 240 360

LG Eisenstadt 110 220 330

LG Feldkirch 120 240 360

LG ZRS Graz 110–120 220 330

LG Innsbruck 150 250 bis 350

LG Klagenfurt 110 220 330

LG Linz 100–120 200–240 300–360

LG Salzburg 120 240 360

LG St. Pölten 120 240 360

LG ZRS Wien 110–120 220–240 330–360

LG Korneuburg 110–120 220–240 330–360

LG Krems 150 250 350

LG Leoben 120 240 350

LG Ried i. I. 130 260 400

LG Steyr 120 240 360

LG Wels 100–110 200–220 300–350

LG Wr. Neustadt 110 220 330

*) Die angeführten Beträge gelten als Untergrenze, wobei auch die
Umstände des Einzelfalls berücksichtigt werden.

Beachte:
1. Diese Schmerzengeldtabelle stellt bloß eine Orientie-

rungs- bzw Bemessungshilfe und keine Berechnungsme-
thode dar!

2. Es wird darauf hingewiesen, dass die in obiger Tabelle
angeführten Sätze der überwiegenden Praxis bei diesen
Gerichten entsprechen; vereinzelte Abweichungen können
daher nicht ausgeschlossen werden.

FH
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BESTELLFORMULAR 
WERBEARTIKEL

AUSFÜLLEN UND 
BESTELLEN

Retournieren Sie dieses Formular bitte an die RADOK GmbH per Fax an die Fax-Nummer 01 / 535 12 75-13 oder per E-Mail an bestellung@radok.at.
RADOK Gesellschaft für Organisation, Dokumentation und Kommunikation Gesellschaft m.b.H., Wollzeile 1-3, 1010 Wien  Preise Netto in Euro zzgl. USt.

Name bzw Firma: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Straße: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  PLZ/Ort: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Datum:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Unterschrift:. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

BAUMWOLLTASCHE Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Navy, 2-seitig „Immer an Ihrer Seite!“ sowie „Wir lassen Sie nicht hängen!“
mit Logo „Die österreichischen Rechtsanwältinnen“ bzw „Die österreichi-
schen Rechtsanwälte“, 35x39x13,5cm, Träger: 58cm, 100% Baumwolle

6,00

MANNERSCHNITTEN Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
2 knusprige Waff eln gefüllt mit Haselnusscreme mit beidseitiger Banderole  
„Bevor es Brösel gibt...“ und „Sollten Sie mal Brösel  haben...“ mit R-Logo, 
ca. 15 g

0,50

BONBONS Füllmenge Preis €/Pkg. Anzahl Gesamt
Bonbon in Wickler aus blauer Folie, Aufdruck „Fruchtgenuss“ 
mit R-Logo, Fruchtmix (Himbeere, Zitrone und Pfi rsich) ½ kg 17,00

1 kg 32,00

KUGELSCHREIBER WEISS Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Weiß 
mit Aufdruck 1,00

ANSTECKPIN „R“ Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
R-Logo ausgestanzt 
als Ansteck-Pin,
ø ca 15 mm

2,50

LANYARD ZWEISEITIG Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Blau-weiß, Karabiner, Logoaufdruck, L(ohne Karabiner)=44 cm 
Aufdruck blaue Seite „Wir sprechen für Ihr Recht“
Aufdruck weiße Seite „www.rechtsanwaelte.at“

1,50

STOCKSCHIRM MIT HOLZGRIFF & KUNSTLEDERDETAIL Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Stockschirm, marineblau, 
Fiberglas, tefl onbeschichtet, mit Aufdruck
Ø 115 cm

20,00

NOTIZBÜCHER Format Preis €/Pkg. Anzahl Gesamt
100 Blatt, Hardcover kratzfest laminiert, Kern kariert, gelocht 
und perforiert, mit Leseband und Kapitalband A5 8,90

A4 9,90

POST IT HAFTNOTIZBLOCK Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Weiß, mit Aufdruck
DIN A7, 50 Blatt 1,75

SCHREIBBLOCK Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Weiß, mit Aufdruck
DIN A4, 50 Blatt kopfgeleimt 2,00

AUFKLEBER Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Logo
Maße: 12 x 3 cm 1,00

USBSTICK Preis €/Stk. Anzahl Gesamt
Sonderform R-Logo in 3D, 
16 GB Datenvolumen, USB 2.0 7,50

GESAMT zuzüglich Spesen für Versand und Verpackung Preis €
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Diese Ausgabe von
„Recht kurz & bündig“
entstand unter
Mitwirkung von

ULLRICH SAURER (US)
Rechtsanwalt

MANFRED
AINEDTER (MA)
Rechtsanwalt

FRANZ GALLA (FG)
Rechtsanwalt

§§ 18, 29 UGB

2022/95

Zur Irreführungseignung einer Firma
1. Gem § 29 Abs 1 UGB hat sich jede neue Firma von sämt-
lichen am selben Ort oder in derselben Gemeinde befind-
lichen, bereits bestehenden und in das Firmenbuch einge-
tragenen Firmen deutlich zu unterscheiden.
2. Wenn bei einem nicht unerheblichen Teil der durch die
Firma angesprochenen Verkehrskreise eine fehlerhafte Vor-
stellung über das Unternehmen erweckt werden kann, wel-
che für Geschäfte oder für die Gesellschaft als Geschäftsin-
haberin von Bedeutung sind, gleichgültig ob eine Irrefüh-
rung tatsächlich realisiert wird oder beabsichtigt ist, wird
das Irreführungsverbot iSd § 18 Abs 2 UGB verletzt.
3. Die Unterscheidbarkeit von Firmen innerhalb desselben
Ortes oder derselben Gemeinde als Frage der konkreten Ir-
reführungseignung ist nicht nach § 18 Abs 2 UGB, sondern
nur nach § 29 UGB als lex specialis zu prüfen.
4. Durch das Irreführungsverbot äußert sich das Prinzip der
Firmenwahrheit, welches als Bestandteil des Firmenord-
nungsrechts primär dem Schutz Dritter dient.
5. Maßgebend ist die Auffassung des durchschnittlichen
Angehörigen des betroffenen Personenkreises bei verständi-
ger Würdigung.
6. Damit sichergestellt wird, dass nicht Angaben von gerin-
ger wettbewerbsrechtlicher Relevanz oder solche, die für
wirtschaftliche Entscheidungen oder für die angesproche-
nen Verkehrskreise nur von geringer Bedeutung sind, als
irreführend eingestuft werden, wird eine gewisse Wesent-
lichkeit der beanstandeten Irreführung vorausgesetzt.
7. Bei Fantasiefirmen kommt es darauf an, ob die Fantasie-
bezeichnungen geeignet sind, beim Verkehr unrichtige As-
soziationen betreffend den Gegenstand des Unternehmens
auszulösen.
OGH 15. 11. 2021, 6 Ob 128/21y JusGuide 2022/06/
20030. US

§§ 5, 27 PSG

2022/96

Zur Entstehung der Begünstigtenstellung
1. Die Begünstigtenstellung entsteht mit Eintragung der Pri-
vatstiftung in das Firmenbuch, wenn die Begünstigten in
der Stiftungserklärung konkret bezeichnet oder zumindest
bestimmbar sind. Ist der Beginn der Begünstigtenstellung
hingegen an sonstige Voraussetzungen oder Bedingungen
geknüpft, beginnt die Begünstigtenstellung erst mit Eintritt
der Voraussetzung bzw Bedingung.
2. Dem folgend sind Personen nur als Begünstigte anzuse-
hen, wenn deren Begünstigtenstellung unmittelbar und oh-
ne dazwischentretenden Akt feststeht. Ersatzbegünstigte
oder Personen, deren Begünstigtenstellung aufschiebend
bedingt ist, sind noch nicht Begünstigte iSd § 5 PSG.

3. Sie haben als potentiell Begünstigte lediglich eine An-
wartschaft auf Erlangung der Begünstigtenstellung.
4. Selbiges gilt auch dann, wenn die Feststellung des Be-
günstigten noch von einem Organbeschluss oder der Ent-
scheidung einer vom Stifter dazu berufenen Stelle abhängt,
mag auch eine Konkretisierung der Person bereits in der
Stiftungserklärung vorgenommen worden sein.
OGH 15. 11. 2021, 6 Ob 179/21y JusGuide 2022/05/
20017. US

§§ 16, 17, 18, 41, 50, 51 GmbHG; § 15 UGB; § 18 FBG

2022/97

Zur Abberufung und mangelnden
Rechtmittellegitimation des abberufenen GmbH-
Geschäftsführers
1. Bis zu dem Zeitpunkt, zu dem ein stattgebendes und
rechtskräftiges Urteil vorliegt, mit dem der – ohne Zustim-
mung eines zustimmungsberechtigten Gesellschafters ge-
fasste – Abberufungsbeschluss des Geschäftsführers nach
§ 41 GmHG für nichtig erklärt wird, fehlt es diesem auf-
grund der Wirksamkeit der Abberufung an der Legitima-
tion, Rechtsmittel im Namen der Gesellschaft zu erheben.
2. Aus der verspäteten Löschung der Eintragung des Ge-
schäftsführers im Firmenbuch kann der bereits abberufene
Geschäftsführer keine aufrechte Vertretungsbefugnis bis
zum Zeitpunkt der Löschung ableiten.
3. Der Beschluss des Firmenbuchgerichts auf Eintragung
der Abberufung des Geschäftsführers einer GmbH wirkt
nicht rechtsbegründend, sondern ist lediglich deklarativ.
4. Im Firmenbuchverfahren sind die Parteien des Verfah-
rens sowie der gem § 18 FBG zu verständigende Betroffene
rekurslegitimiert.
OGH 23. 6. 2021, 6 Ob 112/21w ecolex 2021/680. US

§ 34 GmbH; § 879 ABGB

2022/98

Zum Abfindungsanspruch ausscheidender
Gesellschafter
1. Unter dem Gesichtspunkt des Gläubigerschutzes müssen
der Rsp des OGH folgend freiwilliges Ausscheiden und das
Ableben eines Gesellschafters einerseits sowie Exekution
bzw Insolvenz andererseits als Fälle des Aufgriffsrechts
gleichbehandelt werden.
2. Eine Abfindungsbeschränkung unter den Verkehrswert
des Geschäftsteils in den Fällen der Exekution bzw Insol-
venz des Gesellschafters ist nur zulässig, wenn sie nicht
nur in diesen Fällen einschlägig ist, sondern eine entspre-
chende Reduktion des Abfindungsanspruchs für jede Kon-
stellation des freiwilligen oder auch des unfreiwilligen Aus-
scheidens des Gesellschafters normiert wird.
3. Die Gleichbehandlung betreffend die Abfindung hat für
sämtliche Fälle eines Gesellschafterwechsels zu gelten, da-
mit es in den Fällen der Exekution und Insolvenz nicht zu

österreichisches anwaltsblatt 04_2022

193

Recht kurz & bündig



einer Benachteiligung der Gläubiger eines Gesellschafters
kommt.
OGH 12. 5. 2021, 6 Ob 86/21x. US

§ 11 FBG; §§ 25, 26, 76 GmbHG

2022/99

Zur Prüfpflicht des Firmenbuchgerichts bei Fehlen
von Angaben zur Einhaltung der Notariatsaktform bei
Übertragung von Geschäftsanteilen
1. Der Geschäftsführer hat vor Anmeldung eines Gesell-
schafterwechsels die formelle und materielle Richtigkeit
des Übertragungsakts und seine Rechtswirksamkeit zu prü-
fen. Ihn trifft eine schadenersatzrechtliche Haftung für die
Richtigkeit seiner Angaben in der Firmenbuchanmeldung.
2. Das Firmenbuchgericht darf sich prinzipiell auf die Rich-
tigkeit der Wissenserklärung des Geschäftsführers in der
Firmenbuchanmeldung verlassen. Die Firmenbucheingabe
hat daher jene Tatsachen zu beinhalten, anhand derer we-
nigstens die eingeschränkte Prüfpflicht des Firmenbuchge-
richts erfolgen kann.
3. Das Fehlen jeglicher Angaben zur Einhaltung der Nota-
riatsaktform bei Übertragung von Geschäftsanteilen kann
Bedenken des Firmenbuchgerichts gegen die Wirksamkeit
der Anteilsübertragung wecken.
OGH 18. 2. 2021, 6 Ob 196/20x ecolex 2021/364. US

§ 115a Abs 1 Z 1 StPO

2022/100

Verwertung beschlagnahmter Vermögenswerte
„Verfahren“ iSd § 115a Abs 1 Z 1 StPO ist nur ein (abge-
brochenes) Hauptverfahren oder selbstständiges Verfahren.
OGH 29. 7. 2021, 12 Os 45/21s (LGSt Wien 333 HR 36/
14k) EvBl 2022/6. MA

§ 26 Abs 2 StGB

2022/101

Beseitigung der Gefährlichkeit von Mobiltelefonen
Bei gegebener Deliktstauglichkeit ist dem Berechtigten vor
Einziehung angemessen Gelegenheit zu geben, diese be-
sondere Beschaffenheit auf welche Weise auch immer zu
beseitigen. Wurde diese eliminiert, ist das Absehen von
der Maßnahme zwingend. Die bloße Möglichkeit, unter
Verwendung des Mobiltelefons (wie auch jedes anderen
iPhones) auf die iCloud zuzugreifen, begründet keine be-
sondere Beschaffenheit des Gegenstands, die diesen spezi-
fisch zur Begehung strafbarer Handlungen geeignet
macht.
OGH 29. 7. 2021, 12 Os 84/21a (LG Wr Neustadt 14 Bl 32/
20i; BG Baden 30 U 30/19i) EvBl 2022/7. MA

§ 105 Abs 1 StGB

2022/102

Gewalt
Gewalt setzt keine „aktive, physische Einwirkung auf den
Körper des Opfers“ voraus. Von einer „Vergeistigung“ des
Gewaltbegriffs kann keine Rede sein, wenn die vom Opfer
hervorgerufene Kraft (= Masse mal Beschleunigung) – phy-
sikalisch nicht anders als durch ein Losfahren des Täters auf
ein Opfer – durch das Täterverhalten (das sich dieser Kraft
bedient) gegen die körperliche Sphäre des Opfers gelenkt
wird.
OGH 14. 9. 2021, 11 Os 89/21d (LG Wr Neustadt 48 Hv 5/
21d) EvBl 2022/14. MA

§ 39a Abs 1 Z 5 StGB

2022/103

Verabredete Verbindung bis zum Beginn der
Tatausführung möglich
Zwar trifft es zu, dass die für die Annahme einer verabrede-
ten Verbindung vorausgesetzte ernstliche Willenseinigung
von mindestens zwei Personen über die gemeinsame Tat-
ausführung auch durch schlüssiges Verhalten und in suk-
zessiver Weise erfolgen kann. Ebenso bedarf es für ein be-
wusstes und gewolltes Zusammenwirken der Täter keiner
ausdrücklichen Vereinbarung. Während allerdings für Mit-
täterschaft ein spätestens während der Tatverübung spon-
tan gefasster, auf die gemeinsame Tatbegehung gerichteter
Entschluss genügt, setzt die Verabredung eine Willenseini-
gung vor oder zumindest zu Beginn der Tatausführung vo-
raus.
OGH 14. 9. 2021, 11 Os 82/21z EvBl-LS 2022/15. MA

§ 32 Abs 2 und 3, §§ 107b, 201 StGB; § 47 Abs 1,
§ 126 Abs 4 StPO

2022/104

Unzulässiger Erkundungsbeweis, Dolmetscherin als
Verfahrenszeugin, Vorstrafen als Erschwerungsgrund
und Doppelbestrafungsverbot
Das bloße Verlangen einer Partei, neue Befunde und Gut-
achten abzufordern, um die vom beigezogenen Sachver-
ständigen erbrachten (iSd §§ 125f StPO mängelfreien) Er-
gebnisse zu überprüfen, zielt auf eine unzulässige Erkun-
dungsbeweisführung.
Der Umstand, dass die Dolmetscherin im Verfahren als
Zeugin vernommen worden ist, bedingt per se nicht deren
Befangenheit iSd § 47 Abs 1 Z 3 StPO (iVm § 126 Abs 4
StPO).
Das Heranziehen einer einschlägigen Vorstrafe als Erschwe-
rungsgrund verstößt nicht gegen das Doppelverwertungs-
verbot.
OGH 14. 7. 2021, 13 Os 42/21g (LG Linz 17. 11. 2020,
22 Hv 32/19z – 178b) JSt-Slg 2021/72, 622. MA
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§ 28 Abs 1 Fall 2, § 28a Abs 1 Fall 1 SMG; § 12 Fall 3
StGB

2022/105

Beitrag zur Suchtgifterzeugung, Verkauf von
Cannabisstecklingen, Anbau von Cannabispflanzen
zur Suchtgiftgewinnung
Der Verkauf von Cannabisstecklingen an Personen, die da-
raus suchtgifthaltiges Cannabiskraut erzeugen, verwirklicht
bei entsprechendem Vorsatz Beitragstäterschaft zur Erzeu-
gung von Suchtgift.
OGH 22. 4. 2021, 12 Os 4/21m JSt-Slg 2021/74, 632. MA

§§ 120–122 StVG

2022/106

Aufsichtsbeschwerde
Der Mitteilung der Behörde, dass sie sich zu einer begehrten
aufsichtsbehördlichen Verfügung nicht veranlasst finde,
fehlt jeder rechtsgestaltende oder -feststellende Inhalt. Da-
gegen erhobene Beschwerden sind zurückzuweisen.
LGSt Wien 9. 9. 2021, 190 Bl 50/21 i JSt-Slg 2021/78,
638. MA

§ 115 StPO

2022/107

Einspruch wegen Rechtsverletzung bei
Nichtaufhebung der Beschlagnahme durch die
Staatsanwaltschaft
Während über die Beschlagnahme das Gericht über Antrag
der Staatsanwaltschaft oder einer von der Sicherstellung be-
troffenen Person zu entscheiden hat (§ 115 Abs 2 StPO), ist
für deren Aufhebung im Ermittlungsverfahren die Staatsan-
waltschaft zuständig. Hebt diese die Beschlagnahme trotz
Wegfalls ihrer Voraussetzungen oder Erlags eines nach
§ 115 Abs 5 StPO bestimmten Geldbetrags (§ 115 Abs 6
StPO) nicht auf, kann gerichtlicher Rechtsschutz erlangt
werden, indem dagegen ein Einspruch wegen Rechtsverlet-
zung nach § 106 StPO und bei ablehnendem Gerichtsbe-
schluss Beschwerde gegen diesen erhoben wird.
OGH 23. 3. 2021, 14 Os 61/20g (RS0133578) JSt-LS OGH
2021/83, 644. MA

§ 115 StPO

2022/108

Keine „Überweisung“ beschlagnahmter Forderungen
auf ein „Konto des Oberlandesgerichts“
Schutz-, Prüf- und Sorgfaltspflichten der Staatsanwaltschaft
für durch Drittverbot beschlagnahmte Forderungen sind
aus dem Gesetz nicht abzuleiten. § 109 Z 1 und § 114 Abs 1
StPO beziehen sich auf die Verwahrung sichergestellter Ge-
genstände, § 115e StPO regelt die Verwertung (auf die in
§ 377 StPO beschriebene Weise) rasch verderblicher, mit
erheblicher Wertminderung verbundener oder nur mit un-

verhältnismäßigen Kosten aufzubewahrender Gegenstände
und Vermögenswerte (§ 115e StPO). Die Verwahrung und
Verwaltung (§ 379 Abs 3 Z 1 EO) von Forderungen des
Gegners der gefährdeten Partei ist dagegen unzulässig. Eine
„Überweisung“ einer durch Drittverbot beschlagnahmten
Forderung auf ein „Konto des Oberlandesgerichts“ durch
die Staatsanwaltschaft (oder das Gericht) kommt daher
nicht in Frage.
OGH 23. 3. 2021, 14 Os 61/20g (RS0133580) JSt-LS OGH
2021/85, 644. MA

§ 2 2. COVID-JuBG

2022/109

Dürfen während der pandemiebedingten Stundung
Kreditzinsen verrechnet werden?
§ 2 Abs 1 des 2. COVID-19-JuBG ordnet nicht eine die Fäl-
ligkeit unberührt lassende reine Stundung (der Eintreibung)
an, sondern eine echte, die vertragliche Fälligkeit verschie-
bende Stundung. Wenn zwischen den Vertragsparteien kei-
ne anderslautende einvernehmliche Regelung zustande
kam, trat eine automatische Verlängerung der Laufzeit des
Kreditvertrags um den zehnmonatigen Stundungszeitraum
ein. Für diesen Fall bestimmt das Gesetz dezidiert, dass die
jeweilige Fälligkeit der vertraglichen Leistungen um diese
Frist hinausgeschoben wird.
Auf diese Weise sollte nach der Absicht des Gesetzgebers
vermieden werden, dass mit Ablauf des Zeitraums des Mo-
ratoriums die bis dahin gesetzlich gestundeten Ansprüche
und die nach diesem Zeitpunkt wieder regulär fällig wer-
denden Ansprüche parallel zu erfüllen sind. Es soll also
im Anschluss an die gesetzliche Stundung der Vertrag wie
ursprünglich vereinbart fortgesetzt werden, nur wird die
Fälligkeit jeder einzelnen Leistung für den gesamten Ver-
trag um (letztlich) zehn Monate verschoben.
Im Ergebnis musste die bekl Bank es unterlassen, in Ver-
braucherkreditverträgen, bei denen es zur Stundung nach
§ 2 des 2. COVID-19-JuBG kam, für die Zeit der Stundung
dem Konto weiterhin Sollzinsen anzulasten bzw in der Fol-
ge vom Kunden zu verlangen.
OGH 22. 10. 2021, 3 Ob 189/21x Zak 2022/52, 35. FG

§ 1295 Abs 1, § 1311 ABGB; § 1 Abs 1, §§ 16, 18 UWG

2022/110

Schadenersatzanspruch des Verbrauchers wegen
unlauterer Geschäftspraktik
Die Kl wurden Opfer eines Diebstahls in ihrer Privatwoh-
nung. Aus dem von der Bekl in Verkehr gebrachten Safe
wurden € 60.000,– gestohlen. Die Deckung dieses Schadens
wurde von der Haushaltsversicherung (erfolgreich) mit der
Begründung abgelehnt, der Safe entspreche – entgegen den
Angaben der Bekl – nicht der Sicherheitsklasse EN-1.
Der erk Senat stützt sich auf die Entscheidung 4 Ob 53/98t
(SZ 71/36), in welcher zum ersten und bisher einzigen Mal
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die aktive Klagelegitimation eines Verbrauchers bejaht wur-
de, welcher infolge einer wettbewerbswidrigen Handlung
einen Vermögensschaden erlitten hatte. Dieses Ergebnis
war mit dem Argument begründet worden, dass die Bestim-
mungen des UWG auch Schutzgesetze iSd § 1311 ABGB
zugunsten der Verbraucher seien.
Hervorgehoben wurde vom erk Senat auch, dass im natio-
nalen Recht kraft der allgemein gefassten Anordnungen in
§ 1 Abs 1 und § 16 UWG keine Lücke bestehe. Es sei wer-
tungsmäßig nicht nachvollziehbar, dass nach einem Lauter-
keitsverstoß zwar der geschädigte Mitbewerber, nicht aber
auch der geschädigte Verbraucher Schadenersatz begehren
können soll.
OGH 16. 12. 2021, 4 Ob 49/21s Zak 2022/59, 37. FG

§ 364 Abs 2 ABGB

2022/111

Schallimmissionen durch Klavierspiel
Bei Beurteilung der „Lästigkeit“ von Lärm bei Immissionen,
so auch iZm Musikproben, ist nicht nur die (objektiv mess-
bare) Lautstärke, sondern auch die subjektive Lästigkeit
maßgebend. Dabei kommt es aber nicht auf eine besondere
Empfindlichkeit der betroffenen Person, sondern auf das
Empfinden eines durchschnittlichen Bewohners des betrof-
fenen Grundstücks an. Für diese Lästigkeit sind vor allem
Tonhöhe, Dauer und Eigenart der Geräusche entscheidend.

Allerdings darf die Gewährung des Immissionsschutzes
nicht überspannt werden.
Aus der Sicht eines verständigen Durchschnittsmenschen
können nicht nur eine bestimmte Erhöhung des Lärmpe-
gels, sondern bei selbst moderaten Geräuschimmissionen
spezifische Eigenheiten als störend empfunden werden.
Dies kann etwa bei eintönigen Fingerübungen oder ständi-
ger Wiederholung von einzelnen Passagen der Fall sein.
Hier war weder davon auszugehen, dass die Bekl stunden-
lang Fingerübungen macht, noch dass sie ausschließlich
schwierige Stellen bei geöffnetem Fenster und/oder in ho-
her Lautstärke übt. Eine „besondere Lästigkeit“ dieser
Lärmimmissionen lag hier daher nicht vor: Mit stundenlan-
gem Probenlärm einer Heavy-Metal-Band oder sehr lauten,
hellen und spitzen Pfauenschreien war das Üben der Bekl
nicht vergleichbar.
OGH 16. 12. 2021, 5 Ob 210/21z. FG

§ 1295 Abs 1, §§ 1299, 1311 ABGB

2022/112

Maßstab der Haftung von Baustellenkoordinatoren
Der Pflichtenkatalog des Bauarbeitenkoordinationsgesetzes
ist iSd § 1311 ABGB als Schutzgesetz zugunsten der Arbeit-
nehmer anzusehen. Wer die Aufgaben als Baustellenkoor-
dinator übernommen hat, haftet nach dem Maßstab des
§ 1299 ABGB für deren sachgerechte Erledigung. Er haftet
den auf der Baustelle eingesetzten Arbeitnehmern für
Pflichtwidrigkeiten nicht nur deliktisch, sondern auch ver-
traglich nach dem Koordinationsvertrag.
Die dem Baustellenkoordinator bekannt gegebene Informa-
tion, dass bei den Paneelwänden Durchbrüche hergestellt
werden, hätte diesen zu einem Handeln veranlassen müs-
sen. Dies wäre unter Zugrundelegung des von § 1299 ABGB
vorgegebenen Maßstabs jedenfalls geboten gewesen, han-
delt es sich bei den in Aussicht genommenen Wanddurch-
brüchen doch um die offenkundig sicherheitsrelevante Än-
derung einer Baustelleneinrichtung. Vorzuwerfen ist dem
Baustellenkoordinator weiters, dass er bei der letzten Bau-
stellenbesichtigung vor dem späteren Unfall keine Besichti-
gung jenes Areals vornahm, in dem die Wanddurchbrüche
bereits ausgeführt waren.
OGH 25. 11. 2021, 2 Ob 119/21w. FG
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Diese Ausgabe von
„Europarecht kurz &
bündig“ entstand
unter Mitwirkung von

RAINER HABLE (RH)
Rechtsanwalt in Brüssel
und Wien

Unionsbürgerschaft

2022/113

Vorlage zur Vorabentscheidung – Unionsbürgerschaft
– Art 20 und 21 AEUV – Anwendungsbereich –

Aufgabe der Staatsangehörigkeit eines
Mitgliedstaats, um die Staatsangehörigkeit eines
anderen Mitgliedstaats entsprechend dessen
Zusicherung der Einbürgerung des Betroffenen zu
erwerben –Widerruf dieser Zusicherung aus Gründen
der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit – Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit – Staatenlosigkeit
Die Situation einer Person, die die Staatsangehörigkeit nur
eines Mitgliedstaats besitzt und diese mit der Folge des Ver-
lusts ihres Unionsbürgerstatus zwecks Erwerbs der Staats-
angehörigkeit eines anderen Mitgliedstaats aufgibt, nach-
dem ihr die Behörden dieses Mitgliedstaats die Verleihung
von dessen Staatsbürgerschaft zugesichert haben, fällt ihrem
Wesen und ihren Folgen nach unter das Unionsrecht, wenn
diese Zusicherung widerrufen und die betroffene Person in-
folgedessen daran gehindert wird, den Unionsbürgerstatus
wiederzuerlangen.
Art 20 AEUV ist dahingehend auszulegen, dass die zustän-
digen nationalen Behörden und die Gerichte des Aufnah-
memitgliedstaats zu prüfen haben, ob der Widerruf, durch
den der Verlust des Unionsbürgerstatus für die betreffende
Person endgültig wird, im Hinblick auf seine Folgen für die
Situation dieser Person mit dem Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit vereinbar ist. Diesem Erfordernis der Vereinbar-
keit mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist nicht
genügt, wenn der Widerruf mit straßenverkehrsrechtlichen
Verwaltungsübertretungen begründet wird, die nach dem
anwendbaren nationalen Recht rein finanziell geahndet
werden.
EuGH (GK) 18. 1. 2022, C-118/20, JY/Wiener Landesregie-
rung. RH

Unionsrecht und Recht der Mitgliedstaaten

2022/114

Vorlage zur Vorabentscheidung – Freier
Dienstleistungsverkehr – Art 49 AEUV – RL 2006/123/
EG – Art 15 – Honorare für Architekten und
Ingenieure – Festgesetzte Mindestpreise –

Unmittelbare Wirkung – Im Laufe eines Verfahrens
vor einem nationalen Gericht ergangenes
Vertragsverletzungsurteil
Ein nationales Gericht, bei dem ein Rechtsstreit anhängig
ist, in dem sich ausschließlich Privatpersonen gegenüberste-
hen, ist aufgrund des Unionsrechts nicht verpflichtet, eine
nationale Regelung unangewendet zu lassen, die unter Ver-
stoß gegen Art 15 der Dienstleistungsrichtlinie Mindestho-
norare für die Leistungen von Architekten und Ingenieuren
festsetzt und die Unwirksamkeit von abweichenden Verein-

barungen vorsieht, wenn die Unionsvorschrift keine unmit-
telbare Wirkung hat.
Art 15 der Dienstleistungsrichtlinie kann nach der Rsp des
Gerichtshofs eine unmittelbare Wirkung entfalten, da diese
Bestimmung hinreichend genau, klar und unbedingt ist. Die
Anwendung von Art 15 im Ausgangsrechtsstreit würde je-
doch dem Kl sein Recht nehmen, ein Honorar in der Höhe
des in den nationalen Vorschriften vorgesehenen Mindest-
satzes einzufordern. Die Rsp des Gerichtshofs schließt je-
doch aus, dass dieser Bestimmung im Rahmen eines Rechts-
streits zwischen Privaten eine solche Wirkung zuerkannt
werden kann.
Nach Art 260 Abs 1 AEUV hat ein Mitgliedstaat, wenn der
Gerichtshof eine Vertragsverletzung dieses Mitgliedstaats
feststellt, die Maßnahmen zu ergreifen, die sich aus dem Ur-
teil des Gerichtshofs ergeben. Die Urteile, mit denen solche
Verstöße festgestellt werden, haben vor allem die Festle-
gung der Aufgaben der Mitgliedstaaten im Fall der Verlet-
zung ihrer Pflichten zum Gegenstand und nicht die Verlei-
hung von Rechten an Einzelne. Daher sind die nationalen
Gerichte oder Behörden aufgrund solcher Urteile nicht ver-
pflichtet, im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen Privaten
eine nationale Regelung, die gegen die Bestimmung einer
RL verstößt, unangewendet zu lassen.
Dagegen könnte sich die durch die Unvereinbarkeit des na-
tionalen Rechts mit dem Unionsrecht geschädigte Partei auf
die Rsp des Gerichtshofs berufen, um gegebenenfalls Ersatz
eines durch diese Unvereinbarkeit entstandenen Schadens
zu erlangen. Demzufolge muss jeder Mitgliedstaat sicher-
stellen, dass dem Einzelnen der Schaden ersetzt wird, der
ihm durch die Nichtbeachtung des Unionsrechts entstan-
den ist.
EuGH (GK) 18. 1. 2022, C-261/20, Thelen Technopark Ber-
lin. RH

Staatliche Beihilfen

2022/115

Rechtsmittel – Staatliche Beihilfen – Art 107 und 108
AEUV – Bilaterales Investitionsschutzabkommen (BIT)
– Schiedsklausel – Rumänien – Beitritt zur
Europäischen Union – Aufhebung einer steuerlichen
Anreizregelung vor dem Beitritt – Schiedsspruch, mit
dem die Zahlung einer Entschädigung nach dem
Beitritt zuerkannt wird – Beschluss der Europäischen
Kommission, mit dem erklärt wird, dass diese
Zahlung eine mit dem Binnenmarkt unvereinbare
staatliche Beihilfe darstellt, und ihre Rückforderung
angeordnet wird – Zuständigkeit der Kommission –

Zeitliche Anwendbarkeit des Unionsrechts –
Bestimmung des Zeitpunkts, zu dem der Empfänger
den Anspruch auf die Beihilfe erwirbt – Art 19 EUV –

Art 267 und 344 AEUV – Autonomie des Unionsrechts
Staatliche Beihilfen gelten zu dem Zeitpunkt als iSv Art 107
Abs 1 AEUV gewährt, zu dem der Beihilfeempfänger nach
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dem geltenden nationalen Recht einen sicheren Rechtsan-
spruch auf die Beihilfe erwirbt. Im vorliegenden Fall ist der
Anspruch auf Entschädigung für den von den schwedischen
Investoren behaupteten Schaden erst durch den Schieds-
spruch vom 11. 12. 2013 zuerkannt worden. Erst nach Ab-
schluss des Schiedsverfahrens konnten nämlich die Investo-
ren die tatsächliche Zahlung der Entschädigung erreichen,
auch wenn diese zum Teil auf den Ersatz des Schadens ge-
richtet ist, der ihnen während eines Zeitraums vor dem Bei-
tritt Rumäniens zur Union entstanden sein soll.
Die Frage, ob die durch den Schiedsspruch zuerkannte Ent-
schädigung eine staatliche Beihilfe iSv Art 107 Abs 1 AEUV
darstellen kann, fällt nicht in die Zuständigkeit des Ge-
richtshofs im Rahmen des Rechtsmittels, da sie vom Gericht
nicht geprüft worden ist. Die Zuständigkeit der Kommis-
sion nach Art 108 AEUV kann aber keinesfalls vom Aus-
gang der Prüfung dieser Frage abhängen, da die von der
Kommission gemäß dieser Bestimmung ausgeübte präven-
tive Kontrolle ua bezweckt, zu ermitteln, ob die in Rede ste-
hende Entschädigung eine staatliche Beihilfe darstellt oder
nicht.
Das Gericht hat auch einen Rechtsfehler begangen, indem
es entschieden hat, dass das Urteil Achmea1 des Gerichts-
hofs nicht relevant sei. Im vorliegenden Fall steht fest, dass
die von den schwedischen Investoren verlangte Entschädi-
gung auch Schäden betraf, die nach dem Tag des Beitritts
zur Union entstanden sein sollen, ab dem das Unionsrecht,
ua Art 107 und 108 AEUV, in Rumänien galt. Insoweit
konnte nicht davon ausgegangen werden, dass die beim
Schiedsgericht anhängig gemachte Streitigkeit in all ihren
Aspekten auf einen Zeitraum begrenzt war, in dem Rumä-
nien noch nicht der Union beigetreten und daher noch
nicht an die sich aus dem Urteil Achmea ergebenden
Grundsätze gebunden war. Darüber hinaus ist das Schieds-
gericht unstreitig nicht Teil des Gerichtssystems der Union.
Unter diesen Umständen ist die von Rumänien zu dem vom
BIT vorgesehenen Schiedssystem erteilte Zustimmung in-
folge des Beitritts zur Union gegenstandslos geworden.
EuGH (GK) 25. 2. 2022, C-638/19 P, Kommission/European
Food ua. RH

Umwelt

2022/116

Vorlage zur Vorabentscheidung – Umwelt – RL 2012/
19/EU – Elektro- und Elektronik-Altgeräte –

Verpflichtung zur Finanzierung der Kosten für die
Bewirtschaftung von Abfällen aus
Photovoltaikmodulen – Rückwirkung – Grundsatz der
Rechtssicherheit – Nicht ordnungsgemäße
Umsetzung einer RL – Haftung des Mitgliedstaats
Photovoltaikmodule sind Elektro- und Elektronikgeräte iS
der RL 2012/192, so dass gemäß ihrem Art 13 Abs 1 die Fi-
nanzierung der Kosten für die Bewirtschaftung von Abfäl-
len aus ab dem 13. 8. 2012, dem Tag des Inkrafttretens der

RL, in Verkehr gebrachten Photovoltaikmodulen den Her-
stellern dieser Module obliegen muss und nicht, wie es die
tschechische Regelung vorsieht, ihren Nutzern.
Der Grundsatz der Rechtssicherheit steht zwar der Anwen-
dung einer neuen Rechtsvorschrift auf einen vor ihrem In-
krafttreten abgeschlossenen Sachverhalt entgegen. Aus der
Rsp des Gerichtshofs folgt aber auch, dass eine neue Rechts-
vorschrift unmittelbar auf die künftigen Wirkungen unter
dem alten Recht entstandener Rechtspositionen sowie auf
neue Rechtspositionen Anwendung findet.
Eine neue Rechtsvorschrift, die auf zuvor abgeschlossene
Sachverhalte anwendbar ist, ist nicht mit dem Verbot der
Rückwirkung von Rechtsakten vereinbar, wenn sie die Ver-
teilung von Kosten, deren Eintritt nicht mehr vermieden
werden kann, nachträglich und unvorhersehbar ändert.
Im vorliegenden Fall waren die Hersteller von Photovoltaik-
modulen nicht in der Lage, bei der Konzeption der Photo-
voltaikmodule vorherzusehen, dass sie später verpflichtet
sein würden, die Finanzierung der Kosten für die Bewirt-
schaftung von Abfällen aus diesen Modulen sicherzustellen.
Die Rückwirkung durch Art 13 Abs 1 der RL ist daher un-
gültig.
Der Umstand, dass in das Abfallgesetz mehr als einen Mo-
nat vor dem Erlass der RL eine Bestimmung eingefügt wur-
de, die für die Nutzer von Photovoltaikmodulen eine im
Widerspruch zu dieser RL stehende Beitragspflicht vorsieht,
stellt keinen Verstoß der Tschechischen Republik gegen das
Unionsrecht dar, da die Erreichung des in der RL vorge-
schriebenen Ziels nicht als ernsthaft beeinträchtigt angese-
hen werden kann, bevor die RL Teil der Unionsrechtsord-
nung ist.
EuGH (GK) 25. 2. 2022, C-181/20, Vysočina Wind. RH

1 EuGH 6. 3. 2018, C-284/16, Achmea.
2 RL 2012/19/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v 4. 7. 2012
über Elektro- und Elektronik-Altgeräte (ABl L 2012/197, 38).
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EGMR –Änderung der Frist für die Einreichung
von Anträgen mit 1. 2. 2022 wirksam

N achdem das Zusatzprotokoll Nr 15 zur Änderung der
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und

Grundfreiheiten am 1. 8. 2021 in Kraft getreten ist, ist diese
Änderung nun seit dem 1. 2. 2022 wirksam. Die neue Fris-
tenregelung wirkt jedoch nicht rückwirkend.

Das Zusatzprotokoll sieht mehrere Änderungen vor, wo-
bei die wohl wichtigste Änderung den Art 35 Abs 1 der
EMRK betrifft. Dieser wurde dahingehend geändert, dass
die Frist, innerhalb derer eine Beschwerde beim Gerichtshof
eingereicht werden muss, von sechs auf vier Monate nach
Erlass der endgültigen innerstaatlichen Entscheidung ver-
kürzt wurde (s Art 4 und 5 des Protokolls).

Die relevanten Informationen wurden bereits auf der
Website des EGMR aktualisiert, s dazu auch die neue Fas-
sung der Verfahrensordnung des EGMR vom 1. 2. 2022
und den Leitfaden für Antragsteller (relevante Dokumente
abrufbar durch QR-Codes).

Zusatzprotokoll Nr 15

Verfahrensordnung idF 1. 2. 2022

Leitfaden für Antragsteller

shop.manz.at
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Vorschlag der Europäischen Kommission für
neues Datengesetz

D ie Europäische Kommission hat am 23. 2. 2022 einen
Vorschlag für eine VO im Bereich der Datenwirt-

schaft veröffentlicht. Mit dem neuen Datengesetz (Data
Act) sollen neue Regeln für eine faire, wettbewerbsfähige
und innovative Datenwirtschaft geschaffen werden. Dadurch
sollen vor allem die Datennutzung und der Zugriff auf Daten
vereinfacht werden. Dieser Verordnungsvorschlag ist Teil
der Datenstrategie der Europäischen Kommission.

Der Vorschlag für das Datengesetz beinhaltet Maßnah-
men, damit Nutzerinnen und Nutzer Zugang zu den von
ihren vernetzten Geräten erzeugten Daten haben (Art 4)
und diese Daten an Dritte weitergeben können, die an-
schließende Dienste oder andere datengesteuerte innovative
Dienste anbieten (Art 5). Des Weiteren werden Mittel fest-
gelegt, mit denen die Behörden für den Zugang zu und die
Nutzung von Daten anfragen können, die unter besonde-
ren Umständen und vor allem bei öffentlichen Notständen
wie Überschwemmungen und Waldbränden benötigt wer-
den oder aber zur Wahrnehmung eines rechtlichen Man-
dats, sofern Daten nicht anderweitig verfügbar sind
(Art 14ff). Die neuen Vorschriften sollen garantieren, dass
Kundinnen und Kunden effektiv wechseln können zwi-
schen Anbietern von Cloud-Datenverarbeitungsdiensten
(Art 23ff). Zudem sollen damit Schutzmaßnahmen gegen
unrechtmäßige Datenübermittlungen eingeführt werden
(Art 27ff).

Vorschlag für das Datengesetz

Datenstrategie

JESSICA KÖNIG

Juristischer Dienst
ÖRAK-Vertretung in
Brüssel.

2022/118

04_2022 österreichisches anwaltsblatt

200

Europa aktuell



Die Einführung
ins Amtshaftungsrecht
Alles zum Amtshaftungsrecht mit
• neuen Entscheidungen und
• neuen Beispielen!

Paar
Grundzüge des Amtshaftungsrechts

2. Au  age. 2021. XVI, 152 Seiten. Br.
ISBN 978-3-214-02173-3

36,00 EUR
inkl. MwSt.

shop.manz.at

manz.at/immolex

AUCH AUF
 rdb.at

Schwerpunkt:
PCR-Testverfahren
• Testverfahren: Voraussetzungen, Analytik, Fehlerquellen
• Qualitätssicherung: Kontrolle, behördliche Überwachung
•  Strafrechtliche Aspekte: Fälschung von PCR- und

Antigentests, Manipulation bei Probenabnahme
•  Von Autorinnen und Autoren aus unterschiedlichen

medizinisch(-diagnostisch)en und juristischen Bereichen

DAG – Die Österreichische Zeitschrift 
für das ärztliche Gutachten

Jahresabonnement 2022
6 Hefte

169,00 EUR
 inkl. MwSt. und Versand im Inland.

Jetzt in DAG
Heft 1/2022!



Andrea Bernardini
Als Präsidentin des Österreichischen Verbands der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizier-
ten Dolmetscher (ÖVGD) kämpft Dr.in Andrea Bernardini seit Jahren um eine Erhöhung der Gebüh-
ren. Das Budgetbegleitgesetz 2022 (BGBl I 2021/202) brachte nun auch eine Reform des Gebüh-
rensystems für Gerichtsdolmetscher im GebAG, die mit 1. 7. 2022 in Kraft tritt.

Wie zufrieden sind Sie mit der neuen Ausgestaltung der
Gebühren?
Die Reform des Gebührensystems ab 1. 7. 2022 ist ein gro-
ßer Schritt nach vorne, weil die Gebühren für die Mühewal-
tung durch Zertifizierte merklich erhöht wurden.
Durch die finanzielle Unterscheidung zwischen Zertifizier-
ten (+ 25%) und Nicht-Zertifizierten steigt der Anreiz, die
Zertifizierungsprüfung abzulegen.
Aber die Entschädigung für Zeitversäumnis! Der höhere
Stundensatz für Anfahrten über 30 km wurde ersatzlos ge-
strichen; Gerichtsdolmetscherinnen und Gerichtsdolmet-
scher wie Sachverständige bekommen für jede angefangene
Stunde den Satz unter 30 km, nämlich € 22,70 – seit 15 Jah-
ren unverändert. Das macht in einigen Konstellationen die
Erhöhung wieder zunichte. Leider wurden auch diesmal
weder Inflationsanpassung noch Stornogebühren berück-
sichtigt.

In einem Suchtgiftprozess am LG Salzburg Ende des Jah-
res 2021 ist zu Tage getreten, dass die beigezogene nicht
zertifizierte Dolmetscherin mit dem Kronzeugen liiert
war. Wie kann so etwas passieren?
Der ÖVGD warnt seit Jahren davor, dass das verstärkte He-
ranziehen von nicht zertifizierten, teilweise unqualifizierten
Dolmetscherinnen und Dolmetschern zu rechtsstaatlichen
Problemen führt – so wie in diesem Fall: laut Medienberich-
ten wurde nach gängiger Praxis der Gerichte und Behörden
die nicht zertifizierte Dolmetscherin (samt Schwestern!)
vorerst bei der Polizei als Dolmetscherin bzw Übersetzerin

beauftragt. Dann wurde sie – ohne Kontaktierung eingetra-
gener Gerichtsdolmetscher – von der Staatsanwaltschaft für
das gerichtliche Verfahren bestellt. Vor allem in Mangel-
sprachen – wie etwa Arabisch – muss es oft unkompliziert
und schnell gehen. Eignung und Ethik (Stichwort: „Befan-
genheit“) bleiben da manchmal auf der Strecke!

Wie kann die Qualitätssicherung in Zukunft gewährleis-
tet werden?
Zertifizierte Gerichtsdolmetscherinnen und Gerichtsdol-
metscher müssen sich seit 1999 alle fünf Jahre rezertifizie-
ren, das heißt, durch Arbeits- und Fortbildungsnachweise
vom zuständigen LG überprüfen lassen.
Die Universitäten Graz, Innsbruck und Wien legen beson-
deres Augenmerk auf die akademische Ausbildung in bisher
seltenen, in der Praxis jedoch dringend benötigten Sprachen
(Arabisch, Farsi/Dari, Paschtu, asiatische und afrikanische
Sprachen).
Der ÖVGD organisiert die Prüfungen attraktiv (Sammel-
prüfungen, Wiederholung nur negativer Prüfungsteile, Prü-
fungen in Bundesländern); dadurch wurde deren Anzahl in
drei Jahren vervierfacht. „Berufsethik“ ist ein wichtiger Teil
der kursorischen Ausbildung durch den ÖVGD.
Das BMJ organisiert auf seiner neuen JustizOnline-Website
ein „Buchungstool“ zur vereinfachten Direktbestellung Zer-
tifizierter bei Gericht. Dadurch werden, anstatt über unse-
lige Vermittlungsagenturen oder Listen „irgendjemanden“
zu rekrutieren, wir Gerichtsdolmetscher hoffentlich immer
herangezogen werden!

ÖVGD-Präsidentin Dr.in Andrea Bernardini
Foto: Michaela Fratzl (@mfotografie_vienna)

Dr.in Andrea Bernardini, geb 1959 in Salzburg, verheiratet, zwei
erwachsene Kinder; studierte Italienisch und Französisch in Wien und

Paris, seit 1982 freiberufliche Dolmetscherin für Italienisch und
Französisch, 1985/86 Lektorat für Deutsch an der Università di Pisa,

1989/90 Lehrauftrag am Wiener Institut für Dolmetschen und
Übersetzen, 2004–2010 Vizepräsidentin der UNIVERSITAS Austria,
seit 2018 Präsidentin des Österreichischen Verbands der allgemein

beeideten und gerichtlich zertifizierten Dolmetscher (ÖVGD).
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Zu den Grenzen der Anerkennung
justizieller Entscheidungen in der EU –
Die Rolle der Rechtsanwälte als Hüter
der Rechtsstaatlichkeit
I. EINLEITUNG

Bekanntermaßen gründet sich die EU auf eine Reihe ge-
meinsamer Werte.1 Alle Mitgliedstaaten müssen demnach
ua sowohl Demokratien sein als auch über rechtsstaatliche
Strukturen verfügen. Diese Werte sind dabei nicht nur Aus-
druck eines gemeinsamen Weltbilds der Mitgliedstaaten;
vielmehr sind sie zentrale Grundbedingungen für das Funk-
tionieren der EU.2

Jüngste Auseinandersetzungen um die Unabhängigkeit
der Justiz in einzelnen Mitgliedstaaten werden dabei häufig
als entrücktes Problem auf Ebene der EU mit Schauplatz
Brüssel, Luxemburg oder Warschau dargestellt. So hat die
Europäische Kommission eine Reihe von Vertragsverlet-
zungsklagen gegen Polen erhoben, die zur Feststellung ge-
führt haben, dass Polen gegen seine Verpflichtungen aus
den Verträgen verstößt.3 Darüber hinaus ist auf politischer
Ebene nach wie vor das Verfahren zur Feststellung einer
Gefahr einer schwerwiegenden Werteverletzung (Verfahren
nach Art 7 Abs 1 EUV) im Gange.4 Ergänzend ist schließ-
lich auch noch auf die sog Konditionalitäten-VO hinzuwei-
sen, nach der Zahlungen aus dem EU-Haushalt an die Mit-
gliedstaaten unter dem Vorbehalt der Einhaltung rechts-
staatlicher Standards stehen.5 Der Erfolg dieser unterschied-
lichen Handlungsstränge auf europäischer Ebene ist bisher
freilich überschaubar. Die politische Auseinandersetzung
über den Fortgang des Art-7-Verfahrens stockt ebenso wie
eine konsequente Anwendung der Konditionalitäten-VO.6

Und selbst die deutlichen Entscheidungen des EuGH haben
bis dato wenig an der prekären Situation geändert. Dies
nicht zuletzt auch deshalb, weil die polnische Regierung
die Umsetzung von EuGH-Urteilen, die im Kontext der Re-
organisation des polnischen Justizwesens ergangen sind, be-
harrlich verweigert.7

Zusätzlicher Konfliktstoff birgt zudem eine unlängst er-
gangene Entscheidung des irregulär zusammengesetzten
polnischen Verfassungsgerichts, mit der dieses elementare
Bestimmungen der Verträge für verfassungswidrig erklärt
hat. Demnach seien die Art 1, 2 und 19 EUV – also jene
Art, die nicht nur zum Ausdruck bringen, dass es das Ziel
der Verträge ist, eine immer engere Union der Völker Eu-
ropas zu verwirklichen, sondern die Rechtsstaatlichkeit als
zentralen Wert der EU verankern und als unionsrechtlicher
Maßstab für die Unabhängigkeit der Justiz dienen –mit der
polnischen Verfassung unvereinbar.8 Damit wird der Boden

bereitet, um den auf diese Bestimmungen gestützten Urtei-
len des EuGH die Anwendbarkeit zu versagen und so die
politische Gleichschaltung der Justiz unbeeinträchtigt vom
Unionsrecht fortzuführen.

II. DIE AUSHÖHLUNG DER
RECHTSSTAATLICHKEIT UND
IHRE FOLGEN

Die unmittelbaren Auswirkungen dieser unter der euphe-
mistischen Chiffre der „Justizreform“ geführten Aushöh-
lung des Rechtsstaats in Polen sind – wenn überhaupt –
bisher vor allem in der Ab- und Versetzung unliebsamer
Richterinnen und Richter medial sichtbar geworden. In
der breiten öffentlichen Wahrnehmung firmiert die Aus-
höhlung der Rechtsstaatlichkeit in Polen, aber auch anderen
Mitgliedstaaten, irgendwo zwischen einer auf abstrakter
Ebene angesiedelten Krise der Rechtsstaatlichkeit in der
EU als Ganzes und einer ebenso kaum fassbaren auf die
Situation einzelner Richterinnen und Richter schielenden
individuellen Betroffenheit.9

1 Vgl Art 2 EUV.
2 Vgl Breitler/Schimpfhuber, It’s the market, stupid! Vom Wert der Werte
und der Bedeutung der Rechtsstaatlichkeit im Integrationsverbund, in Ko-
petzki et al (Hrsg), Autoritäres vs Liberales Europa; Tagung junger Europa-
rechtler*innen (2019) 133.
3 EuGH C-619/18, Kommission/Polen (Unabhängigkeit des Obersten Ge-
richts), ECLI:EU:C:2019:531; EuGH C-192/18, Kommission/Polen (Unabhän-
gigkeit der ordentlichen Gerichte), ECLI:EU:C:2019:924; EuGH C-791/19,
Kommission/Polen (Régime disciplinaire des juges), ECLI:EU:C:2021:596.
4 Vorschlag für einen Beschluss des Rates zur Feststellung der eindeutigen
Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der Rechtsstaatlichkeit durch die
Republik Polen, COM(2017) 835 final.
5 VO (EU) 2020/2092 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
16. 12. 2020 über eine allgemeine Konditionalitätsregelung zum Schutz des
Haushalts der Union, ABl L 2020/433I, 1.
6 Wanat/Bayer, Brussels takes step toward rule-of-law penalty process with
Poland, Hungary, Politico, 19. 11. 2021, https://www.politico.eu/article/eu-
rule-of-law-penalty-process-poland-hungary (abgerufen am 15. 1. 2022).
7 Vgl Gutschker, Warschau kommt EuGH-Urteil trotz Ultimatum nicht
nach, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 17. 8. 2021, https://www.faz.net/ak-
tuell/politik/ausland/justizreform-warschau-kommt-eugh-urteil-trotz-ulti-
matum-nicht-nach-17488721.html (abgerufen am 15. 1. 2022).
8 Urteil v 7. 10. 2021, K 3/21, Übersetzung abrufbar unter https://trybunal.
gov.pl/en/hearings/judgments/art/11662-ocena-zgodnosci-z-konstytucja-rp-
wybranych-przepisow-traktatu-o-unii-europejskiej (abgerufen am
15. 1. 2022). Vgl auch die ausführlichere Pressemitteilung des polnischen
Verfassungsgerichts, abrufbar unter https://trybunal.gov.pl/en/news/press-
releases/after-the-hearing/art/11664-ocena-zgodnosci-z-konstytucja-rp-wy-
branych-przepisow-traktatu-o-unii-europejskiej (abgerufen am 15. 1. 2022).
9 Für eine konzise Darstellung der Vorgänge in Polen vgl Pech/Wachowiec/
Mazur, Poland’s Rule of Law Breakdown: A Five-Year Assessment of EU’s
(In)Action, 13 Hague Journal on the Rule of Law 2021, 1. Eine Übersicht zu
den jüngsten Entwicklungen in der Union inklusive der rezenten EuGH-Ju-
dikatur zur Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten findet sich bei Gragl,
Rechtsstaatlichkeit, in Klamert (Hrsg), Europarecht. Jahrbuch 22 (2022; im
Erscheinen).
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Aufgrund der vielfältigen rechtlichen Verflechtungen
zwischen den Mitgliedstaaten der EU hat die Aushöhlung
der Rechtsstaatlichkeit in einem Mitgliedstaat aber unmit-
telbare und reale Auswirkungen auf alle anderen Mitglied-
staaten und deren Justizsysteme. Sichtbar wird dies am Bsp
einer Reihe von Vorabentscheidungsverfahren nationaler
Gerichte aus Irland und den Niederlanden zur Durchfüh-
rung von in Polen ausgestellten Europäischen Haftbefeh-
len.10 All den Vorabentscheidungsersuchen ist dabei ge-
meinsam, dass die vorlegenden Gerichte die Frage aufwer-
fen, ob und inwiefern Europäische Haftbefehle durchzufüh-
ren sind, wenn manifeste Zweifel an der Unabhängigkeit
der Justiz im Ausstellungsstaat bestehen. Prima facie und
vor allem unter grundrechtlichen Gesichtspunkten er-
scheint dies tatsächlich höchst fragwürdig. Wie in anderen
Bereichen der justiziellen Zusammenarbeit beruht auch das
durch den Rahmenbeschlusses über den Europäischen
Haftbefehl11 geschaffene System auf dem Grundsatz des ge-
genseitigen Vertrauens. Dieser Verfassungsgrundsatz der
EU besagt, dass jeder Mitgliedstaat grundsätzlich davon
ausgehen muss, dass die anderen Mitgliedstaaten im Ein-
klang mit dem Unionsrecht, insb den Grundrechten, han-
deln.12 IdS kann auch die Durchführung Europäischer Haft-
befehle nur unter sehr eingeschränkten Vorgaben verwei-
gert werden, sodass diese jenseits einer Überprüfung der
Formalia im Grundsatz unhinterfragt zu übernehmen sind.

III. KEINE REGEL OHNE AUSNAHME

Während sich die gegenseitigen Anerkennungen im Bin-
nenmarkt, etwa im Hinblick auf Waren und Dienstleistun-
gen, als weitgehend unproblematisch erweisen, haben An-
erkennungen von justiziellen Entscheidungen zur Folge,
dass materielle und prozedurale Wertungen einer anderen
Rechtsordnung übernommen und in die eigene Rechtsord-
nung importiert werden. Die Brisanz eines solchen Grund-
satzes ist angesichts der potentiellen Auswirkungen auf die
Rechte des Einzelnen kaum zu überschätzen.13 Folglich ist
es auch wenig überraschend, dass der EuGH – unter dem
Eindruck der Judikatur des EGMR14 – das anfänglich vor-
herrschende Absolutheitspostulat des gegenseitigen Ver-
trauens verworfen hat. Ausgehend vom Gemeinsamen Eu-
ropäischen Asylsystem wurde das gegenseitige Vertrauen zu
einer widerlegbaren Vermutung.15 Die für das effektive
Funktionieren der Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten
notwendige Reduktion auf Formalismen bleibt so im
Grundsatz zwar bestehen, unter außergewöhnlichen Um-
ständen ist eine Überprüfung im Einzelfall aber zulässig,
ja sogar geboten.

IdS hat der EuGH 2016 im Urteil Aranyosi und Căldă-
raru festgehalten, dass Auslieferungen aufgrund eines Euro-
päischen Haftbefehls unzulässig sind, wenn systemische
Mängel hinsichtlich der Haftbedingungen in einem Mit-
gliedstaat (in diesem Falle Rumänien) vorliegen und kon-
krete Anhaltspunkte dafür existieren, dass die von der Aus-

lieferung betroffene Person einer echten Gefahr unmensch-
licher oder erniedrigender Behandlung iSv Art 4 EU-
Grundrechtecharta aufgrund der allgemeinen Haftbedin-
gungen ausgesetzt ist.16 Ob die Vollstreckung eines Haftbe-
fehls im Einzelfall zu versagen ist, hängt somit von einer
zweistufigen Prüfung ab: Zunächst ist zu überprüfen, ob
im Ausstellungsstaat generelle oder systemische Mängel
herrschen. Sollte dies bejaht werden, so ist in einem zweiten
Schritt zu prüfen, ob die betroffene Person konkret von die-
sen Mängeln betroffen sein wird. Nur wenn beide Voraus-
setzungen erfüllt sind, kann die Vollstreckung abgelehnt
werden.17

IV. RECHTSSTAATLICHKEITSDEFIZITE UND
GEGENSEITIGES VERTRAUEN

In der Rs Minister for Justice and Equality (Mängel des Jus-
tizsystems) hielt der Gerichtshof fest, dass die zweistufige
Prüfung auch auf mögliche Verletzungen des Rechts auf
ein faires Verfahren gem Art 47 Abs 2 EU-Grundrechte-
charta Anwendung findet.18 Der Gerichtshof erkannte an,
dass Mängel, die geeignet sind, die Unabhängigkeit der Jus-
tiz zu beeinträchtigen und dadurch den Wesensgehalt des
Rechts auf ein faires Verfahren zu unterminieren, der Ver-
pflichtung zur Anerkennung justizieller Entscheidungen
entgegenstehen können.19

Ausgehend von der zweistufigen Prüfungsanordnung
betonte der Gerichtshof, dass im Fall eines Widerspruchs
gegen eine Auslieferung aufgrund systemischer oder allge-
meiner Mängel des Justizwesens im Ausstellungsstaat die
vollstreckende Justizbehörde in einem ersten Schritt prüfen
müsse, ob die reale Gefahr einer Verletzung des Rechts auf
ein faires Verfahren wegen allgemeiner oder systemischer
Mängel im Ausstellungsmitgliedstaat besteht. Dies sei auf
Grundlage „objektiver, zuverlässiger, genauer und gebüh-
rend aktualisierter Angaben über das Funktionieren des

10 EuGH C-216/18 PPU,Minister for Justice and Equality (Mängel des Justiz-
systems), ECLI:EU:C:2018:586; EuGH verb Rs C-354/20 PPU und C-412/20
PPU, Openbaar Ministerie (Indépendance de l’autorité judiciaire d’émission),
ECLI:EU:C:2020:1033; Vorabentscheidungsersuchen des Supreme Court (Ir-
land), eingereicht am 3. 8. 2021 –Minister for Justice and Equality/W O, J L,
Rs C-480/21, ABl C 2021/391, 16; Vorabentscheidungsersuchen der Recht-
bank Amsterdam (Niederlande), eingereicht am 14. 9. 2021 – Europäischer
Haftbefehl gegen X, anderer Beteiligter: Openbaar Ministerie, EuGH C-562/
21, ABl C 2022/2, 19 (3. 1. 2022).
11 Rahmenbeschluss 2002/584/JI des Rates vom 13. 6. 2002 über den Euro-
päischen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaa-
ten, ABl L 2002/190, 1, in der durch den Rahmenbeschluss 2009/299/JI des
Rates vom 26. 2. 2009, ABl L 2009/81, 24 geänderten Fassung.
12 Vgl EuGH-Gutachten 2/13, Adhésion de l’Union à la CEDH, ECLI:EU:
C:2014:2454, Rn 191–192.
13 Vgl Nicolaïdis, The Cassis Legacy. Kir, Banks, Plumbers, Drugs, Criminals
and Refugees, in Nicola/Davies (Hrsg), EU Law Stories. Contextual and Cri-
tical Histories or European Jurisprudence (2017) 278, 296: “Mutual recogni-
tion is liberal in the market realm, illiberal in the justice realm“.
14 EGMR 21. 1. 2011 (GK), 30696/09, M.S.S./Belgien und Griechenland, EC-
LI:CE:ECHR:2011:0121JUD003069609.
15 EuGH C-411/10, N. S. ua, ECLI:EU:C:2011:865.
16 EuGH verb Rs C-404/15 und C-659/15 PPU, Aranyosi und Căldăraru, EC-
LI:EU:C:2016:198.
17 AaO, Rn 91–92.
18 EuGH C-216/18 PPU,Minister for Justice and Equality (Mängel des Justiz-
systems), ECLI:EU:C:2018:586.
19 AaO, Rn 59.
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Justizsystems im Ausstellungsmitgliedstaat“ zu beurteilen,
wobei einem begründeten Vorschlag auf Grundlage von
Art 7 Abs 1 EUV besonderes Gewicht zukommt.20 Sollte
das Vorliegen systemischer oder allgemeiner Mängel hin-
sichtlich des Justizsystems bejaht werden, so müsse in ei-
nem zweiten Schritt geprüft werden, inwieweit diese Män-
gel konkrete Auswirkungen auf die Gerichte des in Rede
stehenden Verfahrens haben können. Sollte sich herausstel-
len, dass die Mängel aufgrund der persönlichen Situation
der betroffenen Person sowie der Art der Straftat und des
zugrundeliegenden Sachverhalts zu einer echten Gefahr der
Verletzung des Rechts auf ein unabhängiges Gericht führen,
so ist die Vollstreckung zu versagen.21

Der Problematik, die erforderlichen Informationen für
die zweite Prüfungsstufe zu beschaffen, ist sich der Ge-
richtshof durchaus bewusst und begegnet ihr mit weiterge-
henden Hinweisen für den notwendigen Dialog zwischen
den beteiligten Justizbehörden. Demnach müsse die voll-
streckende Justizbehörde die ausstellende Justizbehörde
um alle erforderlichen Informationen ersuchen, um aus-
schließen zu können, dass es zu einer solchen Gefahr
kommt. Der Dialog zwischen den beteiligten Justizbehör-
den wird damit gleichsam zu einem zentralen Werkzeug,
um das erodierte gegenseitige Vertrauen in die Rechtsstaat-
lichkeit wiederherzustellen.

Die Schwierigkeiten, die die Anwendung dieser zweistu-
figen Prüfung mit sich bringt, zeigen sich zum einen daran,
dass immer neue Vorlagefragen, wie sich die immer weiter
um sich greifende Unterminierung der Justiz in Polen auf
die Bewertung auf der zweiten Stufe auswirkt, an den EuGH
herangetragen werden. Erst unlängst hat sich GA Rantos
veranlasst gesehen, auch auf die Auswirkungen der zitierten
Entscheidung des polnischen Verfassungsgerichts einzuge-
hen, obwohl deren genauer Inhalt zu diesem Zeitpunkt
noch nicht bekannt war.22 Zwar vertritt GA Rantos die Auf-
fassung, dass diese Entscheidung, mit der die Unabhängig-
keit der Justiz bei der Anwendung des Unionsrechts infrage
gestellt wird, kein absolutes Hindernis für die Vollstreckung
eines Europäischen Haftbefehls darstelle. Dennoch hob er
hervor, dass sie als wesentlicher Faktor in der Bewertung,
ob das Recht auf ein faires Verfahren gewahrt ist und der
Einzelne idS eine Möglichkeit hat, die rechtswidrige Bestel-
lung von Richterinnen und Richtern im Verfahren aufzu-
greifen, einzubeziehen sei und dazu führen könne, dass eine
unionsrechtliche Verpflichtung bestünde, die Vollstreckung
eines Haftbefehls abzulehnen.23

Wie komplex die Auseinandersetzung in der Praxis ist,
lässt sich zum anderen aber auch an einer Entscheidung des
OLG Karlsruhe in einem Verfahren zur Vollstreckung eines
in Polen ausgestellten Europäischen Haftbefehls ersehen.24

Auch hier wandte der Betroffene ein, dass bei seiner Aus-
lieferung aufgrund des Vorliegens systemischer Mängel im
polnischen Justizwesen die Gefahr bestünde, dass der We-
sensgehalt seines Rechts auf ein faires Verfahren nicht ge-
währleistet wäre. Ausgehend von der Judikatur des EuGH

sah sich das OLG Karlsruhe veranlasst, nicht weniger als
neun ergänzende Fragen an die ausstellende Justizbehörde
(ein polnisches Bezirksgericht) sowie drei weitere Fragen an
das polnische Justizministerium zu richten. Das Spektrum
der Fragen reichte hierbei von der Besetzung des Spruch-
körpers des zur Entscheidung berufenen Gerichts sowie ei-
nes allfälligen Rechtsmittelgerichts über den Zeitpunkt der
Ernennung der Richterinnen und Richter bis hin zur Fragen
nach den gesetzlichen Grundlagen und dem Rahmen po-
tentieller Disziplinarverfahren gegen die zuständigen Rich-
terinnen und Richter.25 Angesichts der feststehenden syste-
mischen Defizite im polnischen Justizsystem ordnete das
OLG Karlsruhe darüber hinaus an, dass bis zur Beantwor-
tung der Fragen der Betroffene freizulassen und die Auslie-
ferung vorübergehend auszusetzen sei.26

V. DIE ROLLE DER RECHTSANWÄLTE IM
KAMPF UM DIE RECHTSSTAATLICHKEIT

Gerade das Bsp des OLG Karlsruhe zeigt, dass der Kampf
um die Rechtsstaatlichkeit tatsächlich nicht nur in Luxem-
burg, Brüssel und Warschau geführt, sondern vor allem
auch in und vor den Gerichten der anderen Mitgliedstaaten
ausgetragen wird. Und um es ganz deutlich zu sagen: Ohne
eine entsprechende horizontale Kontrolle in und vor diesen
Gerichten droht das Unrecht eines Mitgliedstaats über das
Instrument der gegenseitigen Anerkennung zum Unrecht
aller anderen Mitgliedstaaten zu werden. Das Beharren auf
gefestigten rechtsstaatlichen Strukturen ist demnach nicht
nur ein zentrales Mittel, um die Rechtsstaatlichkeit in ande-
ren Mitgliedstaaten zu stützen, sondern auch ein Instru-
ment, um die Rechtsstaatlichkeit von Entscheidungen im
eigenen Mitgliedstaat zu bewahren.

Die Aufgabe, den Dialog zwischen den Justizbehörden
zu führen, liegt dabei zwar vorrangig bei den zuständigen
nationalen Gerichten – diesen einzufordern und die Gerich-
te insoweit verstärkt in die Pflicht zu nehmen ist und muss
aber Aufgabe der rechtsfreundlichen Vertretung sein. Nicht
nur um die Interessen der Mandanten wirkungsvoll zu ver-
treten, sondern auch um darüber hinaus den Charakter der
EU als Rechtsunion zu erhalten.27 Im Bereich des Europä-
ischen Haftbefehls ist der diesbezügliche Weg bereits vorge-
zeichnet, doch sollte nicht vergessen werden, dass weitere
Sekundärrechtsakte im Bereich der justiziellen Zusammen-
arbeit in Strafsachen existieren, die in unterschiedlicher
Weise auf Formen der gegenseitigen Anerkennung beruhen

20 AaO, Rn 60–67.
21 AaO, Rn 68–78.
22 Schlussanträge GA Rantos, verb Rs C-562/21 PPU und C-563/21 PPU,
Openbaar Ministerie (Tribunal établi par la loi dans l’État membre d’émis-
sion), ECLI:EU:C:2021:1019.
23 AaO, Rn 66–76.
24 Beschluss v OLG Karlsruhe (1. Strafsenat) 17. 2. 2020, Ausl 301 AR 156/
19, ECLI:DE:OLGKARL:2020:0217.AUSL301AR156.19.00.
25 AaO, Rn 31–32.
26 AaO, Rn 33–36.
27 Grundlegend EuGH 294/83, Les Verts/Parlament, ECLI:EU:C:1986:166,
Rn 23.

Lorin-Johannes Wagner und Christian Breitler Zu den Grenzen der Anerkennung justizieller Entscheidungen in der EU – Die Rolle der Rechtsanwälte als Hüter der Rechtsstaatlichkeit

04_2022 österreichisches anwaltsblatt

206

Abhandlungen



und somit im Falle von Rechtsstaatlichkeitsdefiziten eine
Überprüfung der Grundrechtskonformität erforderlich ma-
chen können.28

Als weitgehend blinder Fleck muss zum gegenwärtigen
Zeitpunkt die gegenseitige Anerkennung in Zivilrechtssa-
chen bezeichnet werden. Zwar ergibt sich aus der Rsp des
EuGH29 und des EGMR30, dass auch in diesem Kontext
grundrechtliche Probleme bei der Anerkennung von Ent-
scheidungen zu berücksichtigen sind, doch existiert bislang
keine einschlägige Judikatur zur Durchbrechung des gegen-
seitigen Vertrauens bei Zweifeln an der Unabhängigkeit der
Justiz. Auch wenn die gegenseitige Anerkennung in Zivil-
rechtssachen auf den ersten Blick nicht gleichermaßen
grundrechtssensibel erscheinen mag wie jene in Strafsa-
chen, so ist doch unverkennbar, dass die Aushöhlung der
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Justiz auch den
Wesensgehalt des Rechts auf ein faires Verfahren in Zivil-
sachen berührt.31 In Anbetracht der hohen Praxisrelevanz
darf dies daher durchaus als Anregung verstanden werden,
die bestehenden Rechtsstaatlichkeitsdefizite auch in den Be-
reichen der sekundärrechtlich ausgestalteten Zusammenar-
beit in Zivilsachen zum Gegenstand des gerichtlichen Dia-
logs – auch mit dem EuGH – zu machen.32

VI. DIE FRAGE DER (NICHT-)ANERKENNUNG
VON ENTSCHEIDUNGEN POLNISCHER
GERICHTE IM KONTEXT DER EUGVVO

Nimmt man als praktisches Bsp etwa die EuGVVO,33 so
stellen sich gleich mehrere Fragen, die im Zuge eines ge-
richtlichen Dialogs – allenfalls unter Rückgriff auf das Vor-
abentscheidungsverfahren – zu thematisieren wären.

Zum einen stellt sich die grundlegende Frage, ob es sich
bei Entscheidungen polnischer Gerichte, deren Richterin-
nen und Richter widerrechtlich bestellt wurden, tatsächlich
um gerichtliche Entscheidungen iSd Art 2 lit a EuGVVO
handelt. Dabei ist daran zu erinnern, dass der der EuGVVO
zugrundeliegende Gerichtsbegriff daran festmacht, „dass
die Entscheidungen, um deren Vollstreckung in einem an-
deren Mitgliedstaat ersucht wird, in einem gerichtlichen
Verfahren ergangen sind, das die Gewähr für Unabhängig-
keit und Unparteilichkeit bietet und in dem der Grundsatz
des kontradiktorischen Verfahrens gewahrt wird“.34

Aber selbst dann, wenn man davon ausgeht, dass Ent-
scheidungen polnischer Gerichte dem Grunde nach (nach
wie vor) als anzuerkennende Entscheidungen anzusehen
sind, stellt sich die Frage, wie sich die rechtswidrige Bestel-
lung der Richterinnen und Richter sowie sonstige Aspekte,
die die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit untergraben,35

auf die Anerkennung auswirken können. Bestehen konkrete
begründete Zweifel, dass das Grundrecht auf ein faires Ver-
fahren im Ausgangsverfahren der anzuerkennenden Ent-
scheidung nicht nur verletzt, sondern vielmehr in seinem
Wesensgehalt beeinträchtigt wird, kann dies wohl jedenfalls

als Anerkennungsversagungsgrund nach Art 45 Abs 1 lit a
EuGVVO aufgegriffen werden.

Im Urteil Trade Agency hat er EuGH insoweit klarge-
stellt, dass die Ordre-public-Klausel der EuGVVO auch
Verletzungen des Rechts auf ein faires Verfahren nach
Art 47 EU-Grundrechtecharta erfasst.36 Zugleich hat der
Gerichtshof aber betont, dass auch dieses Grundrecht kein
absolutes Recht ist, sondern Beschränkungen unterliegen
kann, und dem vorlegenden Gericht aufgegeben zu prüfen,
ob die konkrete Beeinträchtigung als gerechtfertigt angese-
hen werden kann.37 Im Unterschied zu dieser Rechtssache
steht in Bezug auf die Anerkennung der Entscheidungen
polnischer Gerichte allerdings nicht nur eine einfache, dh
einer Rechtfertigung zugängliche, Verletzung des Rechts
auf ein faires Verfahren, sondern die Beeinträchtigung eines
generell als absolut verstandenen Wesensgehalts im Raum.

Gerade weil es um den absolut geschützten Wesensge-
halt des Art 47 EU-Grundrechtecharta geht, ist darüber hi-
naus zu diskutieren, ob nicht in teleologischer Erweiterung
der Anerkennungsversagungsgründe nach Art 45 lit a
EuGVVO, die nur auf Antrag geprüft werden, Vollstre-
ckungsgerichten in Ausnahmefällen und bei hinreichend
konkreten Zweifeln die Möglichkeit zu eröffnen ist, ex offi-
cio tätig zu werden. In diesem Zusammenhang ist abermals
zu unterstreichen, dass das Recht auf ein faires Verfahren
ein elementarer Pfeiler der Rechtsstaatlichkeit ist und als
solcher das System des gegenseitigen Vertrauens und der
gegenseitigen Anerkennung stützt. Fällt dieser Pfeiler, so

28 Vgl bspw die RL 2014/41/EU des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 3. 4. 2014 über die Europäische Ermittlungsanordnung in Strafsachen,
ABl L 2014/130, 1, oder die VO (EU) 2018/1805 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 14. 11. 2018 über die gegenseitige Anerkennung
von Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen, ABl L 2018/303, 1.
29 Vgl EuGH C-491/10 PPU, Aguirre Zarraga, ECLI:EU:C:2010:828.
30 Vgl EGMR 23. 5. 2016 (GK), 17502/07, Avotiņš/Lettland, ECLI:CE:
ECHR:2016:0523JUD001750207.
31 Vgl Hazelhorst,Mutual Trust Under Pressure: Civil Justice Cooperation in
the EU and the Rule of Law, 65 Netherlands International Law Review 2018,
103.
32 Vgl bspw die VO (EU) 2015/848 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 20. 5. 2015 über Insolvenzverfahren, ABl L 2015/141, oder die
VO (EU) 2019/1111 des Rates vom 25. 6. 2019 über die Zuständigkeit, die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in
Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und über internationale
Kindesentführungen, ABl L 2019/178, 1.
33 VO (EU) 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
12. 12. 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl L 2012/
351, 1; zuletzt geändert durch die VO (EU) 542/2014, ABl L 2014/163, 1.
34 EuGH C-551/15, Pula Parking, ECLI:EU:C:2017:193, Rn 54.
35 Besonders hervorzuheben ist in diesem Kontext die Reorganisation der
Zivilrechtskammer am polnischen Obersten Gericht und die Ende 2021 er-
folgte Entlassung aller Leiter der einzelnen Abteilungen der Zivilrechtskam-
mer, die durch neue, linientreue Richter ersetzt werden sollen. Vgl dazu aus-
führlich Jałoszewski, Małgorzata Manowska blocks the implementation of an
important CJEU judgment, Rule of Law Poland, 4. 1. 2022, https://ruleoflaw.
pl/malgorzata-manowska-blocks-the-implementation-of-an-important-cjeu-
judgment (abgerufen am 15. 1. 2022). Vgl in diesem Zusammenhang auch
das rezente Urteil des EGMR zur mangelnden Unabhängigkeit der Zivil-
rechtskammer des polnischen Obersten Gerichts: EGMR 3. 2. 2022, 1469/
20, Advance Pharma sp. z o.o/Polen, ECLI:CE:ECHR:2022:0203-
JUD000146920.
36 EuGH C-619/10, Trade Agency, ECLI:EU:C:2012:531, Rn 51–54. Anzu-
merken ist, dass sich diese Entscheidung auf die Vorgängerregelung, dh
auf Art 34 der VO (EU) 44/2001, bezieht. Die einschlägige Judikatur des
EuGH ist jedoch aufgrund der Gleichwertigkeit der Bestimmungen auch
im Hinblick auf die Auslegung der VO (EU) 1215/2012 maßgeblich, vgl
EuGH C-59/19, Wikingerhof, ECLI:EU:C:2020:950, Rn 20 mwN.
37 EuGH C-619/10, Trade Agency, ECLI:EU:C:2012:531, Rn 55–61.
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fallen auch die Grundlagen für die gegenseitige Anerken-
nung.

VII. SCHLUSS

Rechtsstaatlichkeitsdefizite in anderen Mitgliedstaaten der
EU sind weder entrückte europäische Krisenherde noch
bloß „interne Angelegenheiten“ des betreffenden Mitglied-
staats. Vielmehr hat die Aushöhlung rechtsstaatlicher
Strukturen aufgrund der engen rechtlichen Verflechtungen
zwischen den mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen auch in
allen anderen Mitgliedstaaten erhebliche Auswirkungen.

Damit hängt aber auch die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit
ganz wesentlich vom Bewusstsein ab, dass die Verteidigung
grundrechtlicher Standards, wie sie in der EU-Grundrech-
techarta und in letzter Konsequenz auch in der EMRK ver-
ankert sind, nicht erst vor Ort anfängt, sondern bei jeder
Anerkennung einer justiziellen Entscheidung dieses Mit-
gliedstaats zu führen ist. Und die Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte stehen hierbei an vorderster Front: für die
Interessen ihrer Mandanten, damit zugleich aber auch für
die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit in der EU als Ganze zu
kämpfen.

 

4 Cg 30/14b 
 

VERSÄUMUNGSURTEIL 
Im Namen der Republik 

 
 
Klagende Partei: Österreichischer Rechtsanwaltsverein, Rotenturmstraße 13, 
1010 Wien 
vertreten durch: RA Dr. Heinz-Peter Wachter, 1030 Wien 
Beklagte Partei: Mag. Mihai Petenchi, Julius-Ficker-Straße 94/2/3, 1210 Wien 

 
Die beklagte Partei ist schuldig, es zu unterlassen, 
 

a) in Österreich sich als Rechtsanwalt auf Dauer niederzulassen, soweit sie nicht 
auf ihren Antrag in die Liste der niedergelassenen europäischen Rechtsanwälte 
eingetragen ist, 

b) in Österreich als „Rechtsanwalt“ aufzutreten, anstatt wie nach dem EIRAG 
vorgesehen als „Advokat“, 

c) in Werbebotschaften Kooperationen mit Rechtsanwälten, insbesondere mit 
Rechtsanwalt Dr. Michael Vallender anzugeben, wenn und soweit diese 
Kooperation nicht aktuell ist, 

d) in ihrem Außenauftritt die Bezeichnung „CCBE-The Council of Bars und Law 
Societies of Europe“ zu verwenden und damit den unrichtigen Eindruck zu 
erwecken, einer europäischen Großkanzlei anzugehören. 

 
 

Handelsgericht Wien 
Wien, 22. Dezember 2021 

Mag. Lukas Biricz 
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Veränderung ohne Änderung
Digitale Transformation nach geltendem Arbeitsrecht

Arbeitsrechtliche Eckpunkte für den digitalen Wandel mit Blick auf die Vertragsgestaltung, Umstrukturierungen und
Betriebsratsarbeit.

Der digitale Wandel geht mit Veränderungen am Arbeits-
markt, im Arbeitsverhältnis und bei der Betriebsratsarbeit
einher, die nicht nur die Rechtspolitik, sondern auch die
Rechtsdogmatik fordern. Während die Arbeitsrechtspolitik
zu Änderungen der Rechtslage angehalten wird, um die Di-
gitalisierung zu erleichtern oder zu befördern, ist die Ar-
beitsrechtsdogmatik gehalten, den Wandel zu fundieren, in-
dem sie den aktuellen Rechtsbestand verfügbar und sichtbar
macht. Die nachgehende Übersicht „punktiert“ die arbeits-
rechtlichen „Ecken“ für die digitale Transformation.

I. DIGITALISIERUNG UND
VERTRAGSGESTALTUNG

Digitalisierte Systeme, die Künstliche Intelligenz zur Anwen-
dung bringen, spielen bereits beim Recruiting eine Rolle,
denn sie ermöglichen eine zielgerichtete Schaltung von Stel-
leninseraten, die weitreichende Beschaffung von Daten, die
von den Bewerberinnen und Bewerbern in sozialen Medien
und auf diversen Plattformen veröffentlicht wurden, sowie
deren rasche Auswertung, also eine Vorauswahl, die trotz
voreingestellter Auswahlkriterien den Anschein der Objekti-
vität erweckt.1 Der Schein kann jedoch trügen, denn abgese-
hen davon, dass der menschliche Gesamteindruck verloren
geht und Bewerbungen aussortiert werden könnten, wenn
Bewerberinnen und Bewerber gewisse Schlüsselwörter nicht
verwenden oder ungewöhnlich formulieren, sind algorith-
mische Systeme geeignet, soziale Ungleichheiten fortzu-
schreiben oder zu verstärken.2 Stellenausschreibungen haben
geschlechtsneutral und diskriminierungsfrei zu sein und es
darf weder bei der Einstellung oder Nichteinstellung noch
bei der Personalfreisetzung zur gleichheitswidrigen Behand-
lung kommen – weder unmittelbar noch mittelbar (indi-
rekt), dh, die Anknüpfung an neutrale Merkmale darf keinen
diskriminierenden „Effekt“ haben.3 Algorithmenbasierte
Entscheidungen sind das Ergebnis klassifizierender Raste-
rung auf Basis stochastischer Rückschlüsse; ermittelt werden
keine Kausalitäten, sondern Korrelationen.4 Da das System
für Betroffene idR nicht einsehbar ist, kann es beschwerlich
sein, glaubhaft zu machen, dass sie diskriminiert worden
sind.5 Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber können diskrimi-
nierende Auswirkungen nicht mit ihrem Unwissen darüber
rechtfertigen, wie das artifizielle System zu seinen Ergebnis-
sen gelangt; es gibt eine berechtigte Erwartung am Arbeits-
markt, dass sie für die Gleichbehandlung bei Stellenbeset-
zungen Gewähr zu leisten haben.6

Die Einführung von Personalfragebögen bedarf, sofern
darin nicht bloß die allgemeinen Angaben zur Person und An-
gaben über die fachlichen Voraussetzungen für die beabsich-
tigte Verwendung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
enthalten sind, der Zustimmung des Betriebsrats.7 Für den
Fall, dass Background-Check-Software eingesetzt wird, könn-
te sie solchen Fragebögen gleichkommen. Gelegentlich wer-
den Roboter eingesetzt, um nicht nur Antworten zu analysie-
ren, sondern dabei auch Körperreaktionen zu messen, zB Puls
oder Gesichtsausdruck.8 Hierbei wird es sich – obgleich nicht
nur, so doch wohl auch – um Gesundheitsdaten, sonach um
sensible, dh besonders geschützte Daten handeln; eine Grenze
zieht in jedem Falle das allgemeine Persönlichkeitsrecht.9

Um strategische Managemententscheidungen zu be-
gründen, werden verfügbare Daten im Zuge von HR Ana-
lytics auch im aufrechten Arbeitsverhältnis erhoben, ver-
knüpft und effizient analysiert. Insoweit dabei ein System
zur Personalbeurteilung etabliert wird, bedarf es der Zu-
stimmung des Betriebsrats, sofern es mit der Erhebung
von Daten einhergeht, die nicht nur betrieblich, dh für die
„Organisation“ der Arbeit, verwendet werden.10

1 Vgl Bogensberger, Robot-Recruiting: Wie Algorithmen täuschen, Die Pres-
se 2019/18/03.
2 Vgl Greif/Kullmann, Algorithmenbasiertes Personalrecruiting, ZAS 2/
2021/13, 61; Wald et al, Arbeitswelten 2025, in Werther/Bruckner, Arbeit
4.0 aktiv gestalten (2018) 164ff; Wildhaber, Robotik am Arbeitsplatz: Ro-
bo-Kollegen und Robo-Bosse, AJP/PJA 2/2017, 213 (214f).
3 Vgl Mazal, Geschlechtsneutrale Stellenausschreibung, ecolex 1992, 573;
Geiblinger, Gesetzeskonformität personenbildbezogener Stellenausschrei-
bungen, ASoK 4/2015, 140; Gahleitner, Judikaturentwicklungen im Gleich-
behandlungsrecht, ASoK 2016, 202; dies, 40 Jahre Gleichbehandlungsgesetz,
DRdA 2019, 391.
4 Vgl Martini, Algorithmen als Herausforderung für die Rechtsordnung, JZ
2017, 1017.
5 Vgl Wildhaber et al, Diskriminierung durch Algorithmen, ZSR 2019, 459;
Ehrnberger/Kröpfl, Big Data – zwischen Recht und Ethik, Jahrbuch Daten-
schutzrecht 2016, 149 (157); Martini, Blackbox Algorithmus (2019).
6 Vgl Greif/Kullmann, ZAS 2/2021/13, 61; Winkler,Mittelbare Diskriminie-
rung durch Algorithmen (2021); Kolleck/Orwat, Mögliche Diskriminierung
durch algorithmische Entscheidungssysteme und maschinelles Lernen
(2020); Moser, Diskriminierung durch KI, AnwBl 12/2021/327, 662.
7 § 96 Abs 1 Z 2 ArbVG.
8 Vgl Nickless, Interviewed for a job by Sophie the Robot, Financial Review
10. 4. 2013; Rabanser, Interessenabwägung beim Fragerecht des Arbeitge-
bers, ecolex 1993, 179; Assadi, Recruiting, AnwBl 12/2018, 300; Majoros, So-
cial Networks und Arbeitsrecht, ecolex 2010, 829.
9 Vgl Greifeneder/Hofer in Reissner/Neumayr, ZellHB AV-Klauseln2
59. Klausel (Stand 1. 6. 2019, rdb.at); Pollirer, Checkliste Verarbeitung von
Gesundheitsdaten im Unternehmen, Dako 2021/31; Gerhartl, Verwendung
sensibler Daten im Arbeitsverhältnis, ecolex 2019, 254.
10 § 96a Abs 1 Z 2 ArbVG iVm §§ 34 und 114 Abs 1 ArbVG. Vgl allg Binder,
Betriebsratsmitbestimmung bei Personalbeurteilungsbögen, ZAS 4/2009/44,
282; Gerhartl, Betriebsvereinbarung und Mitarbeiterbeurteilungssysteme,
RdW 2019/317, 400; Holzer, Zur Mitbestimmung bei Personalbeurteilungs-
systemen, ASoK 5/1999, 146; Lindmayr/Tuma, Persönlichkeitstest, RdW 6/
2018/287, 370; Chlestil, Die Verwendung von Persönlichkeitstests erfordert
die Zustimmung des Betriebsrates, DRdA-infas 4/2018; Tischler/Waniczek,
Die wichtigsten Trends und Werkzeuge für Business Intelligence, Analytics
und Planung, CFOaktuell 1/2019, 37.
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Bewerberinnen und Bewerber sowie Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer haben ein Recht darauf, über das Beste-
hen einer automatischen Entscheidungsfindung, inkl Profi-
ling,11 in Kenntnis gesetzt zu werden und aussagekräftige
Informationen über die involvierte Logik, die Tragweite
und die erstrebten Auswirkungen einer derartigen Daten-
verarbeitung zu erhalten,12 falls diese – wie bei „Hiring/Fi-
ring by Algorithm“ – Rechtsfolgen für sie nach sich zieht
oder sie in ähnlicher Weise erheblich beeinträchtigt.13

Wirksamer Daten- und Persönlichkeitsschutz steht in die-
sem Zusammenhang in einem gewissen Spannungsverhält-
nis zum Schutz von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen
und kann der Ausschöpfung digitaler Wertschöpfungspo-
tenziale entgegenstehen.14

Kein Roboter kann ein Arbeitsverhältnis begründen
oder aufkündigen, aber Künstliche Intelligenz kann Hand-
lungsoptionen aufzeigen, Kosten (zB für Abfindungen, Ur-
laubsersatzleistungen, Kündigungsentschädigungen) be-
rechnen, Empfehlungen ausarbeiten und Rechtsakte vorbe-
reiten.15 Ihr Verhalten ist nicht unerheblich, sofern es
rechtserheblichen Entscheidungen zugrunde gelegt wird.16

Wer einer ausschließlich auf eine automatisierte Verarbei-
tung gestützten Entscheidung unterworfen wird,17 hat das
Recht, des Eingreifen einer „Person“ zu erwirken, den eige-
nen Standpunkt darzulegen und die Entscheidung anzu-
fechten. Die Zuweisung von Arbeitsaufgaben ist dann aus-
schließlich auf eine solche Verarbeitung gestützt, wenn die-
se nicht bloß die menschliche Entscheidungsfindung unter-
stützt, sondern routinemäßig übernommen wird oder im
Vorfeld der Zuweisung die Anweisung ergangen ist, dass
einer solchen „Weisung“ Folge zu leisten ist.18 Bedient sich
der Arbeitgeber bzw die Arbeitgeberin eines digitalen
Werkzeugs, um Arbeitsaufträge zu erteilen, so zeigt er
bzw sie sich gewillt, sich eine derart erfolgte Zuteilung zu-

rechnen zu lassen, wenngleich dies nicht zwingend zur Fol-
ge hat, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ver-
traglich verpflichtet sind, sich ausnahmslos daran zu halten,
denn die Ausübung von einseitigen Gestaltungsrechten darf
nicht unbillig (wider Treu und Glauben) sein.19 Abschluss,
Konkretisierung und Beendigung des Arbeitsvertrags er-
fordern menschliche Erklärungen, sich rechtlich binden zu
wollen – Computercodes (Algorithmen) verhelfen sodann
zur Umsetzung des gesetzten Rechtsgeschäfts.20

Digitalisierung beflügelt atypische Beschäftigung, deren
vertragsrechtliche Einordnung zweifelhaft sein kann.21 Das
zeigt Crowdwork deutlich;22 internetbasierte „Plattformen“
vermitteln oder vergeben Aufgaben an eine Vielzahl von Ar-
beitenden, die sie kleinteilig abarbeiten, uU ohne vertraglich
zur Arbeit verpflichtet zu sein.23 Abhängig von der Ausfor-
mung sind die Arbeitenden entweder Arbeitnehmerinnen
oder Arbeitnehmer, typische selbstständig Erwerbstätige
oder als sog arbeitnehmerähnliche Personen untypische
Selbständige; die Einordnung der Dienstleistung als Heim-
arbeit oder das Vorliegen von Arbeitskräfteüberlassung ist
nicht auszuschließen.24 Bei offline betriebener, ortsgebunde-
ner Dienstverrichtung liegt bislang eher ein Arbeitsverhält-
nis vor als bei online, ortsungebunden erbrachten Dienstleis-
tungen, bei Click-Arbeit und Arbeit in der Cloud.25 Zur Be-
wältigung verworrener mehrpersonaler Verhältnisse bietet
sich eine funktionelle Ausfaltung des Arbeitgeber/innen-Be-
griffs an, die uU die Zuweisung geteilter Verantwortung für
die Einhaltung arbeitsrechtlicher Normen ermöglicht.26

Mit dem Voranschreiten der Digitalisierung steigt die
Bedeutung der Kautelarjurisprudenz.27 Davon zeugen der-
zeit sowohl der infolge einer gesetzlichen Regelung der Ar-
beit im Homeoffice gewachsene Bedarf an „Anpassung“

11 Nach Art 4 Z 4 DSGVO ist „Profiling“ jede Art automatisierter Verarbei-
tung personenbezogener Daten, die darin besteht, dass diese verwendet wer-
den, um bestimmte „persönliche Aspekte“ zu bewerten, insb um Aspekte
bzgl Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, persönliche Vorlie-
ben, Interessen, Zuverlässigkeit, Verhalten, Aufenthaltsort oder Ortswechsel
zu analysieren oder vorherzusagen. Näher in vgl Dürager, Künstliche Intelli-
genz – eine besondere Art des Profiling nach der DSGVO, Jahrbuch Daten-
schutzrecht 2019, 375.
12 Art 15 Abs 1 lit h DSGVO.
13 Vgl Zavadil, Der besondere Auskunftsanspruch über die involvierte Logik
einer Datenverarbeitung, Dako 3/2020, 55.
14 Martini, JZ 2017, 1017ff; vgl Haidinger in Knyrim, Der DatKomm, Art 15
DSGVO Rz 45 (Stand 1. 10. 2018, rdb.at): Der Algorithmus sei nicht zu
beauskunften, denn unter „Logik“ sei das Prinzip zu verstehen, auf dem
die Berechnung basiert, nicht jedoch die konkrete Berechnungsformel inkl
Gewichtung und Rechnungsweg.
15 Vgl Groß/Gressel, Entpersonalisierte Arbeitsverhältnisse als rechtliche He-
rausforderung, NZA 33 (16) 990ff; Lechtape, Abfindung vom Roboter, FAZ
3. 4. 2021; Janko, KI und Arbeitsrecht: Chancen und Risiken für Arbeitgeber,
Ius Laboris 6/2019.
16 Vgl Wildhaber, AJP/PJA 2/2017, 213 (218).
17 Das ist nach Art 22 Abs 2 DSGVG zulässig, wenn eine solche Entschei-
dung für den Abschluss oder die Erfüllung eines Vertrags zwischen der be-
troffenen und der verantwortlichen Person erforderlich ist, dies rechtsförm-
lich gestattet ist und Rechtsvorschriften angemessene Maßnahmen zur Wah-
rung der Rechte und Freiheiten sowie der berechtigten Interessen der betrof-
fenen Person enthalten oder es mit ihrer ausdrücklichen Zustimmung
erfolgt. Bei „sensiblen“Daten ist Art 22 Abs 4 DSGVO zu beachten. Vgl Hai-
dinger in Knyrim, Der DatKomm, Art 22 DSGVO Rz 23–25 (Stand
1. 10. 2018, rdb.at).
18 Vgl Haidinger in Knyrim, Der DatKomm, Art 22 DSGVO Rz 23–25
(Stand 1. 10. 2018, rdb.at).

19 Zur „Zurechnung“ vgl Rabl, Wer hat Angst vor Sophia the Robot? oder:
Der Druckerpatronenkoeffizient, ecolex 2018, 1055; ders, Künstliche Intelli-
genz oder künstliche Aufregung: drei Thesen zur Digitalisierung, ecolex 3/
2018, 222; ders, (Rechtliches) Scheitern an der Selbstbedienungskasse, ecolex
2019, 121. Zur „Billigkeitskontrolle“ vgl Pačić, Interessenabwägung bei Aus-
übung von einseitigen Gestaltungsrechten? ZAS 2017, 24. Wann die mittels
elektronischer Medien abgegebene Willenserklärung „zugeht“, hängt davon
ab, ob und wann in Anbetracht gegebener Umstände mit der Kenntnisnahme
gerechnet werden kann; vgl Rabl, Tatütata, die kaiserliche (E-)Post ist da
(oder auch nicht)! ecolex 2019, 24.
20 Vgl Rabl, Blockchains – Ketten, die Ketten sprechen (sollen)! ecolex 2019,
214.
21 Vgl Kietaibl/Resch (Hrsg), Atypische Beschäftigungsformen (2017); Firlei,
Flucht aus dem Arbeitsrecht, DRdA 1987, 271; ders, Flucht aus dem Kollek-
tivvertrag, DRdA 2001, 118; Pačić (Hrsg), Atypische Beschäftigung (2016).
22 Vgl Risak/Lutz, Gute Arbeitsbedingungen in der Gig-Economy – was tun?
in Lutz/Risak, Arbeit in der Gig-Economy (2017) 352–363.
23 Vgl Däubler/Klebe, Crowdwork: Die neue Form der Arbeit – Arbeitgeber
auf der Flucht? NZA 2015, 1032ff; Waas et al (Hrsg), Crowdwork – A Com-
parative Law Perspective (2017); Schiechtl, Arbeitsrechtliche Probleme der
Gelegenheitsarbeit, JAS 2017, 109.
24 Leiharbeit dürfte idZ selten, Heimarbeit (in Österreich) äußerst selten vor-
liegen; s Risak, (Arbeits-)Rechtliche Aspekte der Gig-Economy, in Lutz/Ri-
sak, Arbeit in der Gig-Economy 44–60.
25 Krause, Digitalisierung der Arbeitswelt – Herausforderungen und Rege-
lungsbedarf, Verh. D. 71 DJT 2016, GA B 104; Selzer, Crowdworking, in Hu-
semann/Wietfeld, Zwischen Theorie und Praxis – Herausforderungen des
Arbeitsrechts (2015) 27 (34).
26 Vgl Prassl, Die Suche nach dem Arbeitgeber im Englischen Recht, ZESAR
2013, 472; ders, The Concept oft he Employer (2015); Prassl/Risak, Uber,
Taskrabbit & Co: Plattforms as Employers? Rethinking the Legal Analysis
of Crowdwork, CLLPJ 2016, 634; Risak, What’s law got to do with it? Kurs-
wechsel 2/2016, 32.
27 Allg vgl Bollenberger, Kautelarjurisprudenz –Möglichkeiten und Grenzen,
ÖJZ 2011/84, 797.
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von Arbeitsverträgen als auch Überlegungen zur rechtssi-
cheren Ausgestaltung von Weisungsrechten im Rahmen
von Matrixstrukturen.28 Wo die Auslegung des Vertrags
und seine interpretatorische „Ergänzung“ mit den erforder-
lichen Veränderungen nicht mithalten können, verbleiben
nebst einer Versetzung im Rahmen des „alten“ Vertrags
bei Wahrung des betriebsverfassungsrechtlichen Schutzes
als Optionen: die Vertragsänderung im Einvernehmen, die
Änderungskündigung, um auf Einvernehmen zu drängen,
oder die Auflösung des Arbeitsverhältnisses, uU im Wege
der Massenkündigung, mitsamt den jeweiligen „Stolperstei-
nen“.29

II. DIGITALISIERUNG UND
UMSTRUKTURIERUNG

Digitalisierungsbedingte Umstrukturierungen können mit
Betriebsänderungen oder Betriebsübergängen einherge-
hen, die den Wechsel des anwendbaren Kollektivvertrags,
ein privilegiertes Kündigungsrecht oder ein Widerspruchs-
recht wie auch Folgewirkungen auf den Geltungsbereich
von Betriebsvereinbarungen und auf die Betriebsratszustän-
digkeit nach sich ziehen können; Kündigungen wegen eines
Betriebsübergangs sind unwirksam, nicht ausgeschlossen
sind aber Kündigungen wegen einer – womöglich damit
einhergehenden – Betriebsänderung.30

Wiewohl die digitale Transformation zum Wegfall von
Arbeitsplätzen führt und uU Kündigungen objektiv-be-
triebsbedingt rechtfertigen kann,31 schafft sie Arbeit; sie
geht vielleicht weniger mit dem Anstieg der Arbeitslosigkeit
einher, vielmehr mit einem Kulturwandel idS, dass agiler
organisiert, flexibler beschäftigt, kreativer gedacht und er-
gebnisorientierter entlohnt, aber auch selbstverständlicher
unter Einsatz von Künstlicher Intelligenz gearbeitet wird –

zugleich „sättigen“ diese Veränderungen gleichsam den Ge-
halt der sozialen Gestaltungspflicht.32

Mensch und Maschine arbeiten jetzt schon nebeneinan-
der (Koexistenz), miteinander (Kooperation) oder sogar zu-
sammen (Kollaboration), was Herausforderungen mit sich
bringt, zB für die Sicherheit am Arbeitsplatz.33 Sofern etwas
„Gefährliches“ zum Einsatz kommt, haben alle Mitwirken-
den im Rahmen ihrer Verantwortung dafür Sorge zu tragen,
dass sich die inhärente Gefährlichkeit möglichst nicht aus-
wirkt, damit Schädigungen ausbleiben.34 Für Schäden an
den Maschinen (Robotern) oder durch sorglosen Umgang
mit ihnen – bei Erbringung der Dienstleistung – haften Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer nur nach Maßgabe der
Billigkeit.35 Werden sie selbst bei einem Arbeitsunfall ge-
schädigt, zB weil es infolge eines Sensordefekts des Roboters
zu einer ruckartigen Bewegung des Roboterarms kommt, so
sind idR weder Arbeitgeber bzw Arbeitgeberinnen noch
Aufseherinnen bzw Aufseher im Betrieb verpflichtet, die
Betroffenen zu entschädigen – stattdessen sind diese auf
die Leistungen der Unfallversicherung verwiesen.36

Technischer Fortschritt könnte Probleme beim Gesund-
heitsschutz mit sich bringen, doch kann die Technologie
den Schutz wiederum auch erhöhen: Industrielle Exoskelet-
te tragen zB zur Vermeidung von Belastungsverletzungen
und zur Steigerung der Leistungsfähigkeit bei; Autositze
passen sich uU der Körperhaltung von wechselnden Fahrer-
innen bzw Fahrern an; Wearables können zB vor Gefahren
in der Umgebung warnen. Die Technik ist allerdings bis-
weilen noch nicht ausgereift, wie die Datenbrille veran-
schaulicht, die Verspannungen, Nacken- und Kopfschmer-
zen mit sich bringen, noch Mängel bei den individuellen
Einstellungsmöglichkeiten bzgl Kontrast und Schärfe oder
Leuchtdichte aufweist und mit der sog „Virtual Reality Sick-
ness“ einhergehen kann.37 Auch eignen sich technische Sys-
teme zunehmend zu Kontrollmaßnahmen, welche die
Menschenwürde berühren, weshalb ihre Einführung der
Zustimmung des Betriebsrats bedarf.38 Zugleich erhofft sich
die Politik von ihrem Einsatz zB Chancen für Bildung und
Arbeitsmarkt.39

Die Digitalisierung vereinfacht insb die Arbeit im
Homeoffice und aus der „Ferne“ (mobiles Arbeiten), sie be-
günstigt – wie Telepräsenzroboter verdeutlichen – zeitlich
und örtlich „entgrenztes“ Arbeiten.40 Dieses wirft eine Viel-

28 Vgl Pačić, Das Recht der Telearbeit: Homeoffice in Österreich, Wirtschaft
und Management 31/2021, 25; Vinzenz, Arbeitsrechtliche Qualifikation und
Behandlung von Matrixstrukturen, ZAS 2022/2, 4.
29 Vgl allg Schwertner, Versetzung, ecolex 2021/117, 146; Reissner, Verset-
zung und Versetzungsschutz, JAP 2005/2006/37, 229; Krömer/Winter, Dop-
pelt hält besser – Zweifache Mitwirkungsbefugnis des BR bei Änderungskün-
digung, ecolex 2016, 994; Kühteubl/Pusch, Die Tücken des Frühwarnsystems
nach § 45a AMFG, ecolex 2020, 721; Sundl, Bemessung der Kündigungsent-
schädigung bei Nichteinhaltung des Kündigungsfrühwarnsystems gem § 45a
AMFG, JAS 2021, 73; Niksova, Stolperfallen beim Frühwarnsystem iSd § 45a
AMFG, DRdA 6/2021, 472.
30 §§ 3ff AVRAG; §§ 31, 62b, 62c, 109 ArbVG. Vgl Traxler, Umstrukturie-
rungen aus arbeitsrechtlicher Sicht, ASoK 2020, 418; Pfalz, Leih-AN von Be-
triebsübergang beim Beschäftiger idR nicht erfasst, ZAS 2019, 323; Schindler,
Betriebsübergang des Beschäftigers: Auswirkungen auf überlassene Arbeits-
kräfte, JAS 2019, 30; Kietaibl, Ausgliederung und Betriebsübergang, HAS
2019, 209; Prasser/Sprinzl, Zuordnung von Arbeitnehmern beim Betriebs-
übergang – automatische Aufspaltung des Arbeitsverhältnisses auf mehrere
Erwerber? ZAS 2021, 128; L. Mayer, Betriebsvereinbarungen und Betriebs-
übergang im ArbVG, JAS 2019, 275.
31 Allg vgl OGH 25. 3. 2019, 8 Ob A 8/19p DRdA-infas 2019/104, 191; Har-
rer, Die Anfechtung einer betriebsbedingten Kündigung, DRdA 1987, 460.
32 Vgl Adler/Salvi, Wenn die Roboter kommen (2017) 21; Jacobs et al, Ak-
tuelle Studien zur Zukunft der Arbeit, in Werther/Bruckner, Arbeit 4.0 aktiv
gestalten (2018) 24ff; Fischer et al, Implikationen von Arbeit 4.0 auf die Per-
sonalarbeit, in Werther/Bruckner, Arbeit 4.0 aktiv gestalten 87ff (148); Lo-
renz, Rechtliche Perspektiven auf Arbeit 4.0, in Werther/Bruckner, Arbeit
4.0 aktiv gestalten 65ff; Kettler, Future Workforce Planning, CFOaktuell 4/
2020, 138;Windisch-Graetz, Soziale Gestaltungspflicht über die Betriebsgren-
zen hinaus? ZAS 1996, 109; Pircher, Soziale Gestaltung und Prinzipien im
allgemeinen Kündigungsschutz, JBl 2001, 694; Köck, individualarbeitsrecht
im Konzern, ZAS 2014, 61 (67f).
33 Vgl Weinke, Mensch-Roboter-Szenarien, Gesunde Arbeit 2/2017, 23.
34 Vgl Rabl, Künstliche Intelligenz oder künstliche Aufregung: drei Thesen
zur Digitalisierung, ecolex 3/2018, 222.
35 Allg vgl Reischauer, Probleme der Dienstnehmerhaftung, DRdA 1978, 193;
Berger, Rechtsfragen des Dienstnehmerhaftpflichtgesetzes, DRdA 1978, 95.
36 Allg vgl Andras, Das Dienstgeberhaftungsprivileg und seine Bedeutung in
der Praxis, JAP 3/2017/2018/17, 158.
37 Vgl Fadler, Herausforderung Digitalisierung, Gesunde Arbeit 2/2017, 8;
Weinke, Durch die rosa Datenbrille, Gesunde Arbeit 2/2017, 14.
38 § 96 Abs 1 Z 3 ArbVG; § 10 AVRAG. Vgl Auer-Mayer, Unzulässige Über-
wachung durch GPS-Ortungssystem, DRdA 2020, 558; dies, Dürfen Arbeit-
nehmer*innen im „Home-Office“ überwacht werden? CuRe 2020/88; Ger-
hartl, Verletzung der Privatsphäre im Arbeitsrecht, ASoK 2020, 269.
39 Vgl Werther et al, Perspektiven auf die Zukunft der Arbeit, in Werther/
Bruckner (Hrsg), Arbeit 4.0 aktiv gestalten 65ff. Villvock et al, Arbeitsschutz
4.0, in Fortmann/Kolocek (Hrsg), Arbeitswelt der Zukunft (2018) 299ff.
40 Vgl Brodil (Hrsg), Entgrenze Arbeit (2016).
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zahl von Fragen auf, etwa iZm der uU verminderten Auf-
merksamkeit digital anwesender Abwesender, der Einbin-
dung mobiler Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer in
den Betrieb vor Ort und dem anwendbaren Recht.41 Für vir-
tuelle Arbeitsorte und bei virtuellen Entsendungen gilt in
der EU grds, dass die Arbeitsbedingungen von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern, die physisch die Staatsgren-
zen überschreiten, denjenigen der inländischen Arbeitskräf-
te angeglichen werden, wohingegen sie unberührt bleiben,
wenn lediglich ihre Dienstleistung grenzüberschreitend er-
folgt, während sie selbst dort verbleiben, wo oder von wo aus
sie gewöhnlich arbeiten.42 Die Möglichkeit der Anfechtung
von Kündigungen unter Berufung auf verpönte Motive oder
das Vorliegen von Sozialwidrigkeit richtet sich – anders als
das Vorverfahren, die Einbeziehung des Betriebsrats – kol-
lisionsrechtlich nach dem Arbeitsvertragsstatut; vom Erfor-
dernis eines Betriebs im Inland wird allmählich abgese-
hen.43

III. DIGITALISIERUNG UND
BETRIEBSRATSARBEIT

Die Erledigung der Aufgaben des Betriebsrats wird durch
örtlich und zeitlich entgrenztes Arbeiten erschwert, ob-
schon nicht unzumutbar beeinträchtigt.44 Die Arbeitneh-
merschaft kann im virtuellen Raum versammelt werden,
falls alle, die teilnehmen dürfen, mit moderner Informa-
tions- und Kommunikationstechnik ausgestattet und ver-
traut sind.45 Die Beschlussfassung mit elektronischer
Stimmabgabe ist zulässig; sie hat geheim zu erfolgen, sofern
ein Drittel der stimmberechtigten Anwesenden es verlangt
oder der bzw die Vorsitzende es für zweckmäßig hält.46 Di-
gitale Betriebsratssitzungen sind gleichfalls gestattet und
falls kein Betriebsratsmitglied diesem Verfahren wider-
spricht, können Beschlüsse fernmündlich gefasst werden,
solange alle Teilnehmenden einander zeitglich wechselseitig
hören und sehen können; im Übrigen sind Umlaufbeschlüs-
se durchführbar.47 Die Betriebsratswahl kann allerdings
nicht elektronisch durchgeführt werden.48

Abschluss und Beendigung von Betriebsvereinbarungen
können elektronisch publiziert werden, das Schriftformer-
fordernis wird durch Telefax, bei qualifizierter elektroni-
scher Signatur oder mit dem unterschriebenen und einge-
scannten Original im Anhang einer E-Mail erfüllt.49 Digita-
lisierungsbedingte Betriebsänderungen – das sind zB Ände-
rungen des Betriebszwecks, der Betriebsanlagen bzw der
Arbeits-, Betriebs- oder Filialorganisation und die Einfüh-
rung von neuen Arbeitsmethoden oder Rationalisierungs-
und Automatisierungsmaßnahmen von erheblicher Bedeu-
tung – bringen uU wesentliche Nachteile für alle oder er-
hebliche Teile der Arbeitnehmerschaft mit sich; ist dies der
Fall, so können in Betrieben, in denen dauernd mindestens
20 Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer beschäftigt sind,
Maßnahmen zur Verhinderung, Beseitigung oder Milde-
rung dieser Folgen durch Betriebsvereinbarung geregelt

werden.50 Dergleichen Sozialpläne können auch dann ver-
handelt werden, wenn die besagten betrieblichen Verände-
rungen aus einem Restrukturierungsverfahren erfließen,
das einer Insolvenz vorzubeugen gedacht ist.51

Der Betriebsrat spielt iZm dem digitalen Wandel nicht
nur bei schlagartigen Änderungen eine wichtige Rolle, son-
dern erfüllt als Ansprechpartner einerseits der Betriebsinha-
berin bzw des Betriebsinhabers und andererseits der Beleg-
schaft die Funktion eines „Begleiters“ schrittweiser Verän-
derungen in Richtung: Zukunft.

41 Vgl Wildhaber, Die Roboter kommen. Konsequenzen für Arbeit und Ar-
beitsrecht, ZSR I, 315 (342); Brameshuber, „Schlechtleistung“ und gebotene
Sorgfalt im Arbeitsrecht, ZAS 2021/12, 52.
42 Dullinger, Individualarbeitsrechtliche Aspekte grenzüberschreitender Un-
ternehmens- und Konzernstrukturen, ZAS 2022/3, 13.
43 Die Rsp hat sich noch nicht festgelegt und die Lit ist geteilter Ansicht; vgl
Niksova, Kündigungsschutz und Kollisionsrecht – eine harmonische Bezie-
hung? in Kozak (Hrsg), Die Tücken des Bestandschutzes (2017) 51; dies, An-
wendung des österreichischen Kündigungsschutzes bei im Ausland gelege-
nem Betrieb? JAS 2020, 311; Mathy, Home-Office im internationalen Kon-
zern – Grenzüberschreitender Betrieb und Internationales Privatrecht des
allgemeinen Kündigungsschutzes, DRdA 2020, 569; Burger, Deutsches Kün-
digungsschutzrecht konkludent ausgewählt, DRdA 2015, 334; OGH
22. 1. 2020, 9 ObA 89/19g.
44 Vgl Bremm, Digitalisierte Betriebsratsarbeit 2.0, ASoK 2020, 305.
45 § 47 Abs 2 ArbVG (arg „außerhalb des Betriebes“).
46 § 49 ArbVG; § 5 Abs 4 BRGO.
47 § 68 Abs 4 ArbVG.
48 Nach § 51 Abs 1 ArbVG sind Mitglieder des Betriebsrats „auf Grund des
gleichen, unmittelbaren und geheimen Wahlrechts“ durch „persönliche“
oder in Fällen des § 56 Abs 3 ArbVG durch „briefliche“ Abgabe der Stimme
im Postwege zu wählen. Der „Stimmzettel“ und die Ausnahme bzgl der
„Briefwahl“ legen nahe, dass „vor Ort“ abzustimmen ist. Zur Wahl nach
deutscher Rechtslage vgl Blasek, Digitalisierungspotenziale bei der Betriebs-
ratswahl, BB 2021, 2932.
49 § 30 Abs 1, § 32 Abs 4 ArbVG; § 886 ABGB; § 4 Abs 1 SVG. Vgl Geist,
Wie fit ist das ArbVG für das digitale Zeitalter? DRdA 2019, 313.
50 § 97 Abs 1 Z 4 und Abs 3, § 109 ArbVG. VglWolf, Ein Sozialpaket ersetzt
keinen Sozialplan, Der Standard 2015/40/01; Schöffmann, Kündigungsver-
zicht im Sozialplan, ÖJZ 2021, 882.
51 VglMader,Das neue Restrukturierungsverfahren – ein probates Mittel zur
Insolvenzvermeidung? DRdA-infas 2021, 425 (429 f); Reissner (Hrsg), Ar-
beitsverhältnis und Insolvenz5 (2018); Kühteubl/Müller, Kurzarbeit und Re-
strukturierung, ZAS 2021, 26.
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Ökosoziale Steuerreform 2022
Die am 20. 1. 2022 im Nationalrat beschlossene Steuerreform
2022 schlägt mit ihrer ökosozialen Komponente einen neuenWeg
in der österr Steuerpolitik ein, der zum Teil EU-Entwicklungen
geschuldet ist. Der Sektionschef der Sektion IV für Steuerpolitik
und Steuerrecht im BMF Univ.-Prof. DDr. Gunter Mayr erläutert im
Gespräch mit Mag. Christian Moser die wichtigsten Eckpfeiler der
anstehenden Reform.

Der Gesetzesentwurf unterscheidet sich schon im Titel
von früheren Reformen. Was ist das Besondere an dieser
ökosozialen Steuerreform?
Zunächst vom Volumen: In den letzten Jahren wurde zwar
wiederholt von der größten Steuerreform der Zweiten Re-
publik gesprochen. Wenn man sich das Volumen der öko-
sozialen Steuerreform ansieht, stimmt das tatsächlich. Die
Nettogesamtentlastung sieht bis 2025 ein Entlastungsvolu-
men von 18 Mrd Euro vor. Auf das Jahr 2025 herunterge-
brochen beträgt die Nettoentlastung 5,6 Mrd Euro.
Die Steuerreform ist schwerpunktmäßig in die drei Teile ge-
gliedert: Entlastung von Arbeit und Pensionen, Entlastung
derWirtschaft und die CO2-Bepreisung. In den ersten beiden
Bereichen sind massive Entlastungsvolumina vorgesehen,
wobei sich insb die Tarifmaßnahmen relativ am stärksten
bei den niedrigeren und mittleren Einkommen auswirken.
Über die neue CO2-Bepreisung werden zwar bis zum Jahr
2025 Steuereinnahmen von 4,6 Mrd Euro lukriert, aller-
dings mehr als 6,4 Mrd Euro wieder rückverteilt. Das Be-
sondere an dieser ökosozialen Steuerreform ist, dass einer-
seits ein ökologischer Schwerpunkt gesetzt wird, wodurch
Benzin, Diesel, Heizöl etc etwas teurer werden, andererseits
jedoch über die Rückverteilung sogar gesamthaft eine Ent-
lastung entsteht, wenn man das Verhalten ökologisch aus-
richtet.

Mit kluger Steuerpolitik kann man
starke Impulse setzen.

Sowohl die Lohn- und Einkommensteuer in der zweiten
und dritten Tarifstufe als auch die Körperschaftsteuer
werden gesenkt. In der finalen Umsetzung im Jahr
2025 geht das BMF durch diese Maßnahmen insgesamt
von etwa 3,5 Mrd Euro Einnahmenverlusten aus. Auf
der Habenseite steht in erster Linie die CO2-Beprei-
sung, die mit 1,7 Mrd Euro Einnahmen veranschlagt
ist, allerdings kostet der Klimabonus den Staat wiede-
rum 1,5 Mrd Euro. Wie geht sich diese Rechnung am
Ende des Tages aus?

Große Steuerreformen dienen ua dem Ziel, die Steuerpflich-
tigen zu entlasten. Wie bereits erwähnt führt die ökosoziale
Steuerreform im Jahr 2025 gesamthaft zu einer Entlastung
von 5,6 Mrd Euro.
Mit der ökosozialen Steuerreform sind aber auch positive
gesamtwirtschaftliche Auswirkungen verbunden: Wie in
der wirkungsorientierten Folgenabschätzung ablesbar, er-
fährt das BIP in den Jahren 2022 und 2023 ein Wachstum
von 0,5% bzw 0,8%, der Beschäftigungszuwachs wird mit
19.000 Personen (2022) bzw 27.000 Personen (2023) ge-
schätzt. Das sind durchaus beachtliche Zahlen.
Als im Jahre 2005 der Körperschaftsteuer-Satz von 34% auf
25% gesenkt wurde, befürchteten viele, das KöSt-Aufkom-
men würde einbrechen. Kurz darauf war der gegenteilige
Effekt zu sehen. Österreich konnte sich damals in Verbin-
dung mit der Gruppenbesteuerung international stark posi-
tionieren. Man sieht, dass man mit kluger Steuerpolitik
durchaus starke Impulse setzen kann.

Das NEHG sieht ab 1. 7. 2022 die Entrichtung eines Be-
trags von zunächst € 30,– für die Emission von einer Ton-
ne Kohlenstoffdioxidäquivalente vor. Dieser Betrag er-
höht sich bis zum Jahr 2025 auf € 55,–. Rechnen Sie da-
mit, dass diese Kosten von den jeweiligen Unternehmen
an die Konsumenten weiterverrechnet werden?
An sich wäre es so vorgesehen. In steuerlicher Terminologie
spricht man aber von Elastizitäten. Wenn man eine Steuer
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einführt, hat man gewisse Vermutungen über die Auswir-
kung, aber natürlich bestimmen Markt und Nachfrage, wie-
viel letztlich überwälzt wird.
Bei unterstellter voller Überwälzung und Einbeziehung der
Umsatzsteuer würde ab 1. 7. 2022 ein Liter Benzin um 8,6
Cent und Diesel um 9,6 Cent teuer werden. Aber über die
Entlastungen wie den regionalen Klimabonus kann den Be-
troffenen unterm Strich mehr übrigbleiben, sofern sie ihr
Leben entsprechend gestalten.

Fließen die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung aus-
schließlich ins Bundesbudget oder erhalten die Länder
auch einen Teil davon?
Dies wurde im Finanzausschuss noch einmal debattiert. Das
Aufkommen aus der CO2-Bepreisung wird bereits über den
regionalen Klimabonus, der wiederum vom Klimaministe-
rium ausbezahlt wird, mehr als zurückgegeben. Da Auf-
kommen hereinkommt, der Bund aber noch mehr zurück-
gibt, war es logisch, eine ausschließliche Bundesabgabe zu
machen.

Es gab auch viel Kritik am Gesetzesentwurf. Bezweifelt
wird vor allem, dass der CO2-Preis und der Klimabonus
zu niedrig ausfallen, um die gewünschten Lenkungseffek-
te zu erzielen. Der WWF spricht in seiner Stellungnahme
von 4,7 Mrd Euro, die jährlich im Bereich für Energie
und Verkehr für Subventionen mit potenziell negativen
Umwelteffekten ausgegeben werden.1 Wie ökologisch ist
diese Reform wirklich?
Der Ausgangspunkt für die CO2-Bepreisung sind die anste-
henden EU-Entwicklungen. Mit dem Programm Fit for 55
will die Europäische Kommission bis zum Jahr 2030 min-
destens 55% der Nettoemissionen gegenüber dem Referenz-
jahr 1990 einsparen. Auf EU-Ebene ist vorgesehen, dass der
für die energieintensive Industrie bereits bestehende Zerti-
fikatehandel ab 2026 auf die Bereiche Verkehr und Gebäude
ausgedehnt werden soll. Wir nehmen also hier die EU-Ent-
wicklungen bereits vorweg. Hinsichtlich der Bepreisungs-
höhe orientieren wir uns an den Deutschen, die gleich hohe
CO2-Preise haben.
Wenn in den Raum gestellt wird, dass einzelne nordische
Staaten wesentlich höhere CO2-Preise hätten, wird überse-

hen, dass in Deutschland wie in Österreich anders vorge-
gangen wird. Bereits zB in der Mineralölsteuer ist nämlich
implizit ein CO2-Preis beinhaltet, zu dieser kommt der nun-
mehrige CO2-Preis als Add-on hinzu. Die Skandinavier ha-
ben hingegen bereits in den 1990er-Jahren alles in die CO2-
Bepreisung hineingenommen, weshalb die Systeme nicht
vergleichbar sind. Auch die neue deutsche Bundesregierung
mit grüner Beteiligung hält am gleichen CO2-Preis-Pfad fest
wie Österreich.

An seinem ersten Tag im Amt hat BM Magnus Brunner
gegenüber dem ORF von einer Kombination aus Klima-
schutz und Wettbewerbsfähigkeit am Wirtschaftsstand-
ort Österreich gesprochen. Kann das nicht immer nur ei-
ne Kompromisslösung sein, bei der das Klima letztlich zu
kurz kommt?
Wir sind auf einem guten Weg, der gut mit den EU-Ent-
wicklungen abgestimmt ist. Für Unternehmen, die aus der
CO2-Bepreisung Wettbewerbsnachteile erleiden würden,
sind Entlastungsmaßnahmen vorgesehen. Die Reform er-
gibt aus steuerpolitscher wie fachlicher Sicht ein stimmiges
Bild.

Mit der CO2-Bepreisung nehmen
wir anstehende EU-Entwicklungen

vorweg.

Was versprechen Sie sich von der Erhöhung des Gewinn-
freibetrages für einkommensteuerpflichtige Unterneh-
merinnen und Unternehmer?
Das ist eine Maßnahme für die kleineren Unternehmen.
Der Gewinnfreibetrag bis € 30.000,– wird bereits mit dem
Jahr 2022 von 13% auf 15% angehoben, sodass sich eine
zusätzliche Abzugsmöglichkeit von bis zu € 600,– ergibt.

1 Anm: Der WWF bezieht sich dabei auf denWIFO-Monatsbericht 2016, 89
(8), S 605–615, wo es heißt: „Im Durchschnitt der Jahre 2010 bis 2013 er-
reichten die umweltkontraproduktiven Förderungen demnach ein Volumen
von 3,8 bis 4,7 Mrd € p. a.“
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Die Steuerreform sieht im Unternehmensbereich für die
unterschiedlichen Gruppen verschiedene Maßnahmen vor,
zB für Kapitalgesellschaften eine Senkung des KöSt-Steuer-
satzes ab 2024 auf 23% und die Wiedereinführung eines In-
vestitionsfreibetrags. Der Investitionsfreibetrag setzt einen
massiven Anreiz, weil man als zusätzliche Betriebsausgabe
10% für normale Investitionen bzw 15% für Öko-Investitio-
nen absetzen kann. Das geht bis zu jährlichen Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten von 1 Mio Euro.

Neu ist auch die Besteuerung von Kryptowährungen ab
1. 3. 2022, wobei dies bereits für Spekulationsgewinne
mit nach dem 28. 2. 2021 angeschafften Kryptowährun-
gen gilt. Ist diese rückwirkende Geltung nicht problema-
tisch?
Aus juristischer Sicht ist sie nicht problematisch. Man geht
gleich vor wie etwa im Jahr 2012 bei Einführung der Immo-
ESt: Alles, was zum Zeitpunkt des Inkrafttretens spekula-
tionsverfangen war, wurde als Neuvermögen in die Besteue-
rung überführt. Der VfGH erachtete bereits vor ca 30 Jah-
ren die damalige Ausdehnung der Spekulationsfrist von
fünf auf zehn Jahre als unbedenklich.
Kryptowährungen nehmen mittlerweile eine große Bedeu-
tung ein. Mit der steuersystematischen Einbeziehung in die
Einkünfte von Kapitalvermögen sind wir internationaler
Vorreiter. Diese saubere Abgrenzung wird von der Branche
auch sehr begrüßt. Auf die wichtigsten Punkte in den Stel-
lungnahmen haben wir insofern reagiert, als dass der ver-
pflichtende KESt-Abzug erst ab 2024 kommt, freiwillig wäre
er auch bereits 2022 und 2023 möglich.

Im Regierungsprogramm ist wörtlich die „Erarbeitung
einer Behaltefrist für die Kapitalertragsteuerbefreiung
für Kursgewinne bei Wertpapieren und Fondsproduk-
ten“ vorgesehen. Warum ist eine solche allgemeine Be-
haltefrist, wie es sie bis 2012 gegeben hat, nun nicht Teil
der Steuerreform?
Das Paket bei der Steuerreform ist ausgewogen und natür-
lich ein Verhandlungsergebnis. BM Brunner hat aber bereits
angekündigt, dass man sich die Behaltefrist im Laufe des
Jahres gesamthaft ansehen wird, insb auch im Lichte einer
Pensionsvorsorge.

Die Corona-Krise hat den Staat zig Milliarden gekostet.
Hand aufs Herz: Wann werden das die Steuerzahler abzu-
stottern haben?
Es wurde gerade die größte Steuer-Entlastungsreform be-
schlossen. Die Corona-Pandemie ist eine Ausnahmesitua-
tion, doch Österreich hat mit den Fördermaßnahmen gute
Instrumente eingesetzt. Natürlich wird überprüft werden,
ob die finanziellen Mittel auch die Richtigen bekommen ha-
ben. Wir hoffen aber, dass auch die Wirtschaftsimpulse der
Steuerreform greifen werden.

Im vergangenen Jahr ist das BMF negativ in die Schlag-
zeilen geraten, sei es durch das Zurückhalten von Akten
gegenüber dem VfGH, eine Hausdurchsuchung oder den
Vorwurf, im Jahr 2017 manipulierte Meinungsumfragen
beauftragt und aus Steuergeld bezahlt zu haben. Inwie-
fern waren Sie in Ihrer Arbeit als Sektionschef von diesen
Nebenschauplätzen beeinträchtigt oder in Ihrer Arbeit
behindert?
Das fällt nicht in die Zuständigkeit des Steuersektionschefs.
Wir konzentrieren uns auf unsere eigenen Aufgaben.

Vielen Dank für das Gespräch.

Univ.-Prof. DDr. Gunter Mayr, geb 1972 in Innsbruck, verheiratet,
zwei Kinder; studierte Rechtswissenschaften und Sozial- und

Wirtschaftswissenschaften in Innsbruck, 1998–2003
Universitätsassistent an der Abteilung Finanzrecht, 2003 habilitiert
und Wechsel ins BMF, ab 2006 der Leiter der Abteilung Einkommen-/

Körperschaftsteuer, seit 2012 Sektionschef für „Steuerpolitik und
Steuerrecht“.

Seit 2009 zudem Professor am Institut für Finanzrecht der Universität
Wien, Vorsitzender von Steuerreform-Kommissionen und Vertreter

Österreichs in internationalen Gremien, Mitherausgeber der
Fachzeitschrift „Recht der Wirtschaft – RdW“.

Fotos: Daniel Novotny
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Mit an Bord: 
Reinhold Messner

Zeit für die Reise 
Ihres Lebens

Antarktis mit 
der HANSEATIC 

nature
Expeditionskreuzfahrt 2022

100% Schwerölfrei

p.P. ab € 20.820,-
Reisetermin: 25.11. - 17.12.2022

Expeditionskreuzfahrt ab/bis Ushuaia 
inkl. Flüge ab/bis Wien über Buenos Aires 

(inkl. Nächtigung) & Vollpension 
an Bord der HANSEATIC nature

Österreichische Reiseleitung ab/bis 
Österreich & Abenteurer Reinhold Messner

mit an Bord 

Bereiste Länder: Argentinien, Falkland-
Inseln, Südgeorgien und Antarktische 

Halbinsel
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Veranstalter: Ruefa GmbH, Jakov-Lind-Straße 15, 1020 Wien. Es kommen die allgemeinen und besonderen Reisebedingungen von 
Ruefa GmbH zur Anwendung, siehe www.ruefa.at/veranstalter. Limitiertes Kontingent, Stand bei Drucklegung (03/2022).

Wir nehmen uns gerne Zeit.
Ihr Ruefa Reisebüro | 0800 999 188 50
ruefa.at/antarktis    
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Concisa Online-Portal
#versorgungseinrichtung #online-portal #allesaufeinenblick

Das neue Online-Portal für die Versorgungseinrichtung
Teil B ist online. Nutzen Sie die zahlreichen neuen Vor-
teile!

Ihre Angelegenheiten iZm der Versorgungseinrichtung
Teil B können Sie nun auch bequem von zu Hause aus erle-
digen. Unser Vertragspartner Concisa hat das Online-Portal
rundum erneuert. Nicht nur ein neues Design erwartet Sie,
sondern auch zahlreiche Funktionen, die Papier und Zeit
sparen.

Als Web-App auf mobilen Endgeräten nutzbar – mit
Bookmarking-Funktion
Über das auf mobile Endgeräte angepasste Online-Portal
können Sie nun jederzeit sämtliche Angelegenheiten iZm
der Versorgungseinrichtung Teil B erledigen, egal ob in
der U-Bahn oder gemütlich auf Ihrer Couch. Das Online-

Portal ist sowohl für IOS als auch für Android-Geräte kon-
zipiert. Mit der Bookmarking-Funktion (rak-portal.concisa.
at) erreichen Sie das Portal schnell und einfach. Die Zu-
gangsdaten sind dieselben wie für den ÖRAK-Mitgliederbe-
reich. Sie müssen sich also kein zusätzliches Passwort mer-
ken. Sie erreichen das Online-Portal aber auch wie bisher
über den ÖRAK-Mitgliederbereich.

Anträge direkt online stellen – ohne Papier und wei-
tere Kommunikationswege
Über das neue Online-Portal können Sie sämtliche Anträge
iZm der Versorgungseinrichtung Teil B nun online stellen,
sei es der jährlich mögliche Wechsel der Veranlagungs- und
Risikogemeinschaft oder die Beitragsermäßigung aufgrund

Ersteintragung. Sind Dokumente zum Nachweis erforder-
lich, können Sie diese sicher und einfach über das Online-
Portal hochladen. Bei fristgebundenen Anträgen ist auch
die jeweilige Frist angegeben.

Auch die Namhaftmachung einer begünstigten Person
für die Abfindung im Todesfall ist über das Online-Portal
schnell erledigt. Sie können einsehen, wen Sie namhaft ge-
macht haben, und dies auch jederzeit ändern.

Lediglich für die Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats
ist noch ein Formular auszufüllen, das Sie unterzeichnet an
Ihre Rechtsanwaltskammer übermitteln müssen.

Weitere Vorteile
• Reduktion der Verwaltungskosten um 10% p.a.
• Jederzeit aktueller Stand der Einzahlungen und Forde-
rungen im Beitragskonto.

• Vollständige Dokumenten-, Antrags-, Bescheid- und
Nachrichtenhistorie, das ersetzt jede Papierablage.

• E-Mail-Verständigungen bei Eingang neuer Dokumente.
• Nachrichten-Funktion zur direkten Kontaktaufnahme
mit dem Serviceteam.

Jetzt umsteigen
Sie sind noch kein Onlinekunde? Sie können jederzeit
wechseln, um die Vorteile zu nutzen.

Bei Fragen wenden Sie sich bitte an die Mitarbeiter der
Concisa unter zusatzpension-rak@concisa.at.

Schauen Sie sich das neue Online-Portal an! Es lohnt
sich!

INFOBOX
• Sie erreichen das neue Online-Portal zur Ver-
sorgungseinrichtung Teil B wie gewohnt mit Ih-
ren identen Zugangsdaten über den ÖRAK-Mit-
gliederbereich oder direkt unter
rak-portal.concisa.at.

Das Online-Portal der Concisa erscheint in neuem Design.

URSULA KOCH

ÖRAK, Generalsekretär-
Stellvertreterin
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Aufgrund der aktuellen Situation rund um das Corona-Virus ist nicht absehbar, ob diese Veranstaltungen tatsächlich
stattfinden können. Bitte informieren Sie sich zeitnah zum geplanten Termin beim Veranstalter.
https://businesscircle.at
https://www.rechtsanwaltsverein.at

Firmenbuch I
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
7. 4. 2022 HYBRIDSEMINAR

Kosten-Aufbauseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
20. 4. 2022 HYBRIDSEMINAR

Exekution I
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
21. 4. 2022 HYBRIDSEMINAR

Jahrestagung „Vienna Legal Tech 22“
Business Circle Management FortbildungsGmbH
26./27. 4. 2022 WIEN

Insolvenzverfahren
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
27. 4. 2022 ONLINE

Firmenbuch II
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
28. 4. 2022 HYBRIDSEMINAR

Professionelle Erwachsenenvertretung
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
2. 5. 2022 HYBRIDSEMINAR

Grunderwerbsteuer (GrESt)
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
12. 5. 2022 ONLINE

Immobilienertragsteuer (ImmoESt)
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
13. 5. 2022 ONLINE

Exekution II
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
18. 5. 2022 HYBRIDSEMINAR

Jahrestagung „Unternehmensjuristen
Circle 22“
Business Circle Management FortbildungsGmbH
19./20. 5. 2022 WIEN

TAX Circle
Business Circle Management FortbildungsGmbH
23./24. 6. 2022 WAIDHOFEN/YBBS

Grundlehrgang (BU-Kurs) Blockseminar
Österreichischer Rechtsanwaltsverein (ÖRAV)
4. 7. 2022 PRÄSENZSEMINAR

26. Jahrestagung für Recht und Steuern „RuSt
in Rust“
Business Circle Management FortbildungsGmbH
13./14. 10. 2022 RUST

Jahrestagung „Compliance now!“ 2022
Business Circle Management FortbildungsGmbH
17./18. 11. 2022 STEGERSBACH

Inland

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten 222ff
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AWAK Intensivseminar im Congress Center
Casino Baden
Breites Themenspektrum zum sozialen Netzwerk „Familie“

D ie Familie bestimmt unsere Identität, ist sozialer Mit-
telpunkt und Sicherheitsnetz in schwierigen Situatio-

nen. Gleichzeitig treffen in der Familie unsere eigenen In-
teressen auf jene anderer Mitglieder. Es ist also ein schmaler
Grat zwischen Harmonie und Disharmonie, zwischen Mit-
einander und Gegeneinander in der Familie. Zwischen die-
sen zwei Polen bewegt sich die Rechtsberatung und erfor-
dert gleichermaßen viel Sachkenntnis und Fingerspitzenge-
fühl. Die Anwaltsakademie unterstützt Sie darin mit dem
diesjährigen Intensivseminar „Die liebe Familie – alles was
Recht ist im familiären Kontext“ vom 23. bis 25. 6. 2022 im
Congress Center Casino Baden.

Das Programm zeigt anschaulich, wie Familienrecht un-
ser gesamtes Leben begleitet und für die verschiedensten
Situationen das richtige Werkzeug bereithält. Am Anfang
steht in vertretender Funktion die Wahrung von Interessen
der Kinder, unter anderem bei Entscheidungen zu Obsorge
und Unterhalt. Eine weitere Weichenstellung ist im meist
jüngeren Alter die Gründung einer Partnerschaft, leider
oft früher als geplant auch deren Auflösung.

Wenn wir dann selbst Eltern oder Großeltern werden,
geht es um die Weitergabe unseres Vermächtnisses an die
nächste Generation, sei es als Barvermögen, Immobilie oder
Unternehmen. Und wie am Anfang, so wollen wir auch am
Ende unseres Lebens unsere Interessen gewahrt wissen und
möglichst selbstbestimmt von der Erde scheiden.

Diese und viele andere Themen beleuchten namhafte
Expertinnen und Experten in verschiedenen Dimensionen:
im nationalen und internationalen Recht, in der Rsp und in
der „gelebten Praxis“ der Beratung und Vertretung. Das
Team der Anwaltsakademie sorgt rund um das Intensivse-

minar auch für Ihr Wohlbefinden und lädt Sie zu einem
Galadinner im reizvollen Wasserschloss Kottingbrunn ein.

Finden Sie künftig sicher und gezielt einen klaren Pfad
durchs Familienrecht – mit dem Intensivseminar der An-
waltsakademie „Die liebe Familie – alles was Recht ist im
familiären Kontext“. Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme!

Termin
Intensivseminar „Die liebe Familie – alles was Recht ist im
familiären Kontext“

23. bis 25. 6. 2022
Baden, Congress Center Casino Baden, Kaiser Franz-

Ring 1, 2500 Baden

Foto: ©iStockphoto.com/evgenyatamanenko

ANWALTSAKADEMIE GESELLSCHAFT ZUR FÖRDERUNG
ANWALTLICHER AUS- UND FORTBILDUNG M.B.H.
Reisnerstraße 5/3/2/5, 1030 Wien, www.awak.at
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INTENSIVSEMINAR

DIE LIEBE FAMILIE
Alles was Recht ist im 
familiären Kontext

23. bis 25. Juni 2022
Congress Center Casino Baden 

SPECIAL
DIE SORGFÄLTIGE 
TESTAMENTSERRICHTUNG

In Linz:  29. Juni 2022
In Wien: 29. November 2022

SPECIAL
ERBRECHT UND 
VERLASSENSCHAFTS-
VERFAHREN IN DER 
RECHTSPRECHUNG DES 
OBERSTEN GERICHTSHOFS

In Wien: 20. April 2022 

BRUSH UP
ERBRECHT UND VERMÖGENS-
NACHFOLGE – VON DER TES-
TAMENTSERRICHTUNG BIS 
ZUR EINANTWORTUNG

In Graz: 20. / 21. Mai 2022
In Wien: 21. / 22. Oktober 2022

SPECIAL
DAS NEUE ERB- UND AUSSER-
STREITRECHT – ERBRECHT 
UND ERBFOLGE, PFLICHTTEIL, 
VERLASSENSCHAFTS-
VERFAHREN UND NACHFOLGE

In Feldkirch: 2. November 2022

SEMINARANGEBOTE ZUM ERBRECHT 2022 

Nähere Details auf www.awak.at

ALLES RUND UMS ERBRECHT . . .

Beim letzten Willen kann es keine Kompromisse geben – 
das Erbrecht gehört in erfahrene Hände – in Ihre Hände!



Anwaltsakademie
APRIL 2022

BASIC

Professionelle Schriftsätze an den
Verwaltungsgerichtshof
19. 4. WIEN
Seminarnummer: 20220419–8

SPECIAL

Erbrecht und Verlassenschaftsverfahren in der
Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs:
Ein systematischer Überblick anhand
grundlegender und aktueller Entscheidungen
20. 4. WIEN
Seminarnummer: 20220420–8

SPECIAL

IP-Recht & angrenzender Datenschutz in der
Praxis
21. und 22. 4. WIEN
Seminarnummer: 20220421A–8

SPECIAL

Die Anfechtung im Insolvenz- und
Vertragsrecht – Fallbeispiele, aktuelle
Judikatur und Vertragsgestaltung
25. 4. WIEN
Seminarnummer: 20220425–8

LIVE-WEBCAST

Unterhalt korrekt berechnen – neueste
Judikatur
26. 4. ONLINE
Seminarnummer: 20220426–9

SPECIAL

Das Umgründungsrecht –
Rahmenbedingungen, Durchführung, zivil-
und steuerrechtliche Folgen
28. und 29. 4. WIEN
Seminarnummer: 20220428–8

BRUSH UP

Aktuelle Judikatur und Rechtsentwicklung im
Wirtschaftsrecht
29. und 30. 4. LINZ
Seminarnummer: 20220429–3

LIVE-WEBCAST

„Willkommen in unserer
Rechtsanwaltskanzlei!“ – Über den korrekten
Umgang mit Klienten/innen am Telefon
29. 4. und 20. 5. ONLINE
Seminarnummer: 20220429–9

MAI 2022

BASIC

Der Anwalt und sein Honorar – Anspruch,
Vereinbarung und Fälligkeit anhand
praktischer Beispiele
2. und 3. 5. WIEN
Seminarnummer: 20220502–8

INTENSIVKURS

Prüfungsvorbereitung für
Rechtsanwaltsanwärter: „Die
Rechtsanwaltsprüfung – Intensivkurs
Öffentliches Recht“
2. bis 31. 5. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20220502–6

BRUSH UP

Aktuelle Judikatur zum Mietrecht:
Expertenwissen für Fortgeschrittene –
kompakt vermittelt
4. 5. WIEN
Seminarnummer: 20220504–8

BASIC

Intellectual Property – Marken-, Design- und
Patentrecht
6. und 7. 5. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20220506–6

BASIC

Strafverfahren – Von der Mandatserteilung zur
erfolgreichen Verteidigungsstrategie
6. und 7. 5. GRAZ
Seminarnummer: 20220506–5

BASIC

Gesellschaftsrecht I – Das Recht der Kapital-
und Personengesellschaft – Rechtsformwahl,
Vermögensordnung, Haftungsverfassung und
Gründung
6. und 7. 5. WIEN
Seminarnummer: 20220506–8
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BASIC

Verwaltungsverfahren,
Verwaltungsstrafverfahren und Rechtsschutz
im öffentlichen Recht
9. und 10. 5. WIEN
Seminarnummer: 20220509A–8

BASIC

Schriftsätze im Zivilprozess
12. und 13. 5. FELDKIRCH
Seminarnummer: 20220512–7

BASIC

Gesellschaftsrecht II
13. und 14. 5. ATTERSEE
Seminarnummer: 20220513–3

LIVE-WEBCAST

Was ich als Kanzleimitarbeiter wissen muss:
Aktuelle Anti-Geldwäsche-Compliance –
Erkennung, Sorgfaltspflichten,
Risikomanagement in der Praxis
16. 5. ONLINE
Seminarnummer: 20220516–9

BASIC

Intensives (Zivil)Prozesstraining für künftige
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
16. 5. WIEN
Seminarnummer: 20220516–8

SPECIAL

Getting the Arbitration Started – Wie man
erfolgreich ein Schiedsverfahren einleitet: Dos
und Don’ts aus der Praxis
17. 5. WIEN
Seminarnummer: 20220517–8

LIVE-WEBCAST

Belastungen der Liegenschaft 2022:
Dienstbarkeit – Veräußerungs- und
Belastungsverbot – Vorkaufsrecht: Aktuelle
Entwicklungen und neue Judikatur
17. und 18. 5. ONLINE
Seminarnummer: 20220517–9

BASIC

Das Zivilverfahren – Vom ersten
Klientenkontakt bis zum rechtskräftigen Urteil
– Der Alltag im Prozessverlauf anhand
praktischer Beispiele
19. bis 21. 5. LINZ
Seminarnummer: 20220519–3

BASIC

Die Ehescheidung und ihre praktischen
Rechtsfolgen – von Unterhaltspflicht bis
Güteraufteilung
19. bis 21. 5. WIEN
Seminarnummer: 20220519–8

BASIC

Lauterkeitsrecht – Welche Regeln gelten im
fairen Wettbewerb?
20. und 21. 5. WIEN
Seminarnummer: 20220520–8

BASIC

Vom Liegenschaftsvertrag zum
Grundbucheintrag – Vertragserrichtung von
der Informationsaufnahme bis zur
Verbücherung und Treuhandschaft
20. und 21. 5. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20220520–6

BRUSH UP

Erbrecht und Vermögensnachfolge – Von der
Testamentserrichtung bis zur Einantwortung –
Aktuelles für den Rechtsanwalt
20. und 21. 5. GRAZ
Seminarnummer: 20220520–5

SPECIAL

Der Rechtsanwalt im Finanz- und Steuerrecht –
Steuerrecht und Steuertipps für Rechtsanwälte
23. 5. GRAZ
Seminarnummer: 20220523–5

BRUSH UP

Ärzte-Haftpflicht: Aktuelle Judikatur des OGH
– eine juristische Reise vom Erstgespräch, von
der Behandlung bis zur Schlichtungsstelle der
Ärztekammer und zum Gericht
24. 5. WIEN
Seminarnummer: 20220524–8
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BRUSH UP

Das Kapital und sein Recht – Neueste
Entwicklungen im Recht der
Kapitalgesellschaften
25. 5. WIEN
Seminarnummer: 20220525–8

LIVE-WEBCAST

Sanierungsmöglichkeiten bei Unternehmen in
der Krise – Gesellschafts-, Bilanz- und
Steuerrecht
27. und 28. 5. ONLINE
Seminarnummer: 20220527–9

LIVE-WEBCAST

„Schlechter wohnen“ – Dauerbrenner
Mietzinsminderung – Die Auswirkungen
gesellschaftlicher, rechtlicher und technischer
Entwicklungen auf das
Mietzinsminderungsrecht
31. 5. ONLINE
Seminarnummer: 20220531–9

JUNI

SPECIAL

Schriftsätze im Zivilprozess
2. und 3. 6. LINZ
Seminarnummer: 20220602–3

SPECIAL

Vertriebsverträge
2. und 3. 6. WIEN
Seminarnummer: 20220602–8

BASIC

Mietrecht in der anwaltlichen Praxis – von der
Vertragsformulierung zur
Interessensvertretung für Mieter und
Vermieter
2. und 3. 6. GRAZ
Seminarnummer: 20220602–5

LIVE-WEBCAST

Querschnittsmaterie: Dachbodenausbau –
Baurecht – WEG, BTVG und MRG
7. 6. ONLINE
Seminarnummer: 20220607A–9

LIVE-WEBCAST

Prüfungsvorbereitung für
Rechtsanwaltsanwärter: „Die
Rechtsanwaltsprüfung – Intensivkurs
Strafrecht“
7. bis 29. 6. ONLINE
Seminarnummer: 20220607–9

BRUSH UP

„Der Oberste Gerichtshof hat entschieden . . .“
– Neueste Entwicklungen in der Judikatur des
OGH in Strafsachen
8. 6. WIEN
Seminarnummer: 20220608–8

BASIC

Standes- und Honorarrecht: anwaltliche
Pflichten, Rechte und Standesvertretung und
die Honoraransprüche des Anwalts gegenüber
Klienten
9. bis 11. 6. GAMLITZ/SÜDSTEIERMARK
Seminarnummer: 20220609–5

BASIC

Das Zivilverfahren – Vom ersten
Klientenkontakt bis zum rechtskräftigen Urteil
– Der Alltag im Prozessverlauf anhand
praktischer Beispiele
9. bis 11. 6. WIEN
Seminarnummer: 20220609–8

SPECIAL

Die Liegenschaftsverträge –
Grundlagenwissen, Vertragsrecht,
Grundbuchsrecht und Steuerrecht
10. und 11. 6. ATTERSEE
Seminarnummer: 20220610–3

BASIC

Insolvenzrecht – Grundbegriffe,
Verfahrensabläufe, Sanierungsverfahren
10. und 11. 6. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20220610–6

SPECIAL

Lebensgemeinschaften und deren rechtliche
Auswirkungen
13. 6. GRAZ
Seminarnummer: 20220613–5
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BASIC

Strafverfahren I – von der Mandatserteilung
zur erfolgreichen Verteidigungsstrategie
13. und 14. 6. WIEN
Seminarnummer: 20220613–8

BASIC

Arbeitsrecht – Vertragsarten, Beendigung und
arbeitsrechtliche Ansprüche sowie typische
Klagsbeispiele
13. und 14. 6. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20220613–6

BASIC

Zivilverfahren – Von der Klage bis zur Revision
– Teil 2
17. und 18. 6. ATTERSEE
Seminarnummer: 20220617–3

BASIC

Gesellschaftsrecht II – Die GmbH –
Gesellschaftsvertrag, Kapitalaufbringung,
Haftungen, steuerliche Aspekte
17. und 18. 6. WIEN
Seminarnummer: 20220617–8

SPECIAL

Beschlüsse der Wohnungseigentümer und
deren Anfechtbarkeit
20. 6. WIEN
Seminarnummer: 20220620–8

LIVE-WEBCAST

Die Rechtsanwaltsprüfung – Intensivkurs
„Prüfungsvorbereitung Strafrecht“
20. 6. bis 7. 7. ONLINE
Seminarnummer: 20220620–9

BRUSH UP

„GELDWÄSCHEREI“: neue Regeln, verschärfte
Berufspflichten! BRÄG 2020: Die Umsetzung
der 5. EU-Geldwäscherei-RL in der RAO
21. 6. INNSBRUCK
Seminarnummer: 20220621–6

SPECIAL

Das richtige Verhalten bei
Hausdurchsuchungen – Leitfaden für
Rechtsanwälte
21. 6. LINZ
Seminarnummer: 20220621–3

BRUSH UP

Aufkündigung, Mietzins- und Räumungsklage:
Ablauf, Strategie und Stolpersteine
22. 6. WIEN
Seminarnummer: 20220622–8

LIVE-WEBCAST

Grundbuchsrecht für Kanzleimitarbeiter und
Rechtsanwaltsanwärter
27. 6. ONLINE
Seminarnummer: 20220627–9

SPECIAL

Internet – New Media
27. und 28. 6. WIEN
Seminarnummer: 20220627–8

SPECIAL

Aufsichtsrat – Rechte, Pflichten und Haftung
kompakt und praxisnah
28. 6. WIEN
Seminarnummer: 20220628–8

SPECIAL

Die sorgfältige Testamentserrichtung
29. 6. LINZ
Seminarnummer: 20220629–3

LIVE-WEBCAST

Wie „verkaufe“ ich den Klienten mein Honorar
– 20 Tipps für Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte zum erfolgreichen Umgang mit
Honorar, Einwänden und Mandanten
29. 6. ONLINE
Seminarnummer: 20220629–9

BASIC

Schriftsätze im Zivilprozess
30. 6. und 1. 7. WIEN
Seminarnummer: 20220630–8

SOFT SKILLS

Die optimale Einvernahme von Zeugen und
Parteien im Zivilprozess und Strafprozess
30. 6. bis 2. 7. WIEN
Seminarnummer: 20220630A–8
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LIVE-WEBCAST

„Willkommen in unserer
Rechtsanwaltskanzlei!“ – Über
den korrekten Umgang mit
Klienten/Innen am Telefon
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieser LIVE-WEBCAST bietet Ihnen in kurzer Zeit einen
kompakten Einstieg und eine gute Übersicht über alle As-
pekte der telefonischen Betreuung von Mandanten. Sie er-
halten ein umfassendes Handwerkszeug für alle Gesprächs-
fälle am Telefonarbeitsplatz.

Am Ende des Seminars beherrschen Sie als Seminargast
einen professionellen und mandantenorientierten Telefon-
stil. Sie sind nach dem Training sicher im telefonischen Be-
schwerdemanagement, im Umgang mit Anspruchsstellen,
Gerichten, Behörden, Versicherungen und anderen Rechts-
anwälten und haben Ihre Rhetorik am Telefon verbessert.

Die Lernziele im Detail:
• Sie beherrschen die professionelle telefonische Visiten-
karte der Kanzlei

• Sie erlernen und vertiefen mandantenorientiertes Tele-
fonverhalten

• Sie führen schwierige Gespräche sicher und kompetent
am Telefon

• Sie beherrschen ein systematisches Beschwerdemanage-
ment

• Sie haben gelernt, besser mit den eigenen Emotionen und
denen der Klienten umzugehen

Das Konzept:
Der LIVE-WEBCAST beinhaltet theoretische Elemente und
eine Reihe praktischer Aufgaben, um Situationen am Tele-
fon zu üben. Die Teilnehmer entwickeln zusammen mit der
Trainerin Leitfäden für eine passende und kompetente Ge-
sprächsführung. Zudem erhalten sie Tipps & Tricks, wie
man komplexe Inhalte am Telefon abwickelt.

Am Ende des Seminars stellen sich die TeilnehmerInnen
Umsetzungsaufgaben, die sie im Alltag umsetzen. Diese
Aufgaben unterstützen den Transfer des Gelernten in den
Alltag.

Referentin: Angelika Specht, Wirtschaftstrainerin & Wirt-
schaftscoach in Klosterneuburg
Termine: 29. 4. und 20. 5. 2022
Veranstaltungsort: ONLINE
Seminarnummer: 20220429–9

BRUSH UP

Aktuelle Judikatur zum
Mietrecht: Expertenwissen für
Fortgeschrittene – kompakt
vermittelt
Warum Sie teilnehmen sollten:
Im „Update Mietrecht“ werden alle aktuellen Entwicklun-
gen im Bereich des Mietrechts dargestellt und – insb mit
Blick auf die Bedürfnisse der anwaltlichen Praxis – vertie-
fend erörtert. Darüber hinaus vermittelt das Update – insb
zum Auffrischen des Wissens bei „alten Hasen“ und zum
vereinfachten Einstieg für „Newcomer“ in diesem Rechtsbe-
reich – auch Basics zum Mietrecht. Schließlich wird im
Rahmen dieses Seminars die Gelegenheit geboten, Rechts-
fragen aus dem unmittelbaren Tätigkeitsbereich der Teil-
nehmer („Wo der Schuh gerade drückt“) mit DEM Wohn-
rechtsexperten zu erörtern und auf dessen Expertise zuzu-
greifen.

Unter anderem behandelt das „Update Mietrecht“
folgende Themenbereiche:
• Neue Klausel-E des OGH zur zulässigen Mietvertragsge-
staltung

• Aktueller Stand der Judikatur zum Superädifikat
• Auswirkungen veralteter Elektrik auf den Mietvertrag
(uU massive Mietzinsherabsetzung und -minderung)

• OGH zur (Un-)Zulässigkeit von airbnb-Vermietungen
• Aktuelle Entwicklungen zur Mietzinsanhebung gemäß
§ 12a Abs 3 MRG

• Legistischer Ausblick
• uvm

Referent: Univ.-Prof. Dr. Andreas Vonkilch, Of Counsel bei
Schaffer-Sternad Rechtsanwälte, Leopold-Franzens-Univer-
sität Innsbruck
Termin: 4. 5. 2022 = 6 Stunden / 2 Halbtage
Veranstaltungsort: WIEN
Seminarnummer: 20220504–8

LIVE-WEBCAST

Was ich als Kanzleimitarbeiter
wissen muss: Aktuelle Anti-
Geldwäsche-Compliance –
Erkennung, Sorgfaltspflichten,
Risikomanagement in der Praxis
Warum Sie teilnehmen sollten:
Anwälte unterliegen einer strengen Anti-Geldwäsche-Com-
pliance. Die Berufspflichten wurden in den letzten Jahren
laufend verschärft. Ein EU-Vertragsverletzungsverfahren
und die 5. EU-Geldwäsche-RL zwangen den Gesetzgeber
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jüngst zu erneuten Änderungen im anwaltlichen Berufs-
recht.

Schon bisher machen massive Sanktionsdrohungen (bis
hin zu einer Geldstrafe von 1 Mio Euro) deutlich, dass für
ausnahmslos jede Kanzlei Handlungsbedarf besteht. So hat
jeder Anwalt seine Kanzlei risikobasiert zu durchleuchten
und eine individuelle Risikoanalyse zu verfassen. Geeignete
Strategien, Verfahren und Kontrollen haben die Anti-Geld-
wäscherei-Compliance intern sicherzustellen. Ein Risiko-
managementsystem muss die Einhaltung der Identifizie-
rungsanforderungen garantieren. Bei Geldwäsche-Verdacht
ist eine Meldung an die Behörde zu erstatten.

Verlässliche und gut informierte Mitarbeiter bilden das
Rückgrat einer Anwaltskanzlei. Es ist daher wesentlich, dass
alle Team-Mitglieder über das Wesen von Geldwäsche und
die beruflichen Rahmenbedingungen Bescheid wissen.
§ 21b RAO sieht ausdrücklich vor, dass nicht nur das juris-
tische Personal, sondern auch die sonstigen bei einem
Rechtsanwalt Beschäftigten durch geeignete und angemes-
sene Maßnahmen mit den Compliance-Bestimmungen der
RAO vertraut zu machen sind.

Referent: Dr. Alexander Wöß, Rechtsanwalt in Linz
Termin: 16. 5. 2022 = 3 Stunden / 1 Halbtag
Veranstaltungsort: ONLINE
Seminarnummer: 20220516–9

BRUSH UP

ERBRECHT UND
VERMÖGENSNACHFOLGE –
Von der Testamentserrichtung
bis zur Einantwortung –
Aktuelles für den Rechtsanwalt
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar ist den vielen neuen Fragen „rund um den
Todesfall“ zu der seit 1. 1. 2017 geltenden neuen Rechtslage
gewidmet. Die Vortragenden kommen aus allen mit diesen
Fragen befassten Berufsgruppen. Die Teilnehmer erhalten
damit nicht nur den aktuellen Wissensstand von Experten
zum neuen Erbrecht vermittelt. Auch der im Berufsalltag
jeweils unterschiedliche Zugang zu Lösungen für neue
(und alte) Rechtsfragen wird anschaulich nähergebracht.
Das Seminar sollte damit für jene interessant sein, die auch
zum neuen Erbrecht als Rechtsanwalt kompetent beraten
und Auskunft geben können wollen.

Seminarleitung: Hon.-Prof. Dr. Elisabeth Scheuba, Rechts-
anwältin in Wien
Referenten: Mag. Daniel Binder, Richter im Evidenzbüro
des OGH

WTuStB Dr. Harald Glocknitzer, Wirtschaftsprüfer und
Steuerberater in Wien
Dr. Helwig Keber, Rechtsanwalt in Graz
Präs. Univ.-Prof. Dr. Gernot Murko, Präsident der Rechts-
anwaltskammer für Kärnten
Univ.-Prof. Dr. Martin Schauer, stv. Institutsvorstand, Uni-
versität Wien – Institut für Zivilrecht
Mag. Karolina Vajda, Notariatskandidatin in Wien
Termin: 20. und 21. 5. 2022 = 9 Stunden / 3 Halbtage
Veranstaltungsort: GRAZ
Seminarnummer: 20220520–5

BRUSH UP

Ärzte-Haftpflicht: Aktuelle
Judikatur des OGH – Eine
juristische Reise vom
Erstgespräch, von der
Behandlung bis zur
Schlichtungsstelle der
Ärztekammer und zum Gericht
Warum Sie teilnehmen sollten:
• Patienten versus Ärzte und Richter?
• Mit welcher Erwartungshaltung tritt der Patient an den
Arzt heran?

• Welche Ansprüche stehen ihm tatsächlich zu – und wel-
che nicht?

• Wie können gerechtfertigte Ansprüche durchgesetzt wer-
den?

• Eine juristische Reise vom Erstgespräch und von der Be-
handlung bis zur Schlichtungsstelle der Ärztekammer
und zum Gericht.

Beim Thema Arzthaftung geht es zB um die Fragen, auf
welcher Rechtsgrundlage Ersatzansprüche gestellt werden
können und wem gegenüber diese geltend zu machen sind.
Liegt ein Behandlungsfehler vor oder wurde die ärztliche
Aufklärungspflicht verletzt? Welche Folgen ergeben sich
daraus? Wann und wem gegenüber sind diese Forderungen
geltend zu machen? Einen Überblick dazu erhalten Sie bei
diesem Kurzseminar.

Referentin: VPräs. HR Univ.-Lektorin Dr. Patricia Wolf,
Richterin des ASG in Wien
Termin: 24. 5. 2022 = 3 Stunden / 1 Halbtag
Veranstaltungsort: WIEN
Seminarnummer: 20220524–8
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ABGB Praxiskommentar, Band 7

Im September 2021 ist der siebte Band der beliebten
ABGB Praxiskommentar-Reihe von Univ.-Prof. Dr.

Georg Kodek (Hrsg), auf der Grundlage der von em. O.
Univ.-Prof Dr. Michael Schwimann herausgegebenen Vor-
auflagen, erschienen. Das ABGB Praxiskommentar hat sich
bereits zu einem der führenden Standardwerke zum ABGB
etabliert. Dieser siebte Band ist die 5. neu bearbeitete Auf-
lage und enthält ausführliche Kommentierungen zu den
§§ 1090–1174 ABGB, ferner vor allem Neuerungen betref-
fend Bestandvertragsrecht sowie Dienst- undWerkvertrags-
recht. Die 5. Neuauflage verfügt über kapitelinterne Inhalts-
verzeichnisse, die das Arbeiten in den einzelnen Paragra-
phen erheblich erleichtern. Ebenso hilft das ausführliche
Stichwortverzeichnis bei der Orientierung. Die bereits be-
kannte, überaus handliche Gliederung wurde auch in dieser
Neuauflage übernommen. Die einzelnen Rechtsgebiete
wurden in der Kommentierung detailliert und gut verständ-
lich aufgearbeitet.

Berücksichtigt sind in dieser Neuauf-
lage natürlich auch aktuelle Fragestellun-
gen. So wurde auch der § 1104 ABGB,
dem durch die Corona-Krise neues Le-
ben eingehaucht wurde, detailliert darge-
stellt. Während § 1104 ABGB die gänz-
liche Unbrauchbarkeit des Mietobjekts
zum Inhalt hat, regelt § 1105 ABGB die
Folgen der teilweisen Unbrauchbarkeit.

Unter der Begrifflichkeit der „außerordentliche Zufälle“
können elementare Ereignisse, die von den Menschen nicht
beherrschbar sind, subsumiert werden und für dessen Fol-
gen grundsätzlich von niemandem Ersatz erwartet werden
kann. Es hat sich um ein vom Bestandgeber zu beweisendes
massives, nicht abgrenzbares und für den Einzelnen nicht
fassbares Ereignis zu handeln, das aus dem Muster der Re-
gelmäßigkeit hinausfällt und einen größeren Personenkreis
trifft (Pesek in ABGB Praxiskommentar, Besonderes Ver-
tragsrecht VII § 1104 Rz 5). Im Gesetzestext findet man
bloß eine demonstrative Aufzählung der außerordentlichen
Zufälle. So können neben den beschriebenen Ereignissen
auch Erdbeben, Lawinensturz und Enteignung den Tatbe-
stand dieses Paragraphen erfüllen. Explizit wurden hier
auch die staatlichen Hoheitsakte zur Eindämmung der CO-
VID-19-Pandemie, wie zB Lockdowns, erwähnt (LGZWien
17. 2. 2021, 39 R 27/21s). Immerhin wurde vom OGH in
seiner Rsp festgestellt, dass man unter dem vom § 1104
ABGB erfassten Begriff der Seuche eine Infektionskrankheit
subsumieren kann, die „infolge ihrer großen Verbreitung
und der Schwere des Verlaufs eine Gefahr für die Allge-
meinheit darstellt“ (OGH 21. 10. 2021, 3 Ob 78/21y).

Voraussetzung ist hierbei, dass ein außerordentliches Er-
eignis nicht nur der Person des Bestandnehmers allein, son-
dern allen Bestandnehmern in der vergleichbaren Situation

Schaden zufügen beziehungsweise das Bestandobjekt un-
brauchbar machen würde. Verneint wird die Anwendbar-
keit des § 1104 ua bei einem pandemiebedingten Umsatz-
rückgang, der nicht auf pandemieeindämmende Hoheitsak-
te zurückzuführen ist. Für die Anwendbarkeit ist jedoch
ausreichend, wenn das Objekt für den bedungenen Ge-
brauch nicht mehr genutzt werden kann. Die Gebrauchs-
beeinträchtigung muss hierbei zumindest einen Teil der Be-
standzeit andauern. So wurde in der E OGH 3 Ob 78/21y
der Bestandnehmerin die Anwendbarkeit des § 1104 ABGB
zugesprochen, da sie im ersten Lockdown (konkret im Zeit-
raum 16. 3. 2020 bis 30. 4. 2020) ihr Geschäftslokal nicht
einmal teilweise nutzen konnte. Die Bestandnehmerin stell-
te die Geräte sowie Strom und Heizung gänzlich ab, verrich-
tete keine administrativen Tätigkeiten und stellte keine
Fahrnisse im Bestandsobjekt ab. Aufgrund der Seuche und
dem folgenden behördlichen Betretungsverbot wurde in
diesem Fall die gänzliche Unbenutzbarkeit des Bestandob-
jekts und somit die Mietzinsbefreiung festgestellt.

Die Folge der gänzlichen Unbenutzbarkeit der Bestand-
sache aufgrund eines außerordentlichen Zufalls ist jedoch
nicht das Erlöschen des Bestandvertrags. Nur im Fall einer
völligen Zerstörung und somit beim Untergang des Be-
standobjekt kommt § 1112 ABGB und sohin das Erlöschen
des Bestandvertrags in Betracht. § 1104 ABGB kennt hinge-
gen zwei Rechtsfolgen. Einerseits die Befreiung von der
Zinszahlungspflicht, die sich bereits aus § 1096 Abs 1 Satz 2
ABGB ergibt, andererseits wird die Wiederherstellungs-
pflicht des Bestandgebers durchbrochen. Denn unter den
Voraussetzungen des § 1104 ABGB entfällt die nach
§ 1096 ABGB determinierte Erhaltungspflicht des Bestand-
gebers (vgl RS0020783). In Conclusio kommt es somit zum
Ruhen der wechselseitigen Leistungspflichten. Bei einer Ge-
brauchsbeeinträchtigung nach § 1104 ABGB, die nur einen
Teil der Bestanddauer andauert, gebührt dem Bestandneh-
mer für diese Dauer jedenfalls Zinserlass.

Die 5. neu bearbeitete Auflage des siebten Bands des
ABGB Praxiskommentars zeichnet sich in erster Linie –

trotz seines Umfangs von über 1.250 Seiten – durch seine
Übersichtlichkeit aus. Das altbewährte Gliederungssystem
ist nutzerfreundlich und durch die integrierten Verzeichnis-
se wird ein gezielteres Suchen ermöglicht, weswegen spe-
zielle Ausschnitte leicht zu finden sind. Das alltägliche ju-
ristische Arbeiten wird durch diese angenehme Handha-
bung überaus erleichtert. Auch der sachkundige Inhalt soll-
te hierbei noch hervorgehoben werden, weswegen dieses
Werk jedem Rechtsanwender überaus empfohlen werden
kann.

ABGB Praxiskommentar, Band 7.

VonMichael Schwimann/Georg E. Kodek (Hrsg). 5. Auflage,
LexisNexis Verlag, Wien 2021, 1.312 Seiten, geb € 249,–.

GEROLD BENEDER
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AktG Kommentar

N unmehr ist die 3. Auflage des führenden österr Ak-
tienrechtskommentars im kleineren Format mit dün-

neren Blättern erschienen. Trotz des gestiegenen Umfangs
und der Veränderung des Formats ist in der Haptik und der
damit verbundenen Anwendbarkeit kein Nachteil entstan-
den; das Arbeiten mit dem Buch ist genauso angenehm wie
mit den früheren Auflagen.

Die letzte Auflage ist 2012 erschienen
– vor neun Jahren – es hat sich sowohl in
der Gesetzgebung als auch in der Rsp
vieles ereignet, welches nunmehr in der
neuen Auflage eingearbeitet worden ist.

Sehr übersichtlich und verständlich
sind im AktG die Regelungen betreffend
Namensaktien und Inhaberaktien darge-

stellt. Die ältere Generation von den Kollegen hat noch das
System der Inhaberaktien gelernt, gemäß dem Namensak-
tien die Ausnahme bilden. Nunmehr ist es umgekehrt.

Bei der Umstrukturierung von bestehenden Gesellschaf-
ten und Betrieben oder Vermögen bei gleichzeitiger Grün-
dung einer AG wird oft die Möglichkeit der Sachgründung
übersehen, die in § 20 von Ettel verständlich kommentiert
worden ist. Da in diesen Fällen auch eine missbräuchliche
Gründung durchaus üblich ist, die zum Nachteil der übri-
gen Gesellschafter und der Gläubiger vorgenommen wird,
wird das Problem der „verdeckten Sacheinlage“ behandelt.

Die letzten Jahre waren in der Berichterstattung der Me-
dien von Verfehlungen der Leitungsorgane von Gesellschaf-
ten geprägt. Es erfolgte auch eine im Vergleich zu den frühe-
ren Jahrzehnten erhöhte Anzahl von zivil- und strafrechtli-
chen Verurteilungen von ehemaligen Mitgliedern von Vor-
ständen und Aufsichtsräten. Der Kommentar gibt in über
500 Seiten (1.084–1.655) einen sehr detaillierten Überblick
der Organisation von Vorstand und Aufsichtsrat, der Ver-
pflichtungen der Mitglieder sowie den verschiedenen Be-
stimmungen über die Haftung. Für die nächste Auflage wün-
schenswert wäre eine dogmatisch besser aufbereitete Dar-
stellung des Corporate-Gouvernment-Kodex, dessen recht-
liche Qualität und Einordnung durchaus diskutiert wird.

Nunmehr ist in § 86 Abs 7–9 AktG ein verpflichtender
Frauenanteil im Aufsichtsrat vorgeschrieben worden. Diese
Bestimmung ist zwingendes Recht, wie Kalss ausführlich
darlegt. Es sind nunmehr bei der Beratung von AG, die
die Anforderungen einer Frauenquote erfüllen müssen, sehr
genau diese Bestimmungen zu beachten, da ansonsten Be-
stellungen, Entsendungen, Wahlen nichtig sind. Dies kann
dazu führen, dass der Aufsichtsrat handlungsunfähig wird
und somit keine notwendigen Entscheidungen zum Scha-
den der Gesellschaft treffen kann.

Eine Darstellung der verfassungsrechtlichen gesetzlichen
Problematiken (Eigentumsrecht, Gleichheit/Diskriminie-
rung, Erwerbsfreiheit) wäre interessant gewesen, da diese
Bestimmungen die Entscheidungsfreiheit bei der Auswahl

von Mitgliedern des Aufsichtsrats für den Eigentümer nach
Geschlecht einschränkt.

Bei Streitigkeiten zwischen den Aktionären und der AG
sind die Fragen der Anfechtbarkeit und Nichtigkeit von
Hauptversammlungsbeschlüssen von Bedeutung. In der
Kommentierung (2.215) sind diese Regelungen auch für
den Praktiker detailliert dargelegt.

Auch die Neuauflage dieses Buchs ist ein unabdingbarer
Bestandteil jedweder gesellschaftsrechtlichen Bibliothek.

AktG Kommentar.

Von Peter Doralt/Christian Nowotny/Susanne Kalss. 3.
Auflage, Linde Verlag, Wien 2021, 2.118 Seiten (Band 1),
3.782 Seiten (gesamt), geb, € 548,–.

WOLF-GEORG SCHÄRF

AVG-Kommentar

N achdem schon die Lehrbücher des emeritierten Linzer
Ordinarius Johannes Hengstschläger Musterbeispiele

an Struktur und Übersichtlichkeit waren, ging der Rezen-
sent an das vorliegende Werk schon mit einer gewissen
freudigen Erwartung heran. Gelänge es dem Erstautor, ge-
meinsam mit dem Zweitautor David Leeb (Universitätspro-
fessor in Linz), tatsächlich, das in seinem Lehrbuch zum
Verwaltungsverfahrensrecht an den Tag gelegte Niveau an
Struktur und Klarheit in seinem Kommentar zu halten? Um
es kurz zu machen: Ja, es ist gelungen, und das, obwohl dies
in einem Kommentar noch deutlich schwieriger zu bewerk-
stelligen ist als in einem Lehrbuch.

Der Kommentierung einer jeden Be-
stimmung ist ein fein gegliedertes In-
haltsverzeichnis vorangestellt, das einen
die richtige Stelle im mit Randzahlen ver-
sehenen Text schnell finden lässt. Auch
das Schriftbild und die Hervorhebungen
machen das Werk sehr leserfreundlich.

Was das Werk leider nicht enthält, ist ein Stichwortver-
zeichnis – dieses scheint dem Zeitpunkt der Vollendung des
Werks vorbehalten geblieben zu sein. Demgemäß setzt das
Finden des Gesuchten voraus, dass der Leser mit der Struk-
tur des Gesetzes schon einigermaßen vertraut ist.

Die Kommentierung geht sehr in die Tiefe und orientiert
sich an den Leitsätzen der Rsp des VwGH, lässt aber auch
eigene Gedanken der Autoren nicht zu kurz kommen. Die
Kasuistik der Rsp wird dabei stets in ihrer Differenziertheit
wiedergegeben, sodass das Werk seinem Nutzer auch viel
eigene Recherchearbeit abzunehmen vermag. „Struktur,
Tiefe und Klarheit der Kommentierung machen den Kom-
mentar zu einem einzigartigen Standardwerk“, schreibt der
Verlag in seiner Werbung für das Werk – man kann ihm
dabei kaum widersprechen.
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Mit dem Tiefgang des Werkes geht freilich auch sein be-
deutendster Nachteil einher: Die im Jahr 2014 begonnene
2. Ausgabe des Großkommentars ist bisher über bedeuten-
de Teile des AVG und einige (wenn auch bedeutende) Para-
graphen des VwGVG nicht hinausgekommen. Der Verlag
hat das Printwerk des Kommentars daher im Jahr 2018
auf ein Faszikelwerk umgestellt, um die neuen Kommentie-
rungen innerhalb kürzerer Zeitabstände liefern zu können.
Dies bewirkt eine etwas merkwürdige Struktur des Werks,
indem dieses sowohl aus gebundenen Teilbänden als auch
aus Mappen mit Faszikeln besteht – der hervorragenden
Qualität des Inhaltes tut dies selbstverständlich keinen Ab-
bruch.

Wer verwaltungsverfahrensrechtliche Rechtsprobleme
auf höchstem Niveau bearbeiten und lösen will, kommt
am AVG-Großkommentar von Hengstschläger und Leeb
kaum vorbei.

AVG-Kommentar.

Von Hengstschläger/Leeb, 2. Ausgabe, Manz Verlag, Wien
2021, 1.366 Seiten, € 248,–.

FELIX KARL VOGL

Zur Dichotomie des
Streitgegenstands im
österreichischen Zivilprozess

S trittiger Streitgegenstand:
Auf den ersten Blick scheint den meisten Praktikern das

Thema „Streitgegenstand“ so klar, dass man sich darüber
nicht den Kopf zerbrechen muss. Welche Tücken und Pro-
bleme damit verbunden sein können, zeigt eine zwischen
2011 und 2019 entstandene Studie von Friedrich Kieweler
als Projektmitarbeiter am Forschungsinstitut für Rechtsent-
wicklung unter wissenschaftlicher Anleitung der Wiener
Professoren Walter Rechberger und Andreas Konecny sowie
ihres Linzer Kollegen Andreas Geroldinger.

Im November 2021 in der Schriften-
reihe „Internationales Recht“ bei Dun-
cker & Humblot erschienen, handelt es
sich um eine praxisorientierte Aufarbei-
tung dieses Themas. Dem Forschungs-
auftrag entsprechend, wird einleitend
der rechtstheoretischen Entwicklung
des „Streitgegenstands“ und der dazuge-
hörigen rechtswissenschaftlichen For-

schung ausführlich Raum gewidmet.
Wie wichtig eine intensive Auseinandersetzung ist, weiß

jeder, sobald der Prozessgegner die Unzulässigkeit der Kla-
ge, die Unzuständigkeit des Gerichts oder eine Streitanhän-
gigkeit wegen eines parallel laufenden Prozesses einwendet.
Da geht es dann um die exakte Definition des Klagebegeh-

rens und des rechtserzeugenden Sachverhalts und den zwei-
gliedrigen Streitgegenstandsbegriff, wie er in Österreich im
Laufe der Judikatur vom OGH entwickelt wurde.

Das Klagebegehren ist das ureigenste Dispositionsfeld
des Kl. In ihr kommt das Rechtsschutzziel der Klage zum
Ausdruck. Was sich im einfachsten Fall bei einer Teilein-
klagung zeigt. Ob der Kl mit seinem Klageantrag das Ver-
fahren an eine bestimmt rechtliche Beurteilung binden
kann, ist bis heute umstritten. Während die ältere Lehre
noch davon ausging, dass der Kl das Gericht an seine recht-
liche Qualifikation binden könne, lehnt die aktuelle Lit eine
derartige Bindung nahezu einhellig ab. Im Gegensatz dazu
steht die – für den Praktiker relevante – Rsp. Doch die Leh-
re zeigt auf, dass die Rechtsprechungslinien des OGH
durchaus Widersprüchlichkeiten aufweisen. Womit es im
Resultat um Auslegungsfragen geht – weshalb sich der
Praktiker in Zweifelsfällen auch mit den entsprechenden
Auslegungsleitlinien auseinandersetzen muss.

Das zeigt sich höchst aktuell, wenn ein Rechtsanspruch –

wie in den diversen „Diesel-Gate“-Prozessen – auf verschie-
denen Rechtsgründen basieren kann, aber nicht alle in einer
Klage releviert wurden. Oder mehrere gleichartige Ansprü-
che verschiedener Kl vorliegen, die auch jeweils unter-
schiedliche Rechtsgründe Ihrer Klage zugrunde legen.

Das kann dazu führen, dass sich der Kl auch noch nach-
träglich im Prozess mit der Notwendigkeit einer Klagsände-
rung konfrontiert sieht. Und der Frage, wie weit diese iSd
§ 235 ZPO noch zulässig ist. Oder es ergibt sich die Not-
wendigkeit eines Eventualantrages, wobei es bemerkenswert
ist, dass die ZPO selbst dazu keine ausdrücklichen Vor-
schriften enthält.

In der Praxis ist auch die Rechtskraftwirkung eines Ur-
teils von entscheidender Bedeutung. So zerstückelt der Kl
bei einer Teileinklagung den materiell-rechtlichen An-
spruch nach freiem Belieben. Das Urteil entwickelt bei einer
Teileinklagung keine über den Anspruch hinausgehende
(materielle) Rechtskraft. Damit zeigt sich, dass eine – auch
vom Gericht vorzunehmende – Identitätsprüfung des
Streitgegenstandes ohne Einbeziehung materiell-rechtlicher
Erwägungen praktisch undurchführbar ist.

Kieweler zeigt, dass für den Praktiker die intensive Aus-
einandersetzung mit der österreichischen Beurteilung des
Streitgegenstands unabdingbar ist. Doch wie steht es damit
bei den immer häufigeren grenzüberschreitenden Sachver-
halten? Wobei es je nach Auslegung des „Streitgegenstands“
zu unterschiedlichen nationalen Rsp kommen kann. Womit
der mit dem Streitgegenstand verbundenen Gerichtszustän-
digkeit allenfalls prozessentscheidende Bedeutung zu-
kommt.

Da ist dann etwa der Streitgegenstand aus der Sicht der
dZPO oder der EuZVR von Relevanz. Wie schaut es in sol-
chen Fällen mit dem „Prioritätsprinzip“ aus? Und mit der
Aufweichung des Prinzips der zeitlichen Priorität durch die
EuGVVO? Wobei es dem EuGH um die Entwicklung eines
unionsautonomen Rechtskraftkonzeptes geht. Fragen, mit
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denen sich der Praktiker bei der Vollstreckbarkeit ausländi-
scher Urteile – sei es auf Kl- oder Bekl-Seite – auseinander-
setzen muss.

Kiewelers „Dichotomie des Streitgegenstandes“ ist keine
trockene Abhandlung, sondern eine Arbeitshilfe, wenn es
um heikle Auseinandersetzungen mit dem Gegner und vor
Gericht geht. Aus dieser Sicht sind die für dieses Handbuch
anfallenden € 109,90 eine durchaus sinnvolle Investition.

Zur Dichotomie des Streitgegenstands im österrei-
chischen Zivilprozess.

Von Friedrich Jan Kieweler. Duncker & Humblot GmbH,
Berlin 2021, 393 Seiten, geb, € 113,–.

FRIEDRICH KNÖBL

Strafverteidigung 2020

I nterdisziplinarität ist en vogue. Durchaus zu Recht. Der
Name des Herausgebers des als Band 33 der Bielefelder

Schriftenreihe für Anwalts- und Notarrecht erschienenen
Buchs, Prof. Dr. Stephan Barton, steht in Deutschland für
Qualität in den Bereichen Lehre, Forschung und Ausbil-
dung im Strafrecht, insb bezogen auf Strafverteidigung. Un-
mittelbarer Anlass für die im Band dokumentierten Vorträ-
ge war die Legal Aid RL 2016/1919/EU, wohl aber auch, um
bei diesem Symposium dem Lehrstuhlinhaber (hier: He-
rausgeber) im Kontext seiner Pensionierung in gebührender
Weise ein Dankeschön zu sagen.

Der Band ist in fünf Abschnitte ge-
gliedert: I. Einleitung, II. Zur Kriminal-
soziologie der Strafverteidigung, III.
Pflichtverteidigung (in Ö: Verfahrenshil-
feverteidigung) / Verteidigungsqualität,
IV. Strafverteidigung und Revision (in
Ö: Nichtigkeitsbeschwerde), V. Juristen-
ausbildung, VI. Strafverteidigung und
Medien.

Den Reigen der Beiträge eröffnet – nach einer Einleitung
des Herausgebers (I.) – der Kriminologe Ralf Kölbel (LMU
München) mit „Zur Kriminalsoziologie der Strafverteidi-
gung“ (II.). Nüchtern wird eingangs der Empirie-Mangel
und dadurch bedingt das Fehlen einer kriminalsoziologi-
schen Theorie der Strafverteidigung konstatiert und Abhilfe
bei einer Adaption eines professionssoziologischen Modells
gesucht. Dies verspricht – wie bei anderen klientenbezoge-
nen Berufen – eine Brücke zwischen Expertenwissen und re-
konstruktivem Fallverstehen zu schlagen. Ausgangspunkt
und Erwartungshaltung seitens des Klienten ist dabei die ein-
zelfallbezogene und zugleich wissenschaftsadäquate Lösung
einer Fallkonstellation bei Mandatierung. Klug auf den
Punkt gebracht (S 30ff) wird die gebotene Professionalisie-
rung einerseits mit „juristischem Kernwissen und additiver
Rechtskompetenz“, da erst diese die Verteidigung befähige,

strategisch bezüglich der Urteilsfindung zu agieren. Ent-
scheidend für wirksame Verteidigung sei ua gerade auch
die „Interventionskompetenz“, die Mögliches vermitteln
und unrealistische Erwartungen korrigieren müsse – ohne
es zu einer Identifizierung oder gar Komplizenschaft mit
dem Mandanten kommen zu lassen. Praxisnah reflektiert
der Autor die fallbezogen große Variabilität der Anforde-
rung, die – wie gut bekannt ist – so weit gehen kann, dass
„fast nur [. . .] informatorische oder symbolische oder ggf auch
emotionale ‚Beistandsaktivitäten“ zu leisten sind, wenn
„rechtlich im Fall nichts zu machen“ sei (S 37). Überlegungen
zu theoretischer kriminalsoziologischer Herangehensweise
folgen, auf die hier nicht einzugehen ist – (zu) unerforscht
sei derzeit noch die Professionalisierbarkeit der Strafvertei-
digung (sic!). Faktum sei (bzw ist wohl), dass über fachbezo-
genes Rechtswissen hinausgehende Berufskompetenz zu ver-
langen sei (bzw ist), die in Anlehnung an Bordieu mit „Be-
triebswissen“ oder „implizitem Wissen“ angedeutet wird.
Von Barton werde dies als „praktisch-professionelle Dimen-
sion der Strafverteidigung“ bzw „praktisch-kommunikative
Schlüsselqualifikation“ immer wieder angesprochen und
problematisiert (S 45 FN 84). Nach Ansicht von Kölbel las-
sen sich diese Fähigkeiten aber nicht schulen und lehren, sie
entwickeln sich vielmehr über ein „Hineinwachsen in Praxis-
gegebenheiten“. Jedenfalls schafft es der theoretisch an-
spruchsvolle Beitrag, die Defizite der verfügbaren kriminal-
soziologischen Theorie gut verständlich zu adressieren und
zugleich den Praxisbezug klar und anschaulich herauszuar-
beiten – und damit sowohl zum Mit- als auch zum Weiter-
denken anzuregen. Kurz gesagt: Eine Meisterleistung des
Autors, dabei die großen Verdienste des Herausgebers
(und Jubilars Stephan Barton) herausstreichend!

Im Abschnitt III. des Bandes, „Pflichtverteidigung/Ver-
teidigungsqualität“, reflektieren zunächst Prof. Dr. Mat-
thias Jahn und Dr. Sarah Zink (Goethe Universität Frank-
furt a.M.) im Beitrag „Ist Vertrauen ein Qualitätsmerkmal
von Strafverteidigung?“ Lehren und Belehrungen aus der
Legal-Aid-Richtlinie und ihrer Umsetzung in Deutschland.
In Anbetracht der rudimentären Möglichkeiten, auf der
Grundlage des § 62 Abs 1 Satz 2 öStPO, wonach der Aus-
schuss der zuständigen Rechtsanwaltskammer nach gericht-
licher Beigebung eines (Verfahrenshilfe-)Verteidigers
„Wünschen des Beschuldigten zur Auswahl der Person dieses
Verteidigers im Einvernehmen mit dem namhaft gemachten
Rechtsanwalt nach Möglichkeit zu entsprechen hat“, erübrigt
es sich hier, angesichts der insoweit defizitären hiesigen
Rechtslage die Überlegungen der Autoren zu kommentie-
ren. Dazu kommt, dass hierzulande Qualitätsaspekte der
Verfahrenshilfeverteidigung nicht nur empirisch völlig un-
erforscht sind, sondern auch fachliterarisch nicht nachhaltig
fokussiert werden. Neudorfer adressiert sie in einer einschlä-
gigen Monografie1 bei der Umbestellung der Verfahrenshil-

1 Neudorfer, Verfahrenshilfe in Ermittlungsverfahren. Good Practice im
Lichte der Richtlinie 2016/1919/EU über Prozesskostenhilfe (2019) 164ff.
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feverteidigung auf Antrag gem § 45 Abs 4 öRAO. Sollte es
zu einer wünschenswerten Qualitätsoffensive bei der Ver-
fahrenshilfeverteidigung in Österreich kommen, ist die Lek-
türe des Beitrags von Jahn/Zink jedenfalls sehr zu empfeh-
len.

Anschließend greift RA Prof. Dr. Stefan König ein heißes
Eisen an: „Schlechte Verteidigung als Ursache von Fehl-
urteilen?“ Eingangs hält der Autor fest, dass Fehlurteilen als
Referenzpunkt seines Beitrags in Deutschland erst in jüngs-
ter Zeit – anders als in Österreich, wo sich von solchen For-
schungsinitiativen nur träumen lässt – wieder verstärkte
Aufmerksamkeit geschenkt wird. Daher referiert und wür-
digt er Feldforschungsergebnisse zu Fehlurteilen in den
USA. Dabei nennt er mit Nachweisen, die der Verfasser
nicht zu objektivieren vermag, eine Quote von 25% von do-
kumentierten Fällen mit ungenügender Verteidigungsleis-
tung (S 73). Aufschlussreich ist, dass in den USA ein Straf-
urteil wegen schlechter Verteidigungsleistung zu bekämp-
fen nahezu unmöglich ist (S 80). Sein kritisches Zwischen-
resümee zur Feldforschung in den USA: Sie sei wesentlich
weiterentwickelt, erschöpfe sich aber weitgehend im Anek-
dotischen. Zurück nach Deutschland und zum BGH (5 Str
251/08): Nur „[G]robe Pflichtverletzungen des Verteidigers,
namentlich die Nichteinhaltung unverzichtbarer Mindest-
standards, sind der gerichtlichen Kontrolle nicht entzogen“.
Nicht anders, so der Autor, die „engherzige“ Rsp des EGMR,
Czekalla gg Portugal (10. 10. 2002, C-38830/97), zitierend.
Etwas anders konturiert die Rsp hierzulande.2 Zur „Selbst-
kontrolle der Anwaltschaft“ nimmt der Autor in Deutsch-
land „Augenauswischerei“ wahr und nicht einmal Ansätze,
sich der Problematik der Schlechtverteidigung anzuneh-
men. In seinem Fazit verweist König auf Art der EU-RL Le-
gal Aid (Prozesskostenhilfe), der Mitgliedsstaaten Ver-
pflichtungen zur Wahrung der Qualität der Prozesskosten-
hilfe auferlegt. Mit klarer Zielsetzung: Verhinderung von
Fehlurteilen durch Gewährleistung effektiver Vereidigung.
Nicht nur in Deutschland, sondern auch in Österreich stellt
sich somit die Frage, ob dieser Umsetzungsverpflichtung
der RL ausreichend entsprochen wird.

Abschnitt IV. des Tagungsbands widmet sich dem
Brennpunkt „Strafverteidigung und Revision“. Prof. Dr.
Michael Lindemann (Universität Bielefeld) fokussiert „Die
Revision aus der Perspektive der Wissenschaft“. Nach
einführenden Bemerkungen über Wesen und Zweck der
Revision (in Österreich: Nichtigkeitsbeschwerde) adressiert
er mögliche Konsequenzen in diesem Kontext bei einer ver-
besserten Dokumentation der Hauptverhandlung durch
Einsatz von Bild-Ton-Technik. Der Hintergrund, dass im
deutschen Strafverfahren kein aussagekräftiges Hauptver-
handlungsprotokoll erstellt wird, wie es in Österreich selbst-
verständlich ist, wird hier nicht vertieft. Für die hiesige Per-
spektive interessant sind in der Folge seine grundsätzlichen
Überlegungen zu den Revisionszwecken: Sicherung der
Rechtseinheit und Fortbildung des Rechts, einheitliche An-
wendung des materiellen und formellen Rechts sowie Reak-

tion auf neue Anforderungen und Entwicklungen einerseits
und Wahrung der Einzelfallgerechtigkeit andererseits. Als
weiteren Zweck diskutiert der Autor die Qualitätssicherung
durch Disziplinierung der Instanzgerichte (S 111ff). Im Fa-
zit wird die Diagnose eines Rechtsschutzdefizits bestätigt,
auch „beherzte Schritte“ des Gesetzgebers und des BGH
werden gefordert.

Der weitere Beitrag zur „Revision aus der Sicht der an-
waltlichen Praxis“ stammt aus der Feder von RA Prof. Dr.
Ralf Neuhaus. Die Lektüre kann jedem am österreichischen
strafprozessualen Rechtsmittelverfahren Interessierten
nachhaltig ans Herz gelegt werden. Klar und strukturiert,
präzise und fundiert werden die Defizite und die „gewach-
sene revisionsrechtliche Realität“ dargelegt (S 120ff), mit
vielen Ähnlichkeiten und Parallelen zum hiesigen Nichtig-
keitsbeschwerdeverfahren. In Wahrheit sei das Rechtsmittel
an das HöchstG (dort: BHG, hier: OGH) „nur ein ‚Sicher-
heitsnetz‘, das diesen Namen schwerlich verdient; [. . .]“.
Wohl scheinen Verfahrensrügen der Verteidigung hierzu-
lande signifikant bessere Erfolgsquoten zu haben (in
Deutschland nur etwa 1%, primär wohl dem Umstand ge-
schuldet, dass das deutsche Strafverfahrensrecht kein
Hauptverhandlungsprotoll vorsieht, das diesen Namen ver-
dient). Auch die richterrechtlich praktizierten Handhabun-
gen bei Verwerfungen des Rechtsmittels scheinen sich in
Deutschland und Österreich frappierend zu ähneln.3 Im Re-
sümee werden schließlich notwendige Kurskorrekturen ein-
gefordert.

„Juristenausbildung“ ist das Thema des Buchabschnitts
V. Der Beitrag von Prof. Dr. Stephan Barton ist betitelt mit
„Professionsfakultät ohne Praxisbezüge?“ und verdeut-
licht schon im Untertitel, dass es um Strafverteidigung
und die universitäre Juristenausbildung geht. Professionsfa-
kultät meint dabei Wissenschaftssysteme in enger Verbin-
dung mit Theorie-Praxis-Bezügen wie in der Medizin und
Theologie. Beeindruckend ist zunächst für den heimischen
Rezensenten, wie anders (modern[er]) der deutsche Wis-
senschaftsrat schon Ende 2012 nach einer Bestandsaufnah-
me zur Juristenausbildung feststellte bzw empfahl: Zu ein-
seitig auf die Vermittlung von Norm- und Applikationswis-
sen und Stofffülle sowie Falllösungen ausgerichtet; wün-
schenswert seien reflexive Kompetenzen (Moot Courts,
Legal Clinics), ebenso verstärkte Kooperationen mit der ju-
ristischen Praxis und gemeinsame Veranstaltungen von
PraktikerInnen und HochschullehrerInnen;4 integrative

2 Näher dazu Soyer/Schuhmann in WK StPO § 57 Rz 112: „Das Gericht hat
die Qualität der Verteidigung weder zu prüfen noch zu kontrollieren und auch
nicht dagegen einzuschreiten [. . .] Allerdings können die Gerichte nach derzei-
tiger Rechtslage bei habitueller Untüchtigkeit oder offenkundigem Unvermögen
[des Verfahrenshilfeverteidigers] nur im Rahmen ihrer Anleitungspflicht die
Vollmachtsbeendigung oder Umbestellung [Anm: durch die zuständige
Rechtsanwaltskammer] anregen.“
3 Vgl die detaillierte Kritik von Soyer/Marsch, Stärken und Schwächen des
Nichtigkeitsbeschwerdeverfahrens gemäß §§ 284ff StPO, AnwBl 2018, 200ff,
die weiterhin uneingeschränkt aufrechterhalten wird.
4 Vgl zu den spärlich anmutenden, aber immerhin existierenden Ansätzen
in Österreich Soyer, Rechtsambulanz – eine Law Clinic österreichischer Prä-
gung, in Kaindl/Pöllabauer/Mikic (Hrsg), Dolmetschen als Dienst am Men-
schen. Texte für Mira Kadric (2021) 175ff.
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Vermittlung von Grundlagen und Normwissen; Veranke-
rung wissenschaftlicher Weiterbildung an den Universitä-
ten (S 149). Die Schwachstellen der Juristenausbildung wer-
den sodann mit Konzentration auf die Strafverteidigung, da
die Verteidigungsrechte in einer Gemeinschaft der Lack-
mustest für den Rechtsstaat seien, dargetan. Was bei Barton
anschaulich nachzulesen ist, spricht dem Rezensenten aus
der Seele: An den Rechtsfakultäten werde „eine Art sakro-
sankter Scholastik betrieben, die sich gegen die Herausforde-
rungen der aktuellen Rechtswirklichkeit stemmt“ (S 151f).
Weit entfernt von der Wirklichkeit würden „in künstlicher
Weise Rechtsfragen gestellt“, bekannterweise „Lehrbuchkri-
minalität“, die mit der Realität, mit der in der Rechtspflege
Tätige konfrontiert sind, wenig zu tun habe. Beispielsweise:
Suchtgiftstrafrecht und -kriminalität? – kein Thema; Kor-
ruptionsdelikte? – weit von einem Schwerpunkt entfernt,
wiewohl viele und große Bereiche der Praxis beschäftigend;
Beweiswürdigung – was ist das denn?; Rechtshilfe(recht) –
ein „Spezialwissen“, das in der universitären Lehre nicht
vorkommt. Aktenstudium und -analyse, Sachverhaltsdar-
stellungen und -ermittlung, wozu? Wohl aber ua: Strafbar-
keit des absolut und relativ untauglichen Versuchs oder an-
dere „autopoietische“ (Bryde, FN 24, iSv selbstbezogenen)
Fragen des Allgemeinen Teils auf höchstem Niveau. Inter-
disziplinarität und Grundlagen des Rechts, für die Wissen-
schaftlichkeit eines Rechtsstudiums konstituierend, erhalten
demgegenüber nicht immer den ihnen gebührenden Stel-
lenwert. Und weiter, kurz und prägnant: Besonders wichtige
Berufsfertigkeiten wie spezifische staatsanwaltliche oder an-
waltliche Denkweisen und Methodik finden im Rechtsstu-
dium und bei Staatsexamen keinen Platz. Barton bringt es
mit Worten des für seine Scharfzüngigkeit bekannten deut-
schen Strafrechtswissenschaftlers und ehemaligen Vorsit-
zenden BGH-Richters, Thomas Fischer, klar zum Ausdruck:
„Kein einziger Jurist arbeitet in der Wirklichkeit so.“, um re-
sümierend mit eigenen Worten nüchtern zu konstatieren:
„Prüfungsinhalte sind praxis- und lebensfremd.“ Der Kolle-
genschaft im Anwaltsberuf und an den Universitäten kann,
um Redundanz in dieser Buchbesprechung zu vermeiden,
nur nachdrücklich die Lektüre dieser ausführlichen, detail-
reichen und selbstkritischen Bestandsaufnahme empfohlen
werden – womit nicht gesagt sei, dass der sich auf die Juris-
tenausbildung in Deutschland beziehende Beitrag und des-
sen Ergebnisse 1:1 auf Österreich übertragen lassen. Aber
zumindest die eine oder andere Selbstreflexion könnte so
angestoßen werden, um längst fällige Modernisierungspro-
zesse in der universitären Juristenausbildung hierzulande
anzuregen. Barton schließt mit nobler Zurückhaltung: „Als
Professionsfakultät brauchen wir Praxisbezüge und Grundla-
gen.“ Dem ist aus der Sicht des Rezensenten uneinge-
schränkt zuzustimmen. Ein weiterer Beitrag der VorsRi
OLG Dr. Jutta Laws („Strafverteidigung in der staatlichen
Pflichtfachprüfung – mit Herz und Verstand!“) rundet
das gezeichnete Bild – getragen von einer ebensolchen Pra-
xisorientierung – in gelungener Weise ab (S 173ff).

Im V. Abschnitt des Bandes „Strafverteidigung und
Medien“ stellt sich Prof. Dr. Elisa Hoven (Universität Leip-
zig) diesem virulenten Topos in ihrem gleichnamigen Bei-
trag. Das für die Strafverteidigung „zweischneidige
Schwert“ wurde durch eine im April 2019 durchgeführte
Online-Umfrage unter (51) StrafverteidigerInnen mit teil-
weise geschlossenen und teilweise offenen Fragen zum Um-
gang und zu Erfahrungen mit Medien zu explorieren ver-
sucht. Die referierten Ergebnisse hinterlassen einen im Gro-
ßen und Ganzen eher unbefriedigenden Eindruck; einige
wenige Resultate seien berichtet: 54% der TeilnehmerInnen
bewerteten ihre Erfahrungen mit Medien „überwiegend ne-
gativ“, nur 8% „überwiegend positiv“. Ad Litigation-PR:
Zur Kooperation von StrafverteidigerInnen mit den Medien
gaben ca 30% an, schon einmal bewusst die mediale Auf-
merksamkeit auf einen bestimmten Fall gelenkt zu haben.
Letztlich – so die Autorin – lasse sich die Presse kaum
steuern, die Durchsetzung einer Strategie der Verteidigung
über Medien sei grundsätzlich zweifelhaft (S 196). Aller-
dings gaben 94% der Befragten an, mediale Berichterstat-
tung beeinflusse den Ausgang eines Strafverfahrens – so
weit, so letztlich vage viele der Antworten. Abschließend
wird über Ausgleichsmöglichkeiten punktuell und nicht ab-
schließend nachgedacht. Nicht unerwähnt soll bleiben, dass
zur Strafnorm des § 23 öMedienG angemerkt wird, dass es
ein Vorbild sein könnte, um mediale Einflussnahme auf
Strafverfahren zu unterbinden (S 209). Am Ende des Bei-
trags wird unter „Ausblick“ festgehalten, dass das Verhält-
nis zwischen Strafverteidigung und Medien ebenso kom-
plex wie ambivalent sei.

Insgesamt sind die flüssig und gut lesbar geschriebenen
Beiträge eine große Bereicherung zu vielen der aufgezeigten
Themenbereiche der Strafverteidigung. An der Strafvertei-
digung Interessierten ist die Lektüre nach Ansicht des Re-
zensenten sehr zu empfehlen, weil kritisch, anregungsreich,
fundiert und vor allem Problemebereiche ansprechend, die
für die Strafverteidigung in der Gegenwart und Zukunft
große Bedeutung haben.

Strafverteidigung 2020, Aktuelle Probleme, grund-
sätzliche Fragen – und ein Blick in die Zukunft.

Von Stephan Barton (Hrsg). Verlag Dr. Kovač, Hamburg
2020, 218 Seiten, br, € 91,40.

RICHARD SOYER
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Doppelvertretung
DISZIPLINARRECHT

§ 10 RAO; § 10 RL-BA 2015
Ob bzw wann eine Kollision vorliegt, ist weit zu interpretieren. Sachen hängen schon dann zusam-
men, wenn ein Interessenkonflikt zweier Parteien vorliegt oder wenn er sich (objektiv betrachtet)
abzeichnet. Dabei genügt schon die bloße Gefahr eines Interessenkonflikts, um von einer materiel-
len Doppelvertretung zu sprechen.
Das Verbot der Doppelvertretung wird nicht durch den Ablauf einer bestimmten Zeitspanne besei-
tigt.
OGH 2. 11. 2021, 20 Ds 9/21k

Sachverhalt:
Der Disziplinarbeschuldigte hatte R***** und F***** G*****
jun. im Jahr 2017 iZm dem beabsichtigten Umbau einer Im-
mobilie (Projekt *****) beraten und vertreten und danach als
Rechtsvertreter von Ing. C***** Gr*****, die bei diesem Pro-
jekt mit der Erstellung der Einreichplanung, des Bauansu-
chens, der Baubeschreibung und des Energieausweises be-
auftragt war, im Jahr 2019 Klage gegen R***** und F*****
G***** jun. wegen eines angeblich bereits fällig aushaftenden
Werkentgelts in Höhe von € 3.000,– eingebracht, diese bis
zur Rechtskraft eines bedingt abgeschlossenen Vergleichs
am 31. 7. 2019 vertreten sowie gleichzeitig auch die Interes-
sen der Prozessgegner R***** und F***** G***** jun. bei der
Bauverhandlung am 17. 7. 2019 vertreten.

Mit dem angefochtenen Erkenntnis wurde der Diszipli-
narbeschuldigte deshalb wegen des Verstoßes gegen §§ 9
und 10 RAO sowie § 10 RL-BA der Disziplinarvergehen
der Berufspflichtenverletzung und der Beeinträchtigung
von Ehre und Ansehen des Standes nach § 1 Abs 1 Fall 1
und 2 DSt schuldig erkannt. Der OGH gab seiner Berufung
gegen diesen Schuldspruch keine Folge.

Aus den Entscheidungsgründen:
Der Schuldspruch beruht auf dem Vorwurf, gegen das
„Doppelvertretungsverbot“ verstoßen zu haben (zur Termi-
nologie angesichts der Neufassung des § 10 RL-BA 1977
durch § 12a idF des Beschlusses der Vertreterversammlung
des ÖRAK vom 6. 5. 2011 Engelhart und Lehner in Engel-
hart et al, RAO10 § 10 RL-BA Rz 11 bzw § 1 DSt Rz 37). Das
in § 10 RAO und § 10 RL-BA kodifizierte Verbot der Ver-
letzung der Treuepflicht wegen Interessenkollision ist Aus-
fluss der in § 9 Abs 1 RAO normierten allgemeinen Pflicht
des Rechtsanwalts zur Interessenwahrung und Rechtsbe-
treuung gegenüber seinem Klienten. Die damit festgelegte
Treue stellt eine der Säulen des Rechtsanwaltsberufs dar
und verlangt, die übernommene Vertretung dem Gesetz ge-
mäß zu führen und die Rechte seiner Partei gegen jeder-
mann mit Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit zu vertreten
(Rohregger in Engelhart et al, RAO10 § 10 RAO Rz 5ff; Csok-
lich/Scheuba, Standesrecht3 63).

Das heißt aber auch, dass sich der Rechtsanwalt nach
dem Selbstverständnis der Anwaltschaft von jeglicher Kolli-

sion weitestgehend fernzuhalten hat. Ob bzw wann eine
Kollision vorliegt, ist sowohl begrifflich als auch aus Sicht
der rechtspolitisch dahinterstehenden Zielsetzung weit zu
interpretieren (Rohregger in Engelhart et al, RAO10 § 10
RAO Rz 11; Csoklich/Scheuba, Standesrecht3 66; RIS-Justiz
RS0054995 [T 13]; RS0117715). Das gilt sowohl für die in
§ 10 RAO bei der unechten (materiellen) Doppelvertretung
(zu den Begriffen Rohregger in Engelhart et al, RAO10 § 10
RAO Rz 9 ff; RIS-Justiz RS0054995) genannten „zusam-
menhängenden Sache“ als auch bei der Frage der Gegenpar-
tei: Sachen hängen iSd § 10 RAO schon dann zusammen,
wenn ein Interessenkonflikt zweier Parteien vorliegt oder
wenn er sich (objektiv betrachtet) abzeichnet. Dabei genügt
schon die bloße Gefahr eines Interessenkonflikts, um von
einer materiellen Doppelvertretung zu sprechen (RIS-Justiz
RS0054995 [T 29]; RS0117715 [T 3]; 20 Os 9/16y; 20 Ds 1/
17b). Auch die „Gegenpartei“ iSd § 10 RAO ist nach der
stRsp nicht nur auf die formal (prozess-)beteiligten Parteien
beschränkt, abzustellen ist vielmehr darauf, ob zwischen
Personen widerstreitende Interessen bestehen oder ob die
Gefahr droht, dass derartige widerstreitende Interessen be-
stehen könnten. Ist das der Fall, handelt es sich um eine
Gegenpartei iS des Gesetzes (RIS-Justiz RS0054995 [T 26];
24 Os 1/14y; 26 Os 3/14g; 28 Os 2/15a).

Vor diesem Hintergrund erweist sich die Berufung als
unberechtigt. Dass der Planungsauftrag gegenüber
Ing. Gr***** und der Aufgabenbereich des Beschuldigten
beim Umbau des Gebäudes eine „zusammenhängende Sa-
che“ betraf, liegt angesichts der weiten Begriffsdefinition auf
der Hand. Dasselbe gilt für die betroffenen Parteien. Abge-
sehen davon, dass es nicht auf den formellen Parteibegriff
(in concreto: im Bauverfahren), sondern auf die Interessen-
verfolgung ankommt, ergibt sich aus den Beweisergebnissen
zusätzlich, dass F***** jun. und R***** G***** zumindest
neben ihren Eltern (Mit-)Auftraggeber gewesen sind. Das
erhellt schon daraus, dass der Beschuldigte seine Honorar-
note für die Vertretung der Eltern in der Bauverhandlung
vom 17. 7. 2019 an F***** jun. und R***** G***** richtete.

Wenn der Beschuldigte aus dem Ersuchen der Familie
G***** zur weiteren Vertretung anlässlich des Vergleichsab-
schlusses beim Bezirksgericht T***** gleichsam eine (recht-

MICHAEL BURESCH
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fertigende) Zustimmung ableiten will, ist er darauf hinzu-
weisen, dass selbst die ausdrückliche Zustimmung einer
Partei den Rechtsanwalt nicht vom Vorwurf der Interessen-
kollision entschuldigen kann (RIS-Justiz RS0109463); abge-
sehen davon, dass damit der „Frontwechsel“ iZm den Ver-
tretungshandlungen im Jahr 2017 nicht saniert war. Wenn
sich der Beschuldigte damit rechtfertigt, seine ursprüngliche
Vertretungstätigkeit für F***** jun. und R***** G***** im
Jahr 2017 habe ohnehin bereits im Jahr 2017 geendet, wäh-
rend die Klage gegen sie aus dem Jahr 2019 stammt, ist ihm
entgegenzuhalten, dass das Verbot der Doppelvertretung

gem § 10 Abs 1 RAO nach der stRsp nicht durch den Ab-
lauf einer bestimmten Zeitspanne beseitigt wird (RIS-Justiz
RS0054972).

Anmerkung:
Zum Unterschied zwischen „materieller“ und „formeller“
Doppelvertretung (besser wohl: „Interessenkollision“) s
auch OGH 9. 3. 2021, 25 Ds 2/20s AnwBl 2021, 477ff.

MICHAEL BURESCH

Treuhandabwicklung
DISZIPLINARRECHT

§ 10a RAO
Bei faktischer Undurchführbarkeit der Abwicklung über das eATHB darf ein Rechtsanwalt die Treu-
handschaft nicht übernehmen.
OGH 13. 10. 2021, 26 Ds 2/21z

Sachverhalt:
Der Beschuldigte hatte eine im Jahr 2012 übernommene
Treuhandschaft weder dem Treuhandbuch der Rechtsan-
waltskammer gemeldet noch eine Untersagungserklärung
für eine solche Abwicklung eingeholt. Mit dem angefochte-
nen Erkenntnis des Disziplinarrats wurde der Beschuldigte
(unter anderem) deswegen der Verletzung von Berufs-
pflichten nach § 1 Abs 1 Fall 1 DSt schuldig erkannt und
zu einer Zusatzgeldbuße in der Höhe von € 2.000,– verur-
teilt, weil er §§ 9a, 10a Abs 2 und Abs 3 RAO verletzt hatte.
Der OGH gab seiner Berufung keine Folge.

Aus den Entscheidungsgründen:
Der Verfahrensrüge (Z 4) zuwider wurden durch Nichtent-
sprechung der in der Disziplinarverhandlung vom
17. 6. 2020 gestellten Anträge, Rechtsanwalt ***** „zum Be-
weis dafür, dass die [. . .] übernommene Treuhandschaft
über das Treuhandbuch nicht möglich war“, sowie *****
„zum Beweis dafür, dass das Treuhandbuch eine Treuhand-
meldung gar nicht annimmt, wenn die Konten darin nicht
angeführt sind“, als Zeugen zu vernehmen, Verteidigungs-
rechte nicht verletzt, weil das Beweisthema für die Schuld-
oder die Subsumtionsfrage nicht erheblich (Ratz,WK-StPO
§ 281 Rz 321) ist.

Bei behaupteter faktischer Undurchführbarkeit der Ab-
wicklung über das eATHB und mangels ausdrücklicher
schriftlicher Ablehnung der Abwicklung über die Treu-
handeinrichtung seitens der Treugeberin gem § 10a Abs 3
RAO (idF BGBl I 2010/58) hätte der Beschuldigte die Treu-
handschaft nämlich gar nicht übernehmen dürfen (arg: „ist
[. . .] abzuwickeln“; vgl § 10 Abs 2 RAO).

Die Rechtsrüge (Z 9 lit a) leitet nicht methodengerecht
aus dem Gesetz ab (RIS-Justiz RS0116565), weshalb die ge-
mäß Punkt 3 des am 31. 5. 2012 zwischen der ***** und
dem Beschuldigten abgeschlossenen „Trust Agreement“ ge-
troffene Vereinbarung, (zusammengefasst) gemäß den An-
weisungen des Treugebers oder einer von ihm bevollmäch-
tigten Person vorzugehen, keine „Bedingung“ iS des Punk-
tes 5.3. des Statuts 2010 der Treuhandeinrichtung der
Rechtsanwaltskammer Wien betreffend das eATHB sei,
sondern behauptet dies bloß unsubstanziiert. Nach jenem
Punkt 5.3. erfasst der Begriff „Treuhandschaft“ alle vom
Rechtsanwalt übernommenen entgeltlichen oder unentgelt-
lichen Aufträge, in deren Rahmen er den ausdrücklichen
schriftlichen Auftrag zur Verwahrung und späteren Ausfol-
gung eines bei ihm hinterlegten Geldbetrags für den Fall des
Eintritts einer oder mehrerer vorher bestimmter Bedingun-
gen (wie eben zB entsprechender Anweisungen durch den
Treugeber) an einen oder mehrere ihm als Begünstigte ge-
nannte Dritte übernimmt.

Weder die Rechtsanwaltsordnung noch das Treuhand-
statut der Rechtsanwaltskammer Wien beschränken übri-
gens die Regelungen des § 10a RAO auf Treuhandschaften
iZm Immobiliengeschäften.

Anmerkung:
Achtung: Mit dem BRÄG 2020 wurde die Möglichkeit
anonymer Treuhandschaften abgeschafft. § 10a Abs 3
RAO wurde aufgehoben.

MICHAEL BURESCH
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SUBSTITUTIONEN

WIEN

Übernehme Substitutionen in Wien und Umge-

bung, auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen

(Nähe Justizzentrum), auch Verfahrenshilfe und

Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsan-

walt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien. Telefon und

Fax (01) 713 78 33 und (01) 712 32 28, auch

außerhalb der Bürozeiten, oder Mobiltelefon

(0664) 430 33 73 und (0676) 603 25 33,

E-Mail: scheimpflug@aon.at

Verfahrenshilfe in Strafsachen.

RA Dr. Irene Pfeifer, Riemergasse 10, 1010 Wien,

Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56, Telefax

(01) 513 50 35, E-Mail: i.pfeifer.ra@chello.at,

übernimmt Substitutionen, auch Verfahrenshilfe

in Strafsachen und Rechtsmittel.

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-

straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax

(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen in

Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,

insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling

und Hernals.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exe-

kutionssachen) in Wien und Umgebung (in Wien

auch kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwäl-

te Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther

Reiffenstuhl, Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien

(nächst Justizzentrum Wien-Mitte). Telefon

(01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Claudia Stoitzner übernimmt – auch kurz-

fristig – Substitutionen aller Art in Wien und

Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Straf-, Zivil-

und Verwaltungssachen sowie Ausarbeitung

von Rechtsmittel und gänzliche Übernahme

von Verfahrenshilfesachen. Dr. Claudia Stoitz-

ner, Rechtsanwältin, Mariahilfer Straße 45/5/36,

1060 Wien, Tel.: (01) 585 33 00,

Fax: (01) 585 33 05, Mobil: (0664) 345 94 66,

E-Mail: office@rechtsanwaeltinstoitzner.com

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen –

auch kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch

in Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsa-

chen und Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies

in Wien und Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstra-

ße 11/4, Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,

Telefax (01) 713 07 96,

E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe

und Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz

Wien übernimmt RA Mag. Christian Bammer,

1070 Wien, Kaiserstraße 57–59/1/14B. Telefon

(01) 522 65 19, Telefax (01) 522 65 97, E-Mail:

office@ra-bammer.at, www.ra-bammer.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Um-

gebung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt

gerne Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwal-

tungssachen (auch Verfahrenshilfe, auch Rechts-

mittel). Telefon (01) 595 49 92 (Telefax -99), Mobil

(0680) 442 48 04, E-Mail: office@krumpel.net, Lo-

quaiplatz 13/19, 1060 Wien, www.krumpel.net

Erfahrener Prozessanwalt übernimmt Substi-

tutionen aller Art in ganz Wien. RA Dr. Stephan

Messner, 1130 Wien, Hietzinger Hauptstraße

22/D/B10A, Telefon: 01/876 30 96,

Telefax: 01/876 30 96-4.

E-Mail: ra.dr.messner@aon.at,

homepage: www.ra-messner.at

KÄRNTEN

Substitutionen aller Art (auch Strafsachen und

Verfahrenshilfen), insbesondere für die Bezirks-

gerichte Villach, Spittal/Drau, Klagenfurt,

Feldkirchen, Hermagor, auch kurzfristig – über-

nimmt Rechtsanwalt Mag. Markus Steinacher,

Italienerstraße 10b, 9500 Villach,

Telefon (04242) 23203 bzw.

E-Mail: office@ra-steinacher.at

STEIERMARK

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,

Kreuzgasse 2c, übernimmt für Sie gerne – auch

kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und

Strafsachen in Graz und Umgebung. Telefon

(0316) 82 65 54, Telefax DW 30,

E-Mail: office@anwalt-austria.at, Mobil erreichbar:

(0676) 310 48 52.

SALZBURG

ADAM & FELIX Rechtsanwälte KG, 5020 Salzburg,

Sigmund-Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitu-

tionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax DW -6,

office@adam-felix.at

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg,

mit Kanzleisitz unmittelbar neben Bezirks- und

Landesgericht Salzburg, übernimmt auch kurz-

fristigst Substitutionen in Zivil-, Straf- und Ver-

waltungssachen.

Telefon-Nr.: 0662/843164, Telefax: 0662/844443,

E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

Substitutionen in Zivil- und Verwaltungssa-

chen in Salzburg (Salzburg Stadt und Umge-

bung). Rechtsanwältin MMag. Lisa Pirker, Inns-

brucker Bundesstraße 126, 5020 Salzburg;

T: +43 662 62 71 36; M: +43 664 88 92 90 92;

E: office@pirker-ra.at

INTERNATIONAL

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelum-

schreibung, Substitution. Rechtsanwalt aus

München übernimmt sämtliche anwaltlichen

Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und

schnelle Bearbeitung garantiert! Rechtsanwalt

István Cocron, Liebigstraße 21, 80538 München,

Telefon (0049–89) 552 999 50, Telefax (0049–89)

552 999 90. Homepage: www.cllb.de

Deutschland: Rechtsanwalt Klamert (Mitglied

RAK Tirol/München) steht österreichischen Kol-

legen für Mandatsübernahmen/grenzüberschrei-

tende Angelegenheiten und Substitutionen/

Zwangsvollstreckungen jederzeit gerne in

Gesamt-Deutschland/Kitzbühel zur Verfügung.

Telefon 0049/89/540 239-0,

Telefax 0049/89/540 239-199,

E-Mail: klamert@klamertpartner.de;

www.klamertpartner.de
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Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner

von del Torre & partners), in Österreich und Ita-

lien zugelassene Rechtsanwältin, Kärntner Straße

35, 1010 Wien, und corso Verdi 90, 34170 Goerz,

und 33100 Udine, Via Cussignacco 5, Italien, steht

österreichischen Kollegen für Mandatsübernah-

men und staatenübergreifende Substitutionen

aller Art zur Verfügung.

Tel. 0039 (0432) 60 38 62,

Telefax 0039 (0432) 52 62 37,

Mobil 0039 334 162 68 13,

E-Mail: udine@euroius.it,

Internet: www.euroius.it

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmidt

Advocatuur aus Amsterdam mit Zweigstelle in

Österreich steht österreichischen Kollegen für

Mandatsübernahmen und bei grenzüberschrei-

tenden Angelegenheiten gerne zur Verfügung.

Bei Fragen zum Niederländischen Wirtschafts-

recht, Urheberrecht und Allgemeinen Zivilrecht

kontaktieren Sie RA Mag. J. Menno Schmidt

(M: +43 [0]680 118 1515). Amsterdam,

Sarphatistraat 370, NL-1018 GW,

Telefon +31 (0)20 320 03 60,

E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Ungarn: Substitutionen und sonstige anwaltliche

Aufgaben (Insbesondere aus Wirtschaftsrecht,

Handelsrecht, Gesellschaftsrecht, Immobilien-

recht und Arbeitsrecht) übernimmt Dr. Tibor

Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und Budapest bei

GÁLFFY & VECSEY, Vertrauensanwalt der öster-

reichischen Botschaft in Ungarn.

Kontakt: 1111 Budapest, Bartók Béla út 54.

Telefon +36 (1) 799 84 40

E-Mail: bp@ga-ve.com www.ga-ve.com

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herze-

gowina – Serbien –Montenegro –Mazedonien

– Kosovo: Rechtsanwaltskanzlei Mag. Dr. Mirko

Silvo Tischler d.o.o. (GmbH), Trdinova ulica 5,

SI-1000 Ljubljana, Vertrauensanwalt und Senat

der Wirtschaft, steht sämtlichen Kolleginnen

und Kollegen für cross-border-Mandatsübernah-

men in diversen Rechtssachen zur Verfügung.

Telefon +386 (0)1 434 76 12,

Telefax +386 (0)1 432 02 87,

E-Mail: office@mst-rechtsanwalt.com,

Web: www.mst-rechtsanwalt.com

LITERATURVERKAUF

OBERÖSTERREICH

Wegen bevorstehender Pensionierung, verkaufe

Handbibliothek, Schwerpunkt Zivilrecht, insbe-

sondere ZVR-Zeitschriften gebunden von

1956–2021, 2 Bände Schadenersatz, Verkehrs-

recht, Scheidungsrecht, 2 Bände Erbrecht uvm.

Kontakt: Tel. 0732/601230 oder 0699/11779481.

WIEN

Umfassende Anwaltsbibliothek zu veräußern.

Telefon 0699/108 73 993

KANZLEIABGABE

OBERÖSTERREICH

RA Dr. Joachim Rathbauer, Linz, Allgemeinkanzlei

mit Schwerpunkten im Asyl- und Fremdenrecht

sucht zur Kanzleiübernahme ab Sommer 2023

Nachfolger. Schöne zentrale Büroräumlichkeiten

(76m2) können gemietet/gekauft werden.

Kontakt: j.rathbauer@gmail.com oder 0664/

1132676.
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Indexzahlen 2021/2022 Dezember Jänner

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2015 (Ø 2015 = 100) 114,0 113,9*)

Großhandelsindex 2015 (Ø 2015 = 100) 118,5 121,6*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 2010 (Ø 2010 = 100) 126,3 126,1*)

Index der Verbraucherpreise 2005 (Ø 2005 = 100) 138,3 138,2*)

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) 152,8 152,7*)

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) 160,8 160,7*)

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) 210,3 210,1*)

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) 326,8 326,5*)

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) 573,7 573,1*)

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) 730,9 730,3*)

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) 733,4 732,7*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 6422,5 6416,5*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 5535,3 5530,0*)

Großhandelsindex (Ø 2010 = 100) 122,8 126,0*)

Großhandelsindex (Ø 2005 = 100) 136,1 139,6*)

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) 149,8 153,6*)

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) 154,3 158,3*)

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) 160,9 165,1*)

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) 214,3 219,9*)

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) 356,7 365,9*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 3479,4 3569,3

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

ÖSTERREICHISCHER RECHTSANWALTSKAMMERTAG · WOLLZEILE 1–3 · 1010 WIEN
TEL.: +43 1 535 12 75-0 · FAX: +43 1 535 12 75-13 · RECHTSANWAELTE@OERAK.AT · WWW.RECHTSANWAELTE.AT

DATENSCHUTZ Informationspflicht gemäß Art 13 DSGVO:
Das Österreichische Anwaltsblatt ist das Kundmachungsorgan des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages (ÖRAK). Im Rahmen des Österreichischen Anwaltsblatts informiert der
Österreichische Rechtsanwaltskammertag Rechtsanwälte, emeritierte Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter über die Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß Art 13 DSGVO
wie folgt:
Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen: Österreichischer Rechtsanwaltskammertag, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, +43 1 535 12 75-0, rechtsanwaelte@oerak.at,
https://www.rechtsanwaelte.at/. Den Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter an der Anschrift des Verantwortlichen sowie unter der E-Mail-Adresse dsba@oerak.at.
Der ÖRAK verarbeitet personenbezogene Daten der Rechtsanwälte, emeritierten Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter lediglich zur formalen Abwicklung der vom ÖRAK zu
besorgenden, gesetzlich vorgeschriebenen Geschäftsfälle, sowie personenbezogene Daten von Veranstaltungsteilnehmern zum Zwecke der Abwicklung der Veranstaltung auf Grundlage
deren Einwilligung sowie zur Erfüllung eines Vertragsverhältnisses. Der von der Verarbeitung Betroffene hat das Recht auf Auskunft über die gespeicherten Daten gemäß Art 15 DSGVO,
auf Berichtigung unzutreffender Daten gemäß Art 16 DSGVO, auf Löschung von Daten gemäß Art 17 DSGVO, auf Einschränkung der Verarbeitung von Daten gemäß Art 18 DSGVO,
auf Widerspruch gegen die unzumutbare Datenverarbeitung gemäß Art 21 DSGVO sowie auf Datenübertragbarkeit gemäß Art 20 DSGVO. Sofern die Verarbeitung aufgrund einer
Einwilligungserklärung erfolgt, hat die betroffene Person die Möglichkeit, diese jederzeit zu widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf
erfolgten Verarbeitung berührt wird. Der Betroffene hat das Recht, sich bei der Aufsichtsbehörde zu beschweren – zuständig ist in Österreich die Datenschutzbehörde.
Informationen zum Datenschutz finden Sie unter https://www.rechtsanwaelte.at/impressumdatenschutz/

IMPRESSUM gem. § 24 MedienG
Offenlegung gem. § 25 MedienG und Angaben zu § 5 ECG abrufbar unter https://www.manz.at/impressum
Medieninhaber: MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH. Anschrift: Kohlmarkt 16, 1010 Wien. Verlagsadresse: Johannesgasse 23, 1015 Wien (verlag@manz.at).
Herausgeber: RA Dr. Rupert Wolff, Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, Tel: (01) 535 12 75, Fax: (01) 535 12 75-13, E-Mail: rechts-
anwaelte@oerak.at, www.rechtsanwaelte.at Redaktionsbeirat: em. RA Dr. Gerhard Benn-Ibler, RA Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA Dr. Georg Fialka, em. RA Dr. Klaus Hoffmann,
RA Dr. Wolfgang Kleibel, RA Hon.-Prof. Dr. Elisabeth Scheuba, RA Dr. Rupert Wolff. Redakteure: Bernhard Hruschka Bakk., Generalsekretär des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertages und Mag. Christian Moser, Juristischer Dienst. Redaktion: Generalsekretariat des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, Wollzeile 1–3, 1010 Wien, Tel: (01) 535 12 75,
Fax: (01) 535 12 75-13, E-Mail: anwaltsblatt@oerak.at Hersteller: Ferdinand Berger & Söhne Ges.m.b.H., 3580 Horn. Herstellungsort: Horn, Österreich. Verlagsort: Wien, Österreich.
Zitiervorschlag: AnwBl 2022/Nummer; AnwBl 2022, Seite. Anzeigenkontakt: Stefan Dallinger, Tel: (01) 531 61-114, Fax: (01) 531 61-596, E-Mail: stefan.dallinger@manz.at Bezugs-
bedingungen: Das AnwBl erscheint 11x jährlich (1 Doppelheft). Der Bezugspreis 2022 (84. Jahrgang) beträgt € 336,– (inkl Versand in Österreich). Einzelheft € 36,70. Auslandspreise auf
Anfrage. Nicht rechtzeitig vor ihrem Ablauf abbestellte Abonnements gelten für ein weiteres Jahr als erneuert. Abbestellungen müssen schriftlich bis spätestens 18. November des
laufenden Abojahres beim Verlag einlangen. AZR: Die Abkürzungen entsprechen den „Abkürzungs- und Zitierregeln der österreichischen Rechtssprache und europarechtlicher Rechts-
quellen (AZR)“, 8. Aufl (Verlag MANZ, 2019). Urheberrechte: Sämtliche Rechte, insbesondere das Recht der Vervielfältigung und Verbreitung sowie der Übersetzung, sind vorbehalten.
Kein Teil der Zeitschrift darf in irgendeiner Form (durch Fotokopie, Mikrofilm oder ein anderes Verfahren) ohne schriftliche Genehmigung des Verlags reproduziert oder unter Ver-
wendung elektronischer Systeme gespeichert, verarbeitet, vervielfältigt oder verbreitet werden. Haftungsausschluss: Sämtliche Angaben in dieser Zeitschrift erfolgen trotz sorgfältiger
Bearbeitung ohne Gewähr. Eine Haftung der Autoren, der Herausgeber sowie des Verlags ist ausgeschlossen. Fotocredits: Aufmacher Schwerpunkt/Abhandlungen: istockphoto/baona;
Aufmacher Service: istockphoto/Bim; Legal Tech & Digitalisierung: shutterstock_523742284 ©Artistdesign29; Aufmacher Rechtsprechung: istockphoto/tomloel; Foto Umschlag: © foto-
novo.at, Daniel Novotny; Editorial Rupert Wolff: Julia Hammerle; Foto Christian Breitler: privat; Foto Michael Buresch: privat; Foto Ursula Koch: Werner Himmelbauer; Foto Jessica
König: privat; Foto Harun Pačić: FH des BFI Wien GmbH; Foto Lorin-Johannes Wagner: privat. Grafisches Konzept:WERTHER - Marketing- und Kommunikationsberatung, Türken-
schanzstraße 46, 1180 Wien. Wird an Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter unentgeltlich abgegeben. Nachdruck, auch auszugsweise, ist mit Zustimmung der Redaktion unter
Angabe der Quelle gestattet. Namentlich gezeichnete Beiträge geben ausschließlich die Meinung der Autoren wieder.
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BMW i3/i3s: von 125 kW (170 PS) bis 135 kW (184 PS), Kraftstoffverbrauch gesamt 
0,0 l/100 km, CO2-Emission 0,0 g CO2 / km, Stromverbrauch von 15,3 kWh bis 16,5 kWh /
 100 km. Angegebene Verbrauchs- und CO2-Emissionswerte ermittelt nach WLTP.

#bornelectric

* Angebot der BMW Austria Leasing GmbH, gültig bei Kaufvertragsabschluss 1.1.2022 bis 30.6.2022, Auslieferung und 
Anmeldung bis 30.6.2022. BMW Select Leasing für den BMW i3, Anschaffungswert höchstens € 34.386,- (E-Mobilitäts-
förderung Hersteller berücksichtigt), Anzahlung € 3.600,-, Laufzeit 48 Monate, Leasingentgelt ab € 199,- mtl., genaue Höhe 
abhängig von Sonderausstattung und Zubehör gem. individueller Konfiguration, 10.000 km p.a., Restwert € 21.664,80, 
Rechtsgeschäftsgebühr € 124,86, Bearbeitungsgebühr € 260,-, Vollkaskoversicherung vorausgesetzt, eff. Jahreszins 
0,79%, Sollzins variabel 0,40%, Gesamtbelastung € 35.201,66. Beträge inkl. USt. Angebot freibleibend. Änderungen und 
Irrtümer vorbehalten. Angebot gültig bei allen teilnehmenden BMW Partnern.

THE i3 DER BMW i3
JETZT AB

€ 199,– 
MONATLICH*

ANGEBOT SICHERN UND FREUDE AUFLADEN.

Wien

Wolfgang Denzel Auto AG

Erdbergstraße 189-193
1030 Wien
Tel.: 01/74 020-0

Gumpendorfer Straße 19
1060 Wien
Tel.: 01/588 78-0 www.DENZEL.at

n22-i3-fp-3_denzelwien_210x297mm_1_cm.indd   1 04.03.2022   11:52:22
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